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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RICHTLINIE 94/60/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 20. Dezember 1994

zur vierzehnten Änderung der Richtlinie 76/769/EWG zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten für Beschränkungen des Inverkehrbringens und der

Verwendung gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitungen

90/23 8/Euratom, EGKS, EWG ( 5 ) zum Aktionsplan
1990—1994 im Rahmen des Programms „Europa gegen
den Krebs" erlassen.

Die in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG ( 6) verzeich­
neten und als krebserzeugend in die Kategorien 1 oder 2
eingestuften Stoffe können Krebs erzeugen; diese Stoffe
und die sie enthaltenden Zubereitungen sollten deshalb
im Hinblick auf einen besseren Gesundheitsschutz nicht
an die breite Öffentlichkeit verkauft werden.

Die Stoffe in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG, die
als erbgutverändernd in Kategorie 1 oder 2 eingestuft
sind, können vererbbare genetische Schäden verursachen.
Im Hinblick auf einen besseren Gesundheitsschutz sollten
diese Stoffe und sie enthaltende Zubereitungen ebenfalls
nicht an die breite Öffentlichkeit verkauft werden.

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses (2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Zur Verwirklichung des Binnenmarktes sind geeignete
Maßnahmen zu ergreifen. Der Binnenmarkt umfaßt einen
Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gewähr­
leistet ist.

Die Arbeiten zur Verwirklichung des Binnenmarktes soll­
ten auch zu einer Verbesserung der Lebensqualität, des
Gesundheitsschutzes und der Verbrauchersicherheit bei­
tragen. Die in dieser Richtlinie vorgeschlagenen Maßnah­
men fallen in den Rahmen der Entschließung des Rates
vom 9. November 1989 über die künftigen Prioritäten bei
der Neubelebung der Verbraucherschutzpolitik (4).

Der Rat und die im Rat vereinigten Vertreter der Regie­
rungen der Mitgliedstaaten haben die Entscheidung

Die in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG verzeichne­
ten und als fortpflanzungsgefährdend in Kategorie 1 oder
2 eingestuften Stoffe können angeborene Mißbildungen
hervorrufen. Im Hinblick auf einen besseren Gesundheits­
schutz sollten auch diese Stoffe und sie enthaltende
Zubereitungen nicht an die breite Öffentlichkeit verkauft
werden.

Aus Gründen der Transparenz und der Klarheit sollten
diese Stoffe entsprechend einem anerkannten Verzeichnis,
vorzugsweise dem der IUPAC (Internationale Union für
reine und angewandte Chemie), aufgeführt werden. Die
Liste der gefährlichen Stoffe des Anhangs I der Richtlinie
67/548/EWG wird regelmäßig im Wege der Anpassung
an den technischen Fortschritt aktualisiert. Die Kommis­

0 ) ABl. Nr. C 157 vom 24. 6 . 1992, S. 6 .
( 2 ) ABl. Nr. C 332 vom 16 . 12. 1992, S. 8 .
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 19 . Januar

1994 ( ABl. Nr. C 44 vom 14 . 2 . 1994, S. 2 ), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 16 . Juni 1994 (ABl. Nr. C 244
vom 31 . 8 . 1994, S. 1 ) und Beschluß des Europäischen
Parlaments vom 26. Oktober 1994 (ABl. Nr. C 323 vom 21 .
11 . 1994).

( 5 ) ABl . Nr. L 137 vom 30. 5 . 1990, S. 79 .
( 6 ) ABl. Nr. L 196 vom 16. 8 . 1967, S. 1 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 91/632/EWG der Kommission
(ABl. Nr. L 338 vom 10. 12 . 1991 , S. 23 ).(4 ) ABl. Nr. C 294 vom 23. 11 . 1989, S. 1 .
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sion legt dem Europäischen Parlament und dem Rat
spätestens sechs Monate nach Veröffentlichung dieser
Anpassung an den technischen Fortschritt im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften einen Richtlinienvor­
schlag zur Regelung der als krebserzeugend in Kategorie
1 und 2, erbgutverändernd in Kategorie 1 und 2, fort­
pflanzungsgefährdend in Kategorie 1 und 2 neu eingestuf­
ten Stoffe vor, damit diese Richtlinie aktualisiert wird.

fung und das Funktionieren des Binnenmarkts. Die ein­
schlägigen Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bedür­
fen daher der Angleichung. Anhang I der Richtlinie
76/769/EWG (2) ist deshalb entsprechend zu ändern.

Diese Richtlinie läßt die Gemeinschaftsvorschriften unbe­
rührt, in denen die Mindestanforderungen an den Schutz
der Arbeitnehmer niedergelegt sind, wie die Richtlinie
89/391/EWG ( 3 ) und die darauf beruhenden Einzelricht­
linien, insbesondere die Richtlinie 90/394/EWG (4) —In dem genannten Vorschlag der Kommission werden die

Risiken und die Vorteile der neu eingestuften Stoffe sowie
die gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften betreffend die
Risikoanalyse berücksichtigt. HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

In Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG sind Grenzwerte
für einzelne Konzentrationen solcher Stoffe festgelegt,
und in Ermangelung von Grenzwerten sind in Anhang I
Tabelle VI der Richtlinie 88/379/EWG (*) für solche
Stoffe enthaltende Zubereitungen geltende allgemeine
Konzentrationsgrenzen festgelegt.

Artikel 1

Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird entsprechend
dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert.

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen die
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um
dieser Richtlinie bis spätestens ein Jahr nach dem Zeit­
punkt der Annahme dieser Richtlinie nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Gemäß dem Anhang dieser Richtlinie kann Kreosot auf­
grund seines Gehalts an bekannten karzinogenen Stoffen
gesundheitsschädlich sein. Daher sollten die Verwendung
von Kreosot zur Holzbehandlung sowie das Inverkehr­
bringen und die Verwendung von mit Kreosot behandel­
tem Holz eingeschränkt werden.

Einige Bestandteile von Kreosot sind schwer abbaubar
und für Lebewesen in der Umwelt schädlich. Sie können
über behandeltes Holz in die Umwelt gelangen.

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 20. Juni 1995 an.

(2 ) Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlas­
sen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch
einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

Einige chlorierte Lösungsmittel sind gesundheitsschädlich
und sollten in Stoffen und Zubereitungen nicht in den
öffentlichen Verkehr gebracht werden.

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 1994.

Bei den mit der vorliegenden Richtlinie eingeführten
Beschränkungen der Verwendung von Kreosot bei der
Holzbehandlung, des Inverkehrbringens und der Verwen­
dung von kreosotbehandeltem Holz, des Inverkehrbrin­
gens und der Verwendung von chlorierten Lösungsmitteln
wird dem gegenwärtigen Kenntnisstand bei der Entwick­
lung sicherer Alternativen Rechnung getragen.

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

K. HÄNSCH

Die Einschränkungen der Verwendung oder des Inver­
kehrbringens, die bestimmte Mitgliedstaaten für die oben
erwähnten Stoffe oder sie enthaltende Zubereitungen
bereits erlassen haben, beeinflussen unmittelbar die Schaf­

( 2 ) ABl. Nr. L 262 vom 27. 9 . 1976, S. 201 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 91/659/EWG der Kommission
(ABl. Nr. L 363 vom 31 . 12. 1991, S. 36 ).(') ABl. Nr. L 187 vom 16 . 7. 1988, S. 14. Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 93/18/EWG der Kommission
(ABl. Nr. L 104 vom 29. 4. 1993, S. 46).

( 3 ) ABl. Nr. L 183 vom 29. 6. 1989, S. 1 .
(4 ) ABl. Nr. L 196 vom 26. 7. 1990, S. 1 .
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ANHANG

Anhang I der Richtlinie 76/769/EWG wird durch folgende Nummern ergänzt:

BeschränkungsbedingungenBezeichnung der Stoffe, der Stoffgruppen oder der
Zubereitungen

„29. Stoffe in Anhang I der Richtlinie 67/548/
EWG, die als ,krebserzeugend Kategorie 1
öder krebserzeugend Kategorie 2' eingestuft
und mindestens als ,giftig (T)' und mit dem
Gefahrensatz R 45 : ,Kann Krebs erzeugen'
oder mit dem Gefahrensatz R 49 ,Kann
Krebs erzeugen beim Einatmen' gekennzeich­
net werden und wie folgt aufgeführt sind:
»Krebserzeugend Kategorie 1 ': Siehe erste
Liste in der Anlage.
,Krebserzeugend Kategorie 2': Siehe zweite
Liste in der Anlage.

Dürfen in Stoffen und Zubereitungen, die in den
Verkehr gebracht werden und zum Verkauf an die
breite Öffentlichkeit bestimmt sind, nicht in Ein­
zelkonzentrationen in Höhe der nachstehenden
Konzentrationen oder darüber verwendet werden:

— in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG festge­
legte Konzentrationen oder

— in Nummer 6 der Tabelle VI von Anhang I der
Richtlinie 88/379/EWG festgelegte Konzentra­
tionen, wenn Anhang I der Richtlinie 67/548/
EWG keinen Konzentrationsgrenzwert ent­
hält.

Unbeschadet der übrigen gemeinschaftlichen Vor­
schriften auf dem Gebiet der Einstufung, Verpak­
kung und Etikettierung gefährlicher Stoffe und
Zubereitungen muß die Verpackung solcher Stoffe
und Zubereitungen gut leserlich und unzerstörbar
mit folgender Aufschrift versehen sein: ,Nur für
den gewerblichen Verwender. Achtung — Exposi­
tion vermeiden — Vor Gebrauch besondere
Anweisungen einholen.'

In Abweichung hiervon gilt diese Vorschrift nicht
für:

a) Human- und Tierarzneimittel gemäß - der
Richtlinie 65/65/EWG ( ! );

b ) kosmetische Mittel gemäß der Richtlinie 76/
768/EWG ( 2 );

c) — Kraftstoffe, die Gegenstand der Richtlinie
85/210/EWG (3 ) sind,

— Mineralölerzeugnisse, die zur Verwendung
als Brennstoff oder Kraftstoff in bewegli­
chen oder feststehenden Verbrennungsanla­
gen bestimmt sind,

— Brennstoffe, die in geschlossenen Systemen
(z . B. Flüssiggasflaschen) verkauft werden;

d) andere in Anhang I dieser Richtlinie außer in
den Rubriken 30 und 31 aufgeführte Stoffe
und Zubereitungen;

e) Farben für Künstler gemäß der Richtlinie 88/
379/EWG (4).

30. Stoffe in Anhang I der Richtlinie 67/548/
EWG, die als ,erbgutverändernd Kategorie 1
oder erbgutverändernd Kategorie 2' einge­
stuft und mit dem Gefahrensatz R 46 : ,Kann
vererbbare Schäden verursachen' gekenn- "

Dürfen in Stoffen und Zubereitungen, die in den
Verkehr gebracht werden und zum Verkauf an die
breite Öffentlichkeit bestimmt sind, nicht in Ein­
zelkonzentrationen in Höhe der nachstehenden
Konzentrationen oder darüber verwendet werden:

(») ABl. Nr. L 22 vom 9. 2. 1965, S. 369. Richtlinie
zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/39/EWG
( ABl. Nr. L 214 vom 24. 8 . 1993, S. 22 ).

(2 ) ABl. Nr. L 262 vom 27. 9 . 1976, S. 169. Richtlinie
zuletzt geändert durch die Richtlinie 93/35/EWG
(ABl. Nr. L 151 vom 23. 6. 1993, S. 32 ).

( 3 ) ABl. Nr. L 96 vom 3. 4 . 1985, S. 25 .
(4 ) ABl. Nr. L 187 vom 16. 7. 1988, S. 14.
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zeichnet werden und wie folgt aufgeführt
sind:

,Erbgutverändernd Kategorie 1 ': Siehe dritte
Liste in der Anlage.
,Erbgutverändernd Kategorie 2': Siehe vierte
Liste in der Anlage.

— in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG festge­
legte Konzentrationen oder

— in Nummer 6 der Tabelle VI von Anhang I der
Richtlinie 88/379/EWG festgelegte Konzentra­
tionen, wenn Anhang I der Richtlinie 67/548/
EWG keinen Konzentrationsgrenzwert ent­
hält.

Unbeschadet der übrigen gemeinschaftlichen Vor­
schriften auf dem Gebiet der Einstufung, Verpak­
kung und Etikettierung gefährlicher Stoffe und
Zubereitungen muß die Verpackung solcher Stoffe
und Zubereitungen gut leserlich und unzerstörbar
mit folgender Aufschrift versehen sein: ,Nur für
den gewerblichen Verwender. Achtung — Exposi­
tion vermeiden — Vor Gebrauch besondere
Anweisungen einholen.'

In Abweichung hiervon gilt diese Vorschrift nicht
für:

a ) Human- und Tierarzneimittel gemäß der
Richtlinie 65/65/EWG; .

b ) kosmetische Mittel gemäß der Richtlinie 76/
768/EWG;

c ) — Kraftstoffe, die Gegenstand der Richtlinie
85/210/EWG sind,

— Mineralölerzeugnisse, die zur Verwendung
als Brennstoff oder Kraftstoff in bewegli­
chen oder feststehenden Verbrennungsanla­
gen bestimmt sind,

— Brennstoffe, die in geschlossenen Systemen
" (z. B. Flüssiggasflaschen) verkauft werden;

d) andere in Anhang I dieser Richtlinie außer in
den Rubriken 29 und 31 aufgeführte Stoffe
und Zubereitungen;

e ) Farben für Künstler gemäß der Richtlinie 88/
379/EWG.

31 . Stoffe in Anhang I der Richtlinie 67/548/
EWG, die als »fortpflanzungsgefährdend Ka­
tegorie I oder forpflanzungsgefährdend Kate­
gorie 2' eingestuft und mit dem Gefahrensatz
R 60: ,Kann die Fortpflanzungsfähigkeit
beeinträchtigen' und/oder R 61 : ,Kann das
Kind im Mutterleib schädigen' gekennzeich­
net werden und wie folgt aufgeführt sind:
fortpflanzungsgefährdend Kategorie 1 ':
Siehe fünfte Liste der Anlage.
»Fortpflanzungsgefährdend Kategorie 2':
Siehe sechste Liste der Anlage.

Dürfen in Stoffen und Zubereitungen, die in den
Verkehr gebracht werden und zum Verkauf an die
breite Öffentlichkeit bestimmt sind, nicht in Ein­
zelkonzentrationen in i Höhe der nachstehenden
Konzentrationen oder darüber verwendet werden:

— in Anhang I der Richtlinie 67/548/EWG festge­
legte Konzentrationen oder

— in Nummer 6 der Tabelle VI von Anhang I der
Richtlinie 88/379/EWG festgelegte Konzentra­
tionen, wenn Anhang I der Richtlinie 67/548/
EWG keinen Konzentrationsgrenzwert ent­
hält.

Unbeschadet der übrigen gemeinschaftlichen Vor­
schriften auf dem Gebiet der Einstufung, Verpak­
kung und Etikettierung gefährlicher Stoffe und
Zubereitungen muß die Verpackung solcher Stoffe
und Zubereitungen gut leserlich und unzerstörbar
mit folgender Aufschrift versehen sein: ,Nur für
den gewerblichen Verwender. Achtung — Exposi­
tion vermeiden — Vor Gebrauch besondere
Anweisungen einholen."

In Abweichung hiervon gilt diese Vorschrift nicht
für:

a ) Human- und Tierarzneimittel gemäß der
Richtlinie 65/65/EWG;
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b) kosmetische Mittel gemäß der Richtlinie 76/
768/EWG;

c) — Kraftstoffe, die Gegenstand der Richtlinie
85/210/EWG sind,

— Mineralölerzeugnisse, die zur Verwendung
als Brennstoff oder Kraftstoff in bewegli­
chen oder feststehenden Verbrennungsanla­
gen bestimmt sind,

— Brennstoffe, die in geschlossenen Systemen
(z . B. Flüssiggasflaschen) verkauft werden;

d) andere in Anhang I dieser Richtlinie außer in
den Rubriken 29 und 30 aufgeführte Stoffe
und Zubereitungen;

e ) Farben für Künstler gemäß der Richtlinie 88/
379/EWG.

32. Stoffe und Zubereitungen, die einen oder
mehrere der folgenden Stoffe enthalten:
a) Kreosot EINECS-Nr. 232-287-5

CAS-Nr. 8001-58-9

b) Kreosotöl EINECS-Nr. 263-047-8
CAS-Nr. 61789-28-4

c) Destillate (Kohlenteer), Naphtalinöl EIN­
ECS-Nr. 283-484-8 CAS-Nr. 84650-04-4

d) Kreosotöl, Acenaphtanfraktion EINECS­
Nr. 292-605-3 CAS-Nr. 90640-84-9 '

e) höhersiedende Destillate
(Kohlenteer) EINECS-Nr. 266-026-1
CAS-Nr. 65996-91-0

f) Antracenöl EINECS-Nr. 292-602-7
CAS-Nr. 90640-80-5

g) Teersäuren, Kohle, Rohöl EINECS-Nr.
266-019-3 CAS-Nr. 65996-85-2

h) Kreosot, Holz EINECS-Nr. 232-419-1
CAS-Nr. 8021-39-4

j ) Niedrigtemperatur-Kohleteeralkalin, Ex­
traktrückstände EINECS-Nr. 310-191-5
CAS-Nr. 122384-78-5

32.1 . Dürfen nicht zur Holzbehandlung verwen­
det werden, wenn sie
a) Benzo(a)pyren mit einer Massenkonzen­

tration von über 0,005 %
oder

b) wasserlösliche Phenole mit einer
Massenkonzentration von über 3 %
oder a) und b ) enthalten.

Ferner darf damit behandeltes Holz nicht in
den Verkehr gebracht werden.
Ausnahmen:

" i ) Diese Stoffe und Zubereitungen dürfen
zur Holzbehandlung in industriellen Ver­
fahren verwendet werden, wenn sie
a) Benzo(a)pyren mit einer Massenkon­

zentration von weniger als 0,05 %
und

b ) wasserlösliche Phenole mit einer
Massenkonzentration von weniger
als 3 % enthalten.

Solche Substanzen und Zubereitungen
dürfen

— nur in Verpackungen mit einem Fas­
sungsvermögen von 200 Liter oder
mehr in den Verkehr gebracht wer­
den,

— nicht an die breite Öffentlichkeit ver­
kauft werden.

Unbeschadet der Anwendung anderer
Gemeinschaftsvorschriften über die Ein­
stufung, Verpackung und Etikettierung
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen
muß die Verpackung solcher Stoffe und
Zubereitungen leserlich und unzerstör­
bar mit folgender Aufschrift gekenn­
zeichnet sein: »Verwendung nur in Indu­

■ strieanlagen'.
ii ) Für nach Ziffer i ) behandeltes Holz, das

zum ersten Mal in den Verkehr gebracht
wird, gilt: Die Verwendung ist aus­
schließlich für gewerbliche und indu­
strielle Zwecke erlaubt (z. B. Eisenbahn,
Stromtransport, Zäune, Häferi, Wasser­
wege).

Die Verwendung ist jedoch verboten:
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— innerhalb von Gebäuden, zu dekora­
tiven oder anderen Zwecken, unab­
hängig von der Zweckbestimmung
dieser Gebäude (Wohnung, Arbeit,
Freizeitgestaltung) ;

— für die Anfertigung von Behältern für
Anbauzwecke und deren etwaige
Wiederaufarbeitung und für die An­
fertigung von Verpackungen bzw.
Materialien, die mit Roh-, Zwischen­
und/oder Enderzeugnissen für die
menschliche und/oder tierische Er­
nährung in Berührung kommen bzw.
diese kontaminieren können, sowie
deren etwaige Wiederaufarbeitung;

— auf Spielplätzen und anderen der
Öffentlichkeit zugänglichen Orten im
Freien, die der Freizeitgestaltung die­
nen bzw. unter anderen Umständen,
unter denen die Gefahr besteht, daß
das Holz mit der Haut in Berührung
kommt.

iii ) Bei früher behandeltem Holz gilt dieses
Verbot nicht, wenn dieses auf dem
Gebrauchtwarenmarkt verkauft wird. Es
darf jedoch nicht verwendet werden:
— innerhalb von Gebäuden, ob zu

dekorativen oder anderen Zwecken,
unabhängig von der Zweckbestim­
mung dieser Gebäude (Wohnung,
Arbeit, Freizeigestaltung);

— für die Anfertigung von Behältern für
Anbauzwecke und deren etwaige
Wiederaufarbeitung und für die An­
fertigung von Verpackungen bzw.
Materialien, die mit Roh-, Zwischen­
und/oder Enderzeugnissen für die
menschliche und/oder tierische Er­
nährung in Berührung kommen bzw.
diese kontaminieren können, sowie
deren etwaige Wiederaufarbeitung;

— auf Spielplätzen und anderen -der
Öffentlichkeit zugänglichen Orten im
Freien, die der Freizeitgestaltung die­
nen .

Darf in Konzentrationen von 0,1 Gewichtsprozent
oder darüber nicht in Stoffen und Zubereitungen
verwendet werden, die zum Verkauf an die breite
Öffentlichkeit bestimmt sind.

Unbeschadet der Anwendung anderer Gemein­
schaftsvorschriften über die Einstufung, Verpak­
kung. und Etikettierung gefährlicher Stoffe und
Zubereitungen, muß die Verpackung von Stoffen
und Zubereitungen, die diese Stoffe in Konzentra­
tionen von 0,1 Gewichtsprozent oder darüber
enthalten, leserlich und unzerstörbar mit folgender
Aufschrift: gekennzeichnet sein: ,Nur für den
gewerblichen Verwender.'
In Abweichung hiervon gilt diese Vorschrift nicht
für:

a ) Human- und Tierarzneimittel gemäß der
Richtlinie 65/65/EWG, zuletzt geändert durch
die Richtlinie 89/381/EWG;

b) kosmetische Mittel gemäß der Richtlinie 76/
768/EWG, zuletzt geändert durch die Richtli­
nie 89/679/EWG.

33 . Chloroform CAS-Nr. 67-66-3

34. Kohlenstoff-Tetrachlorid CAS-Nr. 56-23-5

35 . 1 , 1 ,2-Trichlorethan CAS-Nr. 79-00-5

36. . 1,1,2,2,-Tetrachlorethan CAS-Nr. 79-34-5

37. 1,1,1,2-Tetrachlorethan CAS-Nr. 630-20-6

38 . Pentachlorethan CAS-Nr. 76-01-7

39. 1,1-Dichlorethylen CAS-Nr. 75-35-4

40. 1,1,1-Trichlorethan CAS-Nr. 71-55-6
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ANLAGE

Nummer 29 — Krebserzeugende Stoffe

Liste 1 , Kategorie 1

2-Naphthylamin
4-Aminobiphenyl
Benzidin; 4,4'-Diaminobiphenyl
Chromtrioxid; Chromsäureanhydrid
Arsensäure und seine Salze
Diarsenpentaoxid
Diarsentrioxid, Arsentrioxid
Asbest

Benzol
Bis(chlormethyl)ether;
Chlormethyl-methylether; Chlordimethylether
Dinickeltrioxid
Erionit
Nickeldioxid
Nickelmonoxid
Trinickeldisulfid
Nickelsulfid
Salze von 2-Naphthylamin
Salze von 4-Aminobiphenyl
Salze von Benzidin
Vinylchlorid; Chlorethylen
Zinkchromate, einschließlich Zinkkaliumchromat

CAS-Nr. 91-59-8
CAS-Nr. 92-67-1
CAS-Nr. 92-87-5
CAS-Nr. 1333-82-0
CAS-Nr. —
CAS-Nr. 1303-28-2
CAS-Nr. 1327-53-3
CAS-Nr. 132207-33-1

132207-32-0
12172-73-5
77536-66-4
77536-68-6
77536-67-5

CAS-Nr. 71-43-2
CAS-Nr. 542-88-1
CAS-Nr. 107-30-2
CAS-Nr. 1314-06-3
CAS-Nr. 12510-42-8 ,
CAS-Nr. 12035-36-8
CAS-Nr. 1313-99-1
CAS-Nr. 12035-72-2
CAS-Nr. 16812-54-7
CAS-Nr. —
CAS-Nr. —
CAS-Nr. —
CAS-Nr. 75-01-4
CAS-Nr. —

Liste 2, Kategorie 2

1 -Methyl-3-nitro- 1 -nitroso-guanidin
1 ,2-Dibrom-3-Chlorpropan
1 .2-Dimethylhydrazin
1.3-Butadien
1 ,3 -Dichlor-2-propanol
1.3-Propansulton
3-Propanolid; 1,3-Propiolacton
1 .4-Dichlorbut-2-en
2-Nitronaphthalin
2-Nitropropan
2.2 ' -DichIor-4,4 ' -methylendianilin;

4,4 ' -Methylen-bis(2-chloroanilin )
2,2'-(Nitrosoimino)bisethanol
3.3 ' -Dichlorbenzidin
3,3'-Dimethoxybenzidin; o-Dianisidin
3,3'-Dimethylbenzidin; o-Tolidin
4-Aminoazobenzol
4-Amino-3-fluorphenol
4-Methyl-m-Phenylendiamin; 2,4 Toluylendiamin
4-Nitrobiphenyl
4.4 ' -Methylendi-o-toluidin
4,4 ' -Diamino-diphenyi-methan
5-Nitroacenaphthen
4-o-Tolylazo-o-toluidin; 4-Amino-2 ' ,3 -dimethylazobenzol;

Echtgranat-GBC-base; AAT
4-amino-2 ' ,3-dimethylazobenzeen;
Dinatrium-{5[(4'-((2,6-dihydroxy-3-((2-hydroxy-5­

sulfophenyl )azo)phenyl ) azo) ( 1 , 1 ' -biphenyl) -4-yl )azo]salicylato
(4-)}cuprat(2-);

Cadmiumoxid
Extrakte (Erdöl), schwere naphthenhaltige Destillat-Lösungsmittel
Extrakte (Erdöl), schwere paraffinhaltige Destillat-Lösungsmittel
Extrakte (Erdöl), leichte naphthenhaltige Destillat-Lösungsmittel

CAS-Nr. 70-25-7
CAS-Nr. 96-12-8
CAS-Nr. 540-73-8
CAS-Nr. 106-99-0
CAS-Nr. 96-23-1
CAS-Nr. 1120-71-4
CAS-Nr. 57-57-8
CAS-Nr. 764-41-0
CAS-Nr. 581-89-5
CAS-Nr. 79-46-9
CAS-Nr. 101-14-4

CAS-Nr. 1116-54-7
CAS-Nr. 91-94-1
CAS-Nr. 119-90-4
CAS-Nr. 119-93-7
CAS-Nr. 60-09-3
CAS-Nr. 399-95-1
CAS-Nr. 95-80-7
CAS-Nr. 92-93-3
CAS-Nr. 838-88-0
CAS-Nr. 101-77-9
CAS-Nr. 602-87-9

CAS-Nr. 97-56-3
CAS-Nr. 16071-86-6

CAS-Nr. 1306-19-0
CAS-Nr. 64742-11-6
CAS-Nr. 64742-04-7
CAS-Nr. 64742-03-6
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Extrakte (Erdöl), leichte paraffinhaltige Destillat-Lösungsmittel CAS-Nr. 64742-05-8
Extrakte (Erdöl), leichtes Vakuum-Gasöl-Lösungsmittel CAS-Nr. 91995-78-7
Kohlenwasserstoffe, C26-55-, Aromatenreich CAS-Nr. 97722-04-8
N,N-Dimethylhydrazin CAS-Nr. 57-14-7
Acrylamid CAS-Nr. 79-06-1
Acrylnitril , CAS-Nr. 107-13-1
a,a,a-Trichlor-toluol CAS-Nr. 98-07-7
Benzo[a]anthracen CAS-Nr. 56-55-3
Benzo[a]pyren; Benzo[d,e,f]chrysen CAS-Nr. 50-32-8
Benzo[b]fluoranthen; Benzo[e]acephenantrylen CAS-Nr. 205-99-2
Benzo[j]fluoranthen CAS-Nr. 205-82-3
Benzo[k]fluoranthen CAS-Nr. 207-08-9
Beryllium CAS-Nr. 7440-41-7
BerylliumVerbindungen, ausgenommen Beryllium-Tonerdesilikate CAS-Nr. —
Cadmiumchlorid CAS-Nr. 10108-64-2
Cadmiumsulfat CAS-Nr. 10124-36-4
Calciumchromat CAS-Nr. 13765-19-0
Captafol (ISO); ' CAS-Nr. 2425-06-1

l,2,3,6-Tetrahydro-N-(l,l,2,2-tetrachlorethylthio)phthalimid
Carbadox (INN); CAS-Nr. 6804-07-5

Methyl-3-(chinoxalin-2-ylmethylen)carbazat-l,4-dioxid;
2-(Methoxycarbonylhydrazonomethyl)chinoxalin-l,4-dioxid

Chrom(III)-chromat; Chrom(III)-Salz der Chrom(VI)-Säure CAS-Nr. 24613-89-6
Diazomethan CAS-Nr. 334-88-3
Dibenz{a,h}anthracen CAS-Nr. 53-70-3
Diethylsulfat CAS-Nr. 64-67-5
Dimethylsulfat CAS-Nr. 77-78-1
Dimethylearbamoylchlorid CAS-Nr. 79-44-7
Dimethylnitrosamin; N-Nitrosodimethylamin CAS-Nr. 62-75-9
Dimethylsulfamoylchlorid CAS-Nr. 13360-57-1
1-Chlor-2,3-epoxypropan; Epichlorhydrin CAS-Nr. 106-89-8
1,2-Dichlorethan; Ethylenchlorid CAS-Nr. 107-06-2
Ethylenoxid; Oxiran CAS-Nr. 75-21-8
Ethylenimin; Aziridin CAS-Nr. 151-56-4
Hexachlorbenzol CAS-Nr. 118-74-1
Hexamethylphosphorsäuretriamid CAS-Nr. 680-31-9
Hydrazin CAS-Nr. 302-01-2
Hydrazobenzol CAS-Nr. 122-66-7
Methylacrylamidomethoxyacetat (mit 2: 0,1 % Acrylamid) CAS-Nr. 77402-03-0
Methyl-ONN-azoxy)-methylacetat; Methylazoxymethylacetat CAS-Nr. 592-62-1
Nitrofen (ISO); 2,4-Dichlorphenyl-4-nitrophenylether CAS-Nr. 1836-75-5
Nitrosodipropylamin CAS-Nr. 621-64-7
2-Methoxy-anilin; o-Anisidin CAS-Nr. 90-04-0
Kaliumbromat CAS-Nr. 7758-01-2
Propylenoxid; CAS-Nr. 75-56-9
o-Toluidin CAS-Nr. 95-53-4
2-Methylaziridin; Propylenimin CAS-Nr. 75-55-8
Salze von 2,2'-Dichlor-4,4'-Methylendianilin; Salze von CAS-Nr. —

4,4'-Methylen-bis(2-chloranilin)
Salze von 3,3'-Dichlorbenzidin CAS-Nr. —
Salze von 3,3'-Dimethoxybenzidin; Salze von o-Dianisidin CAS-Nr. —
Salze von 3,3'-Dimethylbenzidin; Salze von ö-Tolidin CAS-Nr. —
Strontiumchromat CAS-Nr. 778906-2
Styroloxid; (Epoxyethyl)benzol; Phenyloxiran CAS-Nr. 96-09-3
Sulfallat (ISO); 2-Chlorallyldiethyldithiocarbamat CAS-Nr. 95-06-7
Thioacetamid CAS-Nr. 62-55-5
Urethan (INN); Ethylcarbamat CAS-Nr. 51-79-6

Nummer 30 — Erbgutverändernde Stoffe

Liste 3, Kategorie 1

In diese Kategorie wurden keine Stoffe eingestuft.

Liste 4, Kategorie 2

l,2-Dibrom-3-Chlorpropan
Acrylamid

CAS-Nr. 96-12-8
CAS-Nr. 79-06-1
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Benzo[a]pyren; Benzo[d,e,f]chrysen
Diethylsulfat
Ethylenoxid; Oxiran
Ethylenimin; Aziridin
Hexamethylphosphorsäuretriamid
Methylacrylamidomethoxyacetat (mit 2:0,1 % Acrylamid)

CAS-Nr. 50-32-8
CAS-Nr. 64-67-5
CAS-Nr. 75-21-8
CAS-Nr. 151-56-4
CAS-Nr. 680-31-9
CAS-Nr. 77402-03-0

Nummer 31 — Fortpflanzungsgefährdende Stoffe

Liste 5, Kategorie 1

Bleihexafluorsilikat
Bleiacetat, basisch
Bleialkyle
Bleiazid
Bleichromat
Bleiverbindungen mit Ausnahme der namentlich, in diesem Anhang

bezeichneten
Bleidi(acetat)
Blei-2,4,6-Trinitroresorcinat; Trizinat
Blei(II)methansulfonat
Tribleibis(orthophosphat)
Warfarin ('); 4-Hydroxy-3-(3-oxo-l-phenyl)-butyl-cumarin

CAS-Nr. 25808-74-6
CAS-Nr. 1335-32-6
CAS-Nr. —
CAS-Nr. 13424-46-9
CAS-Nr. 7758-97-6
CAS-Nr. —

CAS-Nr. 301-04-2
CAS-Nr. 15245-44-0
CAS-Nr. 1*7570-76-2
CAS-Nr. 7446-27-7
CAS-Nr. 81-81-2

Liste 6, Kategorie 2

2-Ethoxy-ethanol; Ethylglykol
2-Ethylhexyl-3,5-bis( 1 ,1 -dimethylethyl)-4­

hydroxyphenyl methyl thio acetat
2-Methoxy-ethanol; Methylglykol
Benzo[a]pyren; Benzo[d,e,f]chrysen
Binapacryl (ISO); 2-sec-Butyl-4,6-dinitrophenyl-3-methylcrotonat
N,N-Dimethylformamid
Dinoseb; 6-( 1 -Methyl-propyl)-2,4-dinitro-phenol
Dinoterb; 2-tert-Butyl-4,6-dinitro-phenol
Ethylenthioharnstoff; Imidazolidin-2-thion
2-Ethoxy-ethylacetat; Ethylglycolacetat
(Methyl-ONN-azoxy)-methylacetat; Methylazoxymethylacetat
2-Methoxy-ethylacetat; Methylglykolacetat
Nickeltetracarbonyl
Nitrofen (ISO); 2,4-Dichlorphenyl-4-nitrophenylether
Salze und Ester des Dinoseb, mit Ausnahme der namentlich in

dieser Anlage bezeichneten
Salze und Ester des Dinoterb

CAS-Nr. 110-80-5
CAS-Nr. 80387-97-9
CAS-Nr. 109-86-4
CAS-Nr. 50-32-8
CAS-Nr. 485-31-4

CAS-Nr. 68-12-2
CAS-Nr. 88-85-7
CAS-Nr. 1420-07-1
CAS-Nr. 96-45-7
CAS-Nr. 111-15-9
CAS-Nr. 592-62-1
CAS-Nr. 110-49-6
CAS-Nr. 13463-39-3
CAS-Nr. 1836-75-5
CAS-Nr. —

CAS-Nr. —

(') Die Bezeichnung ,Warfarin' ist in Frankreich nicht zugelassen (dort: ,Coumafene')."
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BUCHTLINIE 94/62/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 20. Dezember 1994

über Verpackungen und Verpackungsabfälle

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikel 189b des Vertrags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die unterschiedlichen Maßnahmen der Mitgliedstaaten im
Bereich der Verpackungen und der Verpackungsabfallbe­
wirtschaftung sind zu harmonisieren, um einerseits Aus­
wirkungen dieser Abfälle auf die Umwelt zu vermeiden
oder solche Auswirkungen zu verringern und so ein hohes
Umweltschutzniveau sicherzustellen und andererseits das
Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten und zu
verhindern, daß es in der Gemeinschaft zu Handelshemm­
nissen und Wettbewerbsverzerrungen und -beschränkun­
gen kommt.

Die beste Art, Verpackungsabfall zu vermeiden, ist die
Verringerung der Gesamtmenge an Verpackungen.

Angesichts der Ziele dieser Richtlinie ist es wichtig,
grundsätzlich darauf zu achten, daß die zum Schutz der
Umwelt getroffenen Maßnahmen eines Mitgliedstaats die
anderen Mitgliedstaaten nicht daran hindern, die Ziele
der Richtlinie zu erreichen.

Die Verringerung der Abfallmengen ist eine unabdingbare
Voraussetzung für das ausdrücklich im Vertrag über die
Europäische Union genannte beständige Wachstum.

Diese Richtlinie soll alle Arten von im Verkehr befindli­
chen Verpackungen und alle Verpackungsabfälle erfassen.
Deshalb ist die Richtlinie 85/339/EWG des Rates vom 27.

Juni 1985 über Verpackungen für flüssige Lebensmit­
tel (4 ) aufzuheben.

Verpackungen sind von grundlegender sozialer und wirt­
schaftlicher Bedeutung; deshalb dürfen die in dieser
Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen andere wichtige
Rechtsvorschriften nicht berühren, die die Qualität und
die Beförderung von Verpackungen und verpackten
Erzeugnissen regeln.

Entsprechend der in der Entschließung des Rates vom
7. Mai 1990 über die Abfallpolitik (5 ) enthaltenen
Gemeinschaftsstrategie für die Abfallbewirtschaftung so­
wie der Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15 . Juli
1975 über Abfälle (6 ) umfaßt die Verpackungs- und die
Verpackungsabfallwirtschaft als erste Priorität die Ver­
meidung von Verpackungsabfall und als weitere Haupt­
prinzipien die Wiederverwendung der Verpackungen, die
stoffliche Verwertung und die anderen Formen der Ver­
wertung der Verpackungsabfälle sowie als Folge daraus
eine Verringerung der einer endgültigen Beseitigung zuzu­
führenden Abfälle.

Bis wissenschaftliche und technologische Ergebnisse im
Bereich der Verwertung vorliegen, sind die Wiederver­
wendung und die stoffliche Verwertung hinsichtlich ihrer
Umweltauswirkungen vorzuziehen. Aus diesem Grunde
sind in den Mitgliedstaaten Rückgabesysteme für
gebrauchte Verpackungen und/oder Verpackungsabfälle
einzurichten. Lebenszyklusuntersuchungen müssen so
bald wie möglich abgeschlossen werden, um eine klare
Rangfolge der wiederverwendbaren, der stofflich und der
anderweitig verwertbaren Verpackungen zu rechtferti­
gen.

Zur Vermeidung von Verpackungsabfällen sind geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, die die in den Mitgliedstaaten
in Übereinstimmung mit den Zielen dieser Richtlinie
ergriffenen Initiativen einschließen.

Die Mitgliedstaaten können Systeme für die Wiederver­
wendung von Verpackungen, die umweltverträglich wie­
derverwendet werden können, im Einklang mit dem Ver­
trag fördern, und damit den Beitrag dieser Methode zum
Umweltschutz ausnutzen.

Aus umweltpolitischer Sicht ist die stoffliche Verwertung
als ein wesentlicher Teil der Verwertung anzusehen, ins­0 ) ABl. Nr. C 263 vom 12 . 10. 1992, S. 1 und ABl . Nr. C 285

vom 21 . 10. 1993, S. 1 .
( 2 ) ABl. Nr. C 129 vom 10. 5 . 1993, S. 18 .

(4) ABl. Nr. L 176 vom 6 . 7. 1985, S. 18 . Richtlinie geändert
durch die Richtlinie 91/629/EWG (ABl . Nr. L 377 vom 31 .
12 . 1991 , S. 48 ).

( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 23 . Juni
1993 (ABl. Nr. C 194 vom 19 . 7. 1993, S. 177), gemeinsa­
mer Standpunkt des Rates vom 4. März 1994 (ABl. Nr. C
137 vom 19. 5 . 1994, S. 65 ) und Beschluß des Europäischen
Parlaments vom 4. Mai 1994 (ABl. Nr. C 205 vom 25. 7.
1994, S. 163). Bestätigt am 2 . Dezember 1993 (ABl. Nr. C
342 vom 20. 12 . 1993, S. 15 ). Gemeinsamer Entwurf des
Vermittlungsausschusses vom 8 . November 1994.

(5 ) ABl. Nr. C 122 vom 18 . 05 . 1990, S. 2.
(6 ) ABl. Nr. L 194 vom 25 . 7. 1975 , S. 39. Richtlinie geändert

durch die Richtlinie 91/156/EWG (ABl. Nr. L 78 vom 26. 3 .
1991 , 'S. 32).
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Um die Auswirkungen von Verpackungen und Verpak­
kungsabfällen auf die Umwelt möglichst gering zu halten
und Handelshemmnisse und Wettbewerbsverzerrungen zu
vermeiden, ist es ferner erforderlich, die grundlegenden
Anforderungen an die Zusammensetzung der Verpackun­
gen und die Möglichkeiten für ihre Wiederverwendung
und — auch stoffliche — Verwertung festzulegen.

Es ist notwendig, den Gehalt an schädlichen Metallen
und sonstigen Substanzen in Verpackungen wegen ihrer
Umweltauswirkungen zu begrenzen ( da diese insbeson­
dere bei Verbrennung durch Emissionen freigesetzt wer­
den oder in der Asche enthalten sein oder bei Deponie­
rung in Sickerwasser gelangen können). Um die Toxizität
von Verpackungsabfällen zu vermindern, ist es notwen­
dig, zunächst die Verwendung schädlicher Schwermetalle
zu vermeiden oder zu kontrollieren, daß sich diese Ele­
mente nicht in der Umwelt ausbreiten, wobei angemes­
sene Ausnahmen in besonderen Fällen vorgesehen wer­
den, die von der Kommission gemäß dem Ausschußver­
fahren festgelegt werden.

Die Einzelsortierung von Abfall an der Quelle ist ent­
scheidend, um ein hohes Wiederverwertungsniveau zu
erreichen und Gesundheits- und Sicherheitsprobleme für
die Personen, die Verpackungsabfälle sammeln und auf­
bereiten, zu verhindern .

Die Anforderungen für die Herstellung von Verpackun­
gen gelten nicht für Verpackungen, die vor dem Zeit­
punkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie für die Herstel­
lung eines bestimmten Erzeugnisses verwendet wurden.
Ein Übergangszeitraum für das Inverkehrbringen von
Verpackungen ist ebenfalls erforderlich.

Bei der Festlegung des Zeitpunktes für die Durchführung
der Vorschrift über das Inverkehrbringen von Verpackun­
gen, die alle grundlegenden Anforderungen erfüllen, ist
der Tatsache Rechnung zu tragen, daß derzeit europäi­
sche Normen durch das zuständige Normungsgremium
aufgestellt werden. Die Vorschriften über den Nachweis
der Übereinstimmung der einzelstaatlichen Normen soll­
ten jedoch unverzüglich Anwendung finden.

Die Aufstellung europäischer Normen für die grundlegen­
den Anforderungen und andere diesbezügliche Größen
wird gefördert.

Zu den in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen
gehört die Entwicklung von Kapazitäten für die Verwer­
tung — einschließlich der stofflichen Verwertung — und
von Absatzmöglichkeiten für verwertete Verpackungsma­
terialien.

Die Verwendung von verwertetem Material für Verpak­
kungen darf nicht im Widerspruch zu den einschlägigen
Vorschriften in bezug auf Hygiene, Gesundheits- und
Verbraucherschutz stehen.

Gemeinschaftsweite Daten über Verpackungen und Ver­
packungsabfälle werden benötigt, um dazu beizutragen,
daß die Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie über­
wacht werden kann.

besondere um dem Verbrauch an Energie und an Primär­
rohstoffen zu verringern und die einer endgültigen Beseiti­
gung zuzuführenden Abfälle zu reduzieren .

Die energetische Verwertung ist eine wirksame Methode
zur Verwertung von Verpackungsabfällen.

Für die Zielvorgaben der Mitgliedstaaten in bezug auf die
Verwertung und die stoffliche Verwertung von Verpak­
kungsabfällen sollten Spannen vorgesehen werden, um
den unterschiedlichen Situationen in den Mitgliedstaaten
Rechnung zu tragen und zu vermeiden, daß Handels­
hemmnisse und Wettbewerbsverzerrungen geschaffen
werden.

Damit mittelfristig Ergebnisse erzielt und Marktteilneh­
mern, Verbrauchern und Behörden die erforderlichen
längerfristigen Perspektiven gegeben werden, ist es ange­
messen, eine mittlere Frist zur Erreichung der obenge­
nannten Zielvorgaben und eine längere Frist für Zielvor­
gaben vorzusehen, die zu einem späteren Zeitpunkt fest­
gelegt werden sollten, damit eine erhebliche Erhöhung
dieser Zielvorgaben erfolgen kann.

Der Rat und das Europäische Parlament sollten aufgrund
von Berichten der Kommission die Erfahrungen, die in
den Mitgliedstaaten bei der Verwirklichung der vorge­
nannten Zielvorgaben gesammelt wurden, sowie die
Ergebnisse der wissenschaftlichen Forschung und der
Evaluierungstechniken wie beispielsweise der Ökobilan­
zen prüfen.

Den Mitgliedstaaten, die Programme aufgestellt haben
oder aufstellen werden, die über diese Zielvorgaben hin­
ausgehen, ist zu gestatten, diese Zielvorgaben im Interesse
eines hohen Umweltschutzniveaus unter der Bedingung
weiterzuverfolgen, daß die Maßnahmen nicht zu Verzer­
rungen des Binnenmarktes führen und die anderen Mit­
gliedstaaten nicht daran hindern, ihren Verpflichtungen
aus dieser Richtlinie nachzukommen. Die Kommission
sollte solche Maßnahmen nach angemessener Prüfung
billigen.

Auf der anderen Seite kann bestimmten Mitgliedstaaten
aufgrund ihrer besonderen Situation gestattet werden,
niedrigere Zielvorgaben zu beschließen, sofern sie inner­
halb der normalen Frist eine Mindestzielvorgabe für die
Verwertung und nach einer längeren Frist die einheitli­
chen Zielvorgaben erfüllen .

Die Vermeidung und Verwertung von Verpackungen und
Verpackungsabfällen erfordert die Einrichtung vqp Rück­
nahme-, Sammel- und Verwertungssystemen in den Mit­
gliedstaaten . An diesen Systemen können sich alle betrof­
fenen Seiten beteiligen. Sie müssen so beschaffen sein, daß
Importprodukte keine Benachteiligung erfahren und
gemäß dem Vertrag keine Handelshemmnisse oder Wett­
bewerbsverzerrungen entstehen und daß die größtmögli­
che Rückgabe von Verpackungen und Verpackungsabfall
sichergestellt wird.

Die Frage der Kennzeichnung von Verpackungen auf
Gemeinschaftsebene bedarf weiterer Prüfung, sollte von
der Gemeinschaft jedoch in naher Zukunft entschieden
werden.
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Von größter Wichtigkeit ist, daß allen an der Herstellung,
Verwendung, Einfuhr und Verteilung von Verpackungen
und verpackten Erzeugnissen Beteiligten stärker bewußt
wird, in welchem Maße die Verpackungen zu Abfall
werden, und daß sie nach dem Verursacherprinzip di&
Verantwortung für diesen Abfall übernehmen. Die Ausar­
beitung und Durchführung der in dieser Richtlinie vorge­
sehenen Maßnahmen umfaßt und erfordert im gegebenen
Fall die enge Zusammenarbeit aller Partner im Geiste
geteilter Verantwortung.

Die Verbraucher spielen bei der Vermeidung und Verwer­
tung von Verpackungen und Verpackungsabfällen eine
wesentliche Rolle und müssen deshalb angemessen infor­
miert werden, damit sie ihr Verhalten und ihre Haltung
anpassen können.

Zur wirksamen Durchführung dieser Richtlinie wird die
Aufnahme eines besonderen Kapitels über Verpackungen
und Verpackungsabfallbewirtschaftung in die Abfallbe­
wirtschaftungspläne beitragen, die nach der Richtlinie
75/442/EWG erforderlich sind.

Um die Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie zu
erleichtern, kann es für die Gemeinschaft und für die
Mitgliedstaaten erforderlich sein, auf marktwirtschaftli­
che Instrumente gemäß dem Vertrag zurückzugreifen, um
neue Formen des Protektionismus zu vermeiden.

Unbeschadet der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom
28. März 1983 über ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (*) soll­
ten die Mitgliedstaaten die Entwürfe der von ihnen
geplanten Maßnahmen vor ihrer Annahme der Kommis­
sion vorlegen, damit ermittelt werden kann, ob sie dieser
Richtlinie entsprechen.

Die Anpassung des Verpackungs-Identifizierungssystems
und der Tabellen für ein Datenbanksystem an den wis­
senschaftlichen und technischen Fortschritt sollte von der
Kommission nach einem Ausschußverfahren sichergestellt
werden.

Es ist erforderlich, die Möglichkeit besonderer Maßnah­
men zur Lösung etwaiger Schwierigkeiten bei der Durch­
führung dieser Richtlinie vorzusehen; hierbei sollte gege­
benenfalls das gleiche Ausschußverfähren Anwendung
finden —

Auswirkungen dieser Abfälle in allen Mitgliedstaaten
sowie in dritten Ländern auf die Umwelt zu vermeiden
bzw. diese Auswirkungen zu verringern und so ein hohes
Umweltschutzniveau sicherzustellen und andererseits das
Funktionieren des Binnenmarktes zu gewährleisten und
zu verhindern, daß es in der Gemeinschaft zu Handels­
hemmnissen und Wettbewerbsverzerrungen und -be­
schränkungen kommt.

(2 ) Hierzu werden in dieser Richtlinie Maßnahmen vor­
geschrieben, die auf folgendes abzielen: Erste Priorität ist
die Vermeidung von Verpackungsabfall; weitere Haupt­
prinzipien sind die Wiederverwendung der Verpackungen,
die stoffliche Verwertung und die anderen Formen der
Verwertung der Verpackungsabfälle sowie als Folge dar­
aus eine Verringerung der endgültigen Beseitigung der
Abfälle.

Artikel 2

Geltungsbereich

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für alle in der Gemeinschaft in
Verkehr gebrachten Verpackungen und alle Verpackungs­
abfälle, unabhängig davon, ob sie in der Industrie, im
Handel, in der Verwaltung, im Gewerbe, im Dienst­
leistungsbereich, in Haushalten oder anderswo anfallen,
unabhängig von den Materialien, aus denen sie beste­
hen.

(2 ) Diese Richtlinie berührt weder die für Verpackungen
geltenden Qualitätsanforderungen, beispielsweise in bezug
auf Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene der ver­
packten Erzeugnisse, noch die geltenden Beförderungsvor­
schriften noch die Richtlinie 91/689/EWG des Rates vom
12. Dezember 1991 über gefährliche Abfälle ( 2).

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1 . „Verpackungen" aus beliebigen Stoffen hergestellte
Produkte zur Aufnahme zum Schutz, zur Handha­
bung, zur Lieferung und zur Darbietung von Waren,
die vom Rohstoff bis zum Verarbeitungserzeugnis
reichen können und vom Hersteller an den Benutzer
oder Verbraucher weitergegeben werden. Auch alle
zum selben Zweck verwendeten „Einwegartikel"
sind als Verpackungen zu betrachten.

%HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Ziele

( 1 ) Diese Richtlinie bezweckt, die Vorschriften der Mit­
gliedstaaten im Bereich der Verpackungs- und der Ver­
packungsabfallwirtschaft zu harmonisieren, um einerseits

Unter den Begriff „Verpackungen" fallen ausschließ­
lich

a) Verkaufsverpackungen oder Erstverpackungen,
d. h. Verpackungen, die dem Endabnehmer oder
-Verbraucher in der Verkaufsstelle als eine Ver­
kaufseinheit angeboten werden;

b) Umverpackungen oder Zweitverpackungen, d. h .
Verpackungen, die eine bestimmte Anzahl von
Verkaufseinheiten enthalten, welche in der Ver­

H ABl. Nr. L 109 vom" 26. 4. 1983, S. 8 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/400/EWG (ABl . Nr. L 221
vom 6 . 8 . 1992, S. 55). (2 ) ABl. Nr. L 377 vom 31 . 12 . 1991 , S. 20.
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und unter Kontrolle — der biologisch abbaubaren
Bestandteile von Verpackungsabfällen mit Erzeugung
von stabilisierten organischen Rückständen oder von
Methan. Die Deponierung kann nicht als eine Form
der organischen Verwertung betrachtet werden;

10. „Beseitigung" die Maßnahmen nach Anhang II A
der Richtlinie 75/442/EWG;

11 . „Marktteilnehmer" im Zusammenhang mit Verpak­
kungen, Lieferanten von Verpackungsmaterialien,
Verpackungshersteller und Verwertungsbetriebe, Ab­
füller und Benutzer, Importeure, Händler und Ver­
treiber, staatliche Stellen und öffentlich-rechtliche
Organisationen;

12. „ freiwillige Vereinbarung" förmliche Vereinbarung
zwischen den zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten und den betreffenden Wirtschaftszweigen,
die allen offenstehen muß, die bereit sind, die Bedin­
gungen der Vereinbarung zu erfüllen, um auf das
Erreichen der Ziele dieser Richtlinie hinzuarbeiten.

kaufssteile zusammen an den Endabnehmer oder
-Verbraucher abgegeben werden oder allein zur
Bestückung der Verkaufsregale dienen; diese Ver­
packungen können von der Ware entfernt wer­
den, ohne daß dies deren Eigenschaften beein­
flußt;

c ) Transportverpackungen oder Drittverpackungen,
d. h. Verpackungen, welche die Handhabung und
den Transport von mehreren Verkaufseinheiten
oder Umververpackungen in einer Weise erleich­
tern, daß deren direkte Berührung sowie Trans­
portschäden vermieden werden. Container für
den Straßen-, Schienen-, Schiffs- und Lufttrans­
port fallen nicht unter den Begriff der Transport­
verpackung;

2 . „Verpackungsabfälle" Verpackungen oder Verpak­
kungsmaterialien, die unter den Begriff „Abfälle" im
Sinne der Richtlinie 75/442/EWG fallen, mit Aus­
nahme von Produktionsrückständen;

3 . „Verpackungsabfallbewirtschaftung" die Bewirt­
schaftung der Abfälle gemäß der Richtlinie 75/442/
EWG;

4. „Vermeidung" die Verringerung der Menge und der
Umweltschädlichkeit

—■ der in Verpackungen und Verpackungsabfällen
enthaltenen Materialien und Stoffe,

— der Verpackungen und Verpackungsabfälle auf
der Ebene des Herstellungsverfahrens, des Inver­
kehrbringens, des Vetriebs, der Verwendung und
der Beseitigung,

insbesondere durch die Entwicklung umweltverträg­
licher Produkte und Technologien;

5 . „Wiederverwendung" die derselben Zweckbestim­
mung entsprechende Wiederbefüllung oder Verwen­
dung von Verpackungen — mit oder ohne Unterstüt­
zung von auf dem Markt vorhandenen Hilfsmitteln,
die das erneute Abfüllen der Verpackung selbst
ermöglichen —, deren Beschaffenheit eine Mindest­
zahl von Kreislaufdurchgängen während ihrer
Lebensdauer gestattet; die entsprechenden Verpak­
kungen werden zu Verpackungsabfall, sobald sie
nicht mehr wiederverwendet werden;

6 . „Verwertung" die Maßnahmen nach Anhang II B
der Richtlinie 75/442/EWG;

7. „stoffliche Verwertung" die in einem Produktions­
prozeß erfolgende Wiederaufarbeitung der Abfallma­
terialien für den ursprünglichen Zweck oder für

. andere Zwecke einschließlich der organischen Ver­
wertung, jedoch mit Ausnahme der energetischen
Verwertung;

8 . „energetische Verwertung" die Verwendung von
brennbarem Verpackungsabfall zur Energieerzeu­
gung durch direkte Verbrennung mit oder ohne
Abfall anderer Art, aber mit Rückgewinnung der
Wärme;

9 . „organische Verwertung" die aerobe Behandlung
(biologische Verwertung) oder die anaerobe Behand­
lung (Biogaserzeugung) — über Mikroorganismen

Artikel 4

Abfallvermeidung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß neben
den Maßnahmen zur Vermeidung der Entstehung von
Verpackungsabfall, die gemäß Artikel 9 getroffen werden,
auch andere Maßnahmen zur Abfallvermeidung ergriffen
werden. Dies können einzelstaatliche Programme oder
ähnliche Maßnahmen sein, die gegebenenfalls im Beneh­
men mit Marktteilnehmern getroffen werden und darauf
abzielen, die zahlreichen in den Mitgliedstaaten zur
Abfallvermeidung ergriffenen Initiativen nutzbringend
zusammenzufassen. Diese Programme oder Maßnahmen
müssen den Zielen dieser Richtlinie gemäß Artikel 1
Absatz 1 entsprechen.

(2 ) Die Kommission trägt zur Förderung der AbfallVer­
meidung bei, indem sie die Ausarbeitung sachdienlicher
europäischer Normen gemäß Artikel 10 unterstützt.

Artikel 5

Wiederverwendung

Die Mitgliedstaaten können nach Maßgabe des Vertrags
Systeme zur Wiederverwendung der Verpackungen, die
umweltverträglich wiederverwendet werden können, för­
dern.

Artikel 6

Verwertung und stoffliche Verwertung

( 1 ) Zur Verwirklichung der Ziele dieser Richtlinie
ergreifen die Mitgliedstaaten Maßnahmen mit folgenden,
sich auf ihr gesamtes Hoheitsgebiet beziehenden Zielvor­
gaben:
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( 6 ) Die Mitgliedstaaten, die Programme aufgestellt
haben oder aufstellen werden, welche über die Zielvorga­
ben von Absatz 1 Buchstaben a) und b) hinausgehen, und
die zu diesem Zweck angemessene Kapazitäten zur Ver­
wertung — einschließlich der stofflichen Verwertung —
bereitstellen, dürfen diese Ziele im Interesse eines hohen
Umweltschutzniveaus weiterverfolgen, sofern diese Maß­
nahmen Verzerrungen des Binnenmarktes vermeiden und
andere Mitgliedstaaten nicht daran hindern, der Richtli­
nie nachzukommen. Die Mitgliedstaaten unterrichten die
Kommission. Die Kommission bestätigt diese Maßnahme,
nachdem sie in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten
überprüft hat, daß sie mit den obigen Erwägungen in
Einklang stehen und weder zu einer willkürlichen Diskri­
minierung noch zu einer verschleierten Beschränkung des
Handels zwischen Mitgliedstaaten führen.

a ) Spätenstens fünf Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem
diese Richtlinie in innerstaatliches Recht umgesetzt
sein muß, werden zwischen mindestens 50 und höch­
stens $5 Gewichtsprozent der Verpackungsabfälle ver­
wertet.

b ) Innerhalb dieses Verwertungsziels und innerhalb der
gleichen Frist werden zwischen mindestens 25 und
höchstens 45 Gewichtsprozent des gesamten Verpak­
kungsmaterials, das in Verpackungsabfällen enthalten
ist, und mindestens 15 Gewichtsprozent jedes einzel­
nen Verpackungsmaterials stofflich verwertet.

c ) Spätestens zehn Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem
diese Richtlinie in innerstaatliches Recht umgesetzt
sein muß, wird ein Gewichtsprozentsatz der Verpak­
kungsabfälle verwertet bzw. stofflich verwertet, der
vom Rat gemäß Absatz 3 Buchstabe b ) mit Blick auf
eine erhebliche Erhöhung der unter den Buchstaben a )
und b) genannten Zielvorgaben zu Bestimmen sein
wird.

( 2 ) Die Mitgliedstaaten unterstützen, sofern dies sinnvoll
ist, die Verwendung von Materialien aus stofflich verwer­
teten Verpackungsabfällen bei der Herstellung von Ver­
packungen und sonstigen Produkten.

( 3 ) a ) Das Europäische Parlament und der Rat prüfen

Artikel 7

Rücknahme-, Sammel- und Verwertungssysteme

( 1 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen
Maßnahmen zur Einrichtung von Systemen für

a ) die Rücknahme und/oder Sammlung von gebrauchten
Verpackungen und/oder Verpackungsabfällen beim
Verbraucher oder jedem anderen Endabnehmer bzw.
aus dem Abfallaufkommen mit dem Ziel einer best­
möglichen Entsorgung;

b ) die Wiederverwendung oder Verwertung — ein­
schließlich der stofflichen Verwertung — der gesam­
melten Verpackungen und/oder Verpackungsabfälle,

um die Zielvorgaben dieser Richtlinie zu erfüllen.

An diesen Systemen können sich alle Marktteilnehmer der
betreffenden Wirtschaftszweige und die zuständigen
Behörden beteiligen. Sie gelten auch für Importprodukte,
die dabei keine Benachteiligung erfahren, auch nicht bei
den Modalitäten und etwaigen Gebühren für den Zugang
zu den Systemen, die so beschaffen sein müssen, daß
gemäß dem Vertrag keine Handelshemmnisse oder Wett­
bewerbsverzerrungen entstehen.

(2 ) Die Maßnahmen nach Absatz 1 sind Teil einer für
alle Verpackungen und Verpackungsabfälle geltenden
Politik und berücksichtigen im besonderen Anforderun­
gen des Umwelt- und Verbraucherschutzes in bezug auf
Gesundheit, Sicherheit und Hygiene, des Schutzes von
Qualität, Echtheit und technischer Beschaffenheit des
Verpackungsinhalts und der verwendeten Materialien
sowie des Schutzes gewerblicher und kommerzieller
Eigentumsrechte.

anhand eines Zwischenberichts der Kommission
und vier Jahre nach dem in Absatz 1 Buchstabe a )
genannten Zeitpunkt anhand eines Schlußberichts
die Erfahrungen, die in den Mitgliedstaaten bei
der Verwirklichung der in Absatz 1 Buchstaben a )
und b) und Absatz 2 genannten Zielvorgaben
gesammelt wurden, sowie die Ergebnisse der wis­
senschaftlichen Forschung und der Evaluierungs­
techniken, wie beispielsweise der Ökobilanzen.

b ) Spätestens sechs Monate vor Ende der ersten
Fünfjahresstufe nach Absatz 1 Buchstabe a) legt
der Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag
der Kommission die Zielvorgaben für die zweite
Fünfjahresstufe gemäß Absatz 1 Buchstabe c) fest .
Dieses Verfahren wird danach alle fünf Jahre
wiederholt.

(4) Die in Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannten
Maßnahmen und Zielvorgaben werden von den Mitglied­
staaten bekanntgegeben und der breiten Öffentlichkeit
und den Marktteilnehmern in einer Informationskampa­
gne zur Kenntnis gebracht.

(5 ) Griechenland, Irland und Portugal können aufgrund
ihrer besonderen Situation, d. h . der großen Zahl kleiner
Inseln bzw. der ausgedehnten ländlichen Gebiete und
Berggebiete in ihren Ländern sowie des derzeit geringen
Verpackungsmaterialverbrauchs beschließen, daß sie
a ) spätestens fünf Jahre nach dem Zeitpunkt, zu dem

diese Richtlinie in innerstaatliches Recht umgesetzt
werden muß, Zielvorgaben erfüllen, die niedriger als
die in Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannten sind,
jedoch für die Verwertung mindestens bei 25
Gewichtsprozenten liegen;

b ) zugleich für die Erreichung der Zielvorgaben nach
Absatz 1 Buchstaben a) und b) eine längere Frist in
Anspruch nehmen, die jedoch spätestens am 31 .
Dezember 2005 endet.

Artikel 8

Kennzeichnungs- und Identifizierungssystem

( 1 ) Der Rat beschließt nach Maßgabe des Vertrags spä­
testens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Richtlinie
über die Kennzeichnung von Verpackungen.
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Absatz 1 entsprechen, kann die Kommission oder der
betreffende Mitgliedstaat unter Angabe von Gründen den
Ausschuß, der gemäß der Richtlinie 83/189/EWG einge­
setzt wurde, mit der Angelegenheit befassen. Dieser Aus­
schuß gibt unverzüglich eine Stellungnahme ab.

Nach Stellungnahme des Ausschusses unterrichtet die
Kommission die Mitgliedstaaten darüber, ob die betref­
fenden Normen aus den in den Absätzen 2 und 3
genannten Veröffentlichungen zu streichen sind.

Artikel 10

Normung

Die Kommission fördert gegebenenfalls die Aufstellung
europäischer Normen für die in Anhang II aufgeführten
grundlegenden Anforderungen.

Die Kommission fördert insbesondere die Aufstellung
europäischer Normen für
— Kriterien und Methoden für die Analyse des Lebens­

zyklus von Verpackungen;
— Methoden zur Messung und Feststellung von Schwer­

metallen und anderen gefährlichen Stoffen in der
Verpackung und deren Freisetzung aus der Verpak­
kurig oder dem Verpackungsabfall in die Umwelt;

— Kriterien für einen Mindestgehalt an stofflich verwer­
tetem Material bei bestimmten Arten von Verpackun­
gen;

— Kriterien für Verfahren der stofflichen Verwertung;

— Kriterien für Kompostierungsverfahren und produ­
zierten Kompost;

— Kriterien für die Kennzeichnung von Verpackungen.

Artikel 1 1

Konzentration von Schwermetallen in Verpackungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß die Konzen­
trätionen bei Blei, Kadmium, Quecksilber und Chrom VI
in Verpackungen oder Verpackungskomponenten kumu­
lativ die folgenden Werte nicht überschreiten:
— 600 Gewichts-ppm zwei Jahre nach dem in Artikel 22

Absatz 1 genannten Zeitpunkt,
— 250 Gewichts-ppm drei Jahre nach dem in Artikel 22

Absatz 1 genannten Zeitpunkt,
— 100 Gewichts-ppm fünf Jahre nach dem in Artikel 22

Absatz 1 genannten Zeitpunkt.

(2 ) Die Konzentrationen nach Absatz 1 gelten nicht für
vollständig aus Bleikristallglas im Sinne der Richtlinie
69/493/EWG {*) hergestellte Verpackungen.

( 3 ) Nach dem Verfahren des Artikels 21 beschließt die
Kommission,

(2 ) Um die Sammlung, Wiederverwendung, und Verwer­
tung — einschließlich der stofflichen Verwertung — der
Verpackungen zu erleichtern, enthält die Kennzeichnung
zur Identifizierung und Einstufung des Materials durch
das betreffende Gewerbe Angaben über die Art des
Materials bzw. der Materialien, die für die Verpackung
verwendet worden sind.

Die Kommission legt hierzu spätestens zwölf Monate
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie gemäß dem Verfahren
des Artikels 21 anhand von Anhang I die Numerierungen
und Abkürzungen für das Kennzeichnungssystem fest und
bestimmt nach dem gleichen Verfahren die Materialien,
für die das Kennzeichnungssystem gilt.

(3 ) Die Kennzeichnung muß sich auf der Verpackung
selbst oder auf dem Etikett befinden. Sie muß deutlich
sichtbar und gut lesbar sein. Die Kennzeichnung muß
genügend haltbar und beständig sein, auch nach Öffnen
der Verpackung.

Artikel 9

Grundlegende Anforderungen

( 1 ) Die Mitgliedstaaten gewährleisten drei Jahre nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie, daß nur Verpackungen in
den Verkehr gebracht werden dürfen, die alle grundlegen­
den Anforderungen dieser Richtlinie einschließlich des
Anhangs II erfüllen.

(2 ) Die Mitgliedstaaten gehen in folgenden Fällen von
dem in Artikel 22 Absatz 1 genannten Zeitpunkt an
davon aus, daß eine Verpackung alle in dieser Richtlinie
einschließlich des Anhangs II festgelegten grundlegenden
Anforderungen erfüllt:
a ) Die Verpackung entspricht den einschlägigen harmo­

nisierten Normen, deren Bezugsnummern im Amts­
blatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht
worden sind. Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die
Bezugsnummern der einzelstaatlichen Normen, mit
denen sie die harmonisierten Normen umsetzen.

b ) Die Verpackung erfüllt die einschlägigen, in Absatz 3
genannten einzelstaatlichen Normen, sofern diese
Bereiche nicht durch harmonisierte Normen geregelt
sind.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut ihrer in Absatz 2 Buchstabe b) genannten
innerstaatlichen Normen mit, die ihrer Ansicht nach den
grundlegenden Anforderungen im Sinne dieses , Artikels
entsprechen. Die Kommission leitet diese Texte umgehend
an die übrigen Mitgliedstaaten weiter.

Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die Bezugsnummern
dieser Normen. Die Kommission sorgt dafür, daß sie im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffent­
licht werden.

(4 ) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der Auf­
fassung, daß die in Absatz 2 genannten Normen nicht
voll und ganz den grundlegenden Anforderungen nach (M ABl. Nr. L 326 vom 29. 12 . 1969, S. 36 .
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— unter welchen Bedingungen die obengenannten Kon­
zentrationen auf stofflich verwertete Materialien und
Produkte in geschlossenen, kontrollierten Kreisläufen
keine Anwendung finden;

— welche Arten von Verpackungen von der Anforderung
in Absatz 1 dritter Gedankenstrich ausgenommen
sind .

— die den Verwendern zur Verfügung stehende Rück­
nahme-, Sammel- und Verwertungssysteme;

— Beitrag der Verwender zur Wiederverwendung, Ver­
wertung und stofflichen Verwertung der Verpackun­
gen und Verpackungsabfälle;

— Bedeutung der auf dem Markt anzutreffenden Kenn­
zeichnung auf den Verpackungen;

— die entsprechenden Aspekte der in Artikel 14 genann­
ten Pläne für Verpackungen und die Bewirtschaftung
der daraus entstehenden Verpackungsabfälle.

Artikel 14

Entsorgungspläne

Entsprechend den in dieser Richtlinie genannten Zielen
und Maßnahmen sehen die Mitgliedstaaten in den Abfall­
bewirtschaftungsplänen nach Artikel 7 der Richtlinie 75/
442/EWG ein besonderes Kapitel über Verpackungen und
die Bewirtschaftung der daraus entstehenden Abfälle,
einschließlich der nach den Artikeln 4 und 5 getroffenen
Maßnahmen, vor.

Artikel IS

Marktwirtschaftliche Instrumente

Der Rat setzt auf der Grundlage der einschlägigen
Bestimmungen des Vertrags marktwirtschaftliche Instru­
mente zur Erreichung der Ziele dieser Richtlinie ein .
Werden keine derartigen Maßnahmen ergriffen, so kön­
nen die Mitgliedstaaten in Übereinstimmung mit den
Grundsätzen der Umweltpolitik der Gemeinschaft, unter
anderem dem Verursacherprinzip, und unter Einhaltung
der sich aus dem Vertrag ergebenden Verpflichtungen
ihrerseits Maßnahmen zur Verwirklichung dieser Ziele
erlassen.

Artikel 12

Informationssysteme

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die notwendigen Maß­
nahmen, um auf harmonisiertem Wege die Einrichtung
von Datenbanken über Verpackungen und Verpackungs­
abfälle zu gewährleisten, sofern es noch keine derartige
Datenbanken gibt; dies soll dazu beitragen, daß die
Mitgliedstaaten und die Kommission die Erreichung der
in dieser Richtlinie dargelegten Zielvorgaben überprüfen
können.

(2 ) Zu diesem Zweck liefern die Datenbanken insbeson­
dere Angaben über Umfang, Merkmale und Entwicklung
des Verpackungs- und Verpackungsabfallaufkommens
(einschließlich Angaben über den giftigen oder gefährli­
chen Inhalt der Verpackungsmaterialien und der für ihre
Herstellung verwendeten Stoffe) in den einzelnen Mit­
gliedstaaten.

(3 ) Zur Harmonisierung der Merkmale und der Aufma­
chung der gelieferten Daten und im Hinblick auf die
Kompatibilität der Daten aus den einzelnen Mitgliedstaa­
ten übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission die
ihnen vorliegenden Daten unter Benutzung der Tabellen,
die die Kommission ein Jahr nach dem Inkrafttreten
dieser Richtlinie anhand von Anhang III gemäß dem
Verfahren des Artikels 21 festlegt.

(4 ) Die Mitgliedstaaten berücksichtigen die spezifischen
Probleme für kleine und mittlere Unternehmen bei der
Bereitstellung detaillierter Daten.

(5 ) Die gesammelten Daten werden mit den in Artikel
17 genannten einzelstaatlichen Berichten übermittelt und
in den Folgeberichten jeweils akutalisiert.

( 6 ) Die Mitgliedstaaten verlangen von allen betroffenen
Marktteilnehmern, daß sie den zuständigen Behörden die
in diesem Artikel geforderten verläßlichen Daten über
ihren Sektor vorlegen.

Artikel 16

Notifizierung

( 1 ) Unbeschadet der Richtlinie 83/189/EWG teilen die
Mitgliedstaaten die Entwürfe der von ihnen im Rahmen
der vorliegenden Richtlinie geplanten Maßnahmen — mit
Ausnahme steuerlicher Maßnahmen, jedoch einschließlich
technischer Spezifikationen, die in der Absicht, die Betref­
fenden zur Einhaltung dieser Spezifikationen zu bewegen,
mit steuerlichen Maßnahmen verknüpft wurden — vor
deren Verabschiedung der Kommission mit, damit diese
sie unter jeweiliger Anwendung des in der obengenannten
Richtlinie vorgesehenen Verfahrens auf ihre Übereinstim­
mung mit den bestehenden Vorschriften hin überprüfen
kann.

(2 ) Handelt es sich bei der beabsichtigten Maßnahme
auch um eine technische Vorschrift im Sinne der Richtli­
nie 83/189/EWG, so kann der betreffende Mitgliedstaat
im Rahmen der Mitteilungsverfahren gemäß der vorlie­
genden Richtlinie darauf hinweisen, daß die Mitteilung
auch für die Richtlinie 83/189/EWG gilt.

Artikel 13

Unterrichtung der Verpackungsbenutzer

Die Mitgliedstaaten treffen innerhalb von zwei Jahren
nach dem in Artikel 22 Absatz 1 genannten Zeitpunkt
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß die Verpackungs­
verwender, insbesondere die Verbraucher, in der erforder­
lichen Weise über folgende Punkte unterrichtet werden:
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Artikel 17

Berichtspflicht

Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission gemäß
Artikel 5 der Richtlinie 91/692/EWG des Rates vom 23 .
Dezember 1991 zur Vereinheitlichung und zweckmäßigen
Gestaltung der Berichte über die Durchführung bestimm­
ter Umweltschutzrichtlinien über die Umsetzung dieser
Richtlinie Bericht. Der erste Bericht betrifft die Jahre
1995 bis 1997.

(2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehr­
heit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kom­
mission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Ver­
treter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Arti­
kel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil .

( 3 ) a ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah­
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Aus­
schusses übereinstimmen.

b)" Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vorschlag
für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat
beschließt mit qualifizierter Mehrheit.
Hat der Rat nach Ablauf der Frist, die keinesfalls
drei Monate von seiner Befassung an überschreiten
darf, keinen Beschluß gefaßt, so werden die vorge­
schlagenen Maßnahmen von der Kommission erlas­
sen.

Artikel 18

Freiheit des Inverkehrbringens

Die Mitgliedstaaten dürfen in ihrem Hoheitsgebiet das
Inverkehrbringen von Verpackungen, die dieser Richtlinie
entsprechen, nicht verbieten.

Artikel 19

Anpassung an den wissenschaftlichen und technischen
Fortschritt

Die Änderungen zur Anpassung des in Artikel 8 Absatz 2,
Anhang I und Artikel 10 letzter Gedankenstrich genann­
ten Kennzeichnungssystems sowie zur Anpassung der in
Artikel 12 Absatz 3 und Anhang III genannten Tabellen
für die Datenbanken an den wissenschaftlichen und tech­
nischen Fortschritt werden nach dem Verfahren des Arti­
kels 21 vorgenommen.

Artikel 20

Spezifische Maßnahmen

( 1 ) Treten bei der Anwendung dieser Richtlinie, insbe­
sondere bei der Anwendung auf Erstverpackungen für
medizinische Geräte und pharmazeutische Erzeugnisse,
auf Kleinverpackungen und auf Luxusverpackungen, Pro­
bleme auf, so legt die Kommission gemäß dem Verfahren
des Artikels 21 die zu deren Lösung notwendigen techni­
schen Maßnahmen fest.

(2 ) Die Kommission übermittelt dem Europäischen Par­
lament und dem Rat auch einen Bericht über sonstige
erforderliche Maßnahmen, gegebenenfalls in Verbindung
mit einem Vorschlag.

Artikel 22

Umsetzung

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richt­
linie spätestens ab 30.. Juni 1996 nachzukommen. Sie
setzen die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

(2 ) Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Absatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

( 3 ) Darüber hinaus teilen die Mitgliedstaaten der Kom­
mission alle geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten mit, die im Anwendungsbereich dieser Richtlinie
bestehen.

(4 ) Die Vorschriften für die Herstellung von Verpackun­
gen gelten in keinem Fall für Verpackungen, die vor dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie für ein
Erzeugnis verwendet wurden.

( 5 ) Die Mitgliedstaaten erlauben das Inverkehrbringen
von Verpackungen, die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens dieser Richtlinie hergestellt wurden und den gelten­
den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften entsprechen,
während eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren ab
diesem Zeitpunkt.

Artikel 21

Ausschußverfahren

( 1 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß unter­
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam­
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt.

H ABl . Nr. L 377 vom 31 . 12 . 1991 , S. 48 .
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Artikel 23

Die Richtlinie 85/389/EWG wird mit Wirkung von dem
in Artikel 22 Absatz 1 genannten Zeitpunkt aufgeho­
ben.

Artikel 25

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 1994.

Artikel 24

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

K HÄNSCH

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL

ANHANG I

KENNZEICHNUNGSSYSTEM

Für Kunststoffe sind die Zahlen 1 bis 19, für Papier und Karton die Zahlen 20 bis 39, für Metalle die
Zahlen 40 bis 49, für Holz die Zahlen 50 bis 59, für Textilien die Zahlen 60 bis 69 und für Glas die Zahlen
70 bis 79 zu verwenden.

Die Kennzeichnung kann auch durch Abkürzungen für die verwendeten Stoffe erfolgen ( z . B. HDPE für
Polyethylen hoher Dichte). Numerierungen oder Abkürzungen oder beide können zur Identifizierung von
Stoffen verwendet werden. Diese Kennzeichnung ist in der Mitte oder unter der graphischen Kennzeichnung,
die über die Wiederverwendbarkeit bzw. Verwertbarkeit Aufschluß gibt, anzubringen.
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ANHANG II

GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN AN DIE ZUSAMMENSETZUNG, DIE WIEDERVERWEND­
BARKEIT UND VERWERTBARKEIT, EINSCHLIESSLICH STOFFLICHER VERWERTBARKEIT, VON

VERPACKUNGEN

1 . Anforderungen an die Herstellung und Zusammensetzung von Verpackungen

— Verpackungen sind so herzustellen, daß das Verpackungsvolumen und -gewicht auf das Mindestmaß
begrenzt werden, das zur Erhaltung der erforderlichen Sicherheit und Hygiene des verpackten Produkts
und zu dessen Akzeptanz für den Verbraucher angemessen ist.

— Verpackungen sind so auszulegen, zu fertigen und zu vertreiben, daß ihre Wiederverwendung oder
-Verwertung, einschließlich der stofflichen Verwertung, möglich ist und ihre Umweltauswirkungen bei
der Beseitigung von Verpackungsabfällen oder von bei der Verpackungsabfallbewirtschaftung anfallen­
den Rückständen auf ein Mindestmaß beschränkt sind.

— Verpackungen sind so herzustellen, daß schädliche und gefährliche Stoffe und Materialien in Verpackun­
gen oder Verpackungsbestandteilen auf ein Mindestmaß beschränkt sind, was ihr Vorhandensein in
Emissionen, Asche oder Sickerwasser betrifft, wenn die Verpackungen oder Rückstände aus der
Entsorgung oder Verpackungsabfälle verbrannt oder deportiert werden.

2. Anforderungen an die Wiederverwertbarkeit der Verpackung

* Nachstehende Anforderungen müssen gleichzeitig erfüllt sein:
— Die physikalischen Eigenschaften und Merkmale der Verpackung müssen unter den normalerweise

vorhersehbaren Verwendungsbedingungen ein mehrmaliges Durchlaufen des Wirtschaftskreislaufs
ermöglichen;

— die gebrauchte Verpackung muß im Hinblick auf die Einhaltung der Gesundheits- und Sicherheitsbe­
dingungen für die betroffenen Arbeitnehmer verarbeitet werden können;

— die Anforderungen an die Verwertbarkeit der Verpackung nach Beendigung ihrer Verwendung, d. h .
als Abfall, müssen erfüllt sein.

3 . Anforderungen an die Verwertbarkeit von Verpackungen

a ) Stoffliche Verwertung
Die Verpackungen müssen so gefertigt sein, daß ein bestimmter Gewichtsprozentsatz der verwende­
ten Materialien bei der Herstellung handelsfähiger Produkte stofflich verwertet werden kann, wobei
die in der Gemeinschaft geltenden Normen einzuhalten sind. Die Festsetzung dieses Prozentsatzes
kann je nach der Art des Materials, aus dem die Verpackung besteht, variieren.

b ) Verwertung in Form der energetischen Verwertung
Verpackungsabfälle, die zum Zwecke der energetischen Verwertung aufbereitet werden, müssen eine
Mindestverbrennungswärme haben, die auch beim niedrigsten Wert eine optimale Energienutzung
ermöglicht .

c) Verwertung in Form der biologischen Verwertung
Zum Zwecke der biologischen Verwertung aufbereitete Verpackungsabfälle müssen separat sammel­
bar und so biologisch abbaubar sein, daß sie den Vorgang der biologischen Verwertung nicht
beeinträchtigen.

d) Biologisch abbaubare Verpackungen
Biologisch abbaubare Verpackungsabfälle müssen durch physikalische, chemische, wärmetechnische
oder biologische Prozesse so zersetzt werden können, daß der Großteil des Endproduktes sich
aufspaltet in Kohlendioxid, Biomasse und Wasser .
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ANHANG III

VON DEN MITGLIEDSTAATEN IN IHRE DATENBANKEN ÜBER VERPACKUNGSABFÄLLE EIN­
ZUGEBENDE DATEN (GEMÄSS DEN NACHSTEHEND AUFGEFÜHRTEN TABELLEN 1 BIS 4)

1 . Erst-, Zweit- und Drittverpackungen:

a ) Nach den großen Werkstoffgruppen aufgegliederte Mengen der in dem jeweiligen Mitgliedstaat
verwendeten Verpackungen (hergestellte + eingeführte - ausgeführte Verpackungen) (Tabelle 1 ),

b) wiederverwendete Mengen (Tabelle 2).

2. Verpackungsabfälle aus Haushalten sowie aus anderen Bereichen:

a ) Nach großen Werkstoffgruppen gegliederte, in dem jeweiligen Mitgliedstaat verwertete und beseitigte
Mengen (produzierte + eingeführte - ausgeführte Mengen) (Tabelle 3 ),

b) nach großen Werkstoffgruppen gegliederte verwertete und — einschließlich stofflich verwerteter —
Mengen (Tabelle 4).

TABELLE 1

Mengen der in dem Mitgliedstaat verwendeten (Erst-, Zweit- und Dritt-) Verpackungen

(in Tonnen)

Hergestellte
Verpackungen

- Ausgeführte
Verpackungen

+ Eingeführte
Verpackungen

= Insgesamt

Glas

Kunststoff

Papier und Karton
(einschließlich
Verbundstoffe)

Metalle

Holz

Sonstige Werkstoffe

Insgesamt
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TABELLE 2

In dem Mitgliedstaat wiederverwendete Mengen von (Erst-, Zweit- und Dritt-) Verpackungen

Benutzte Verpackungen
Wiederverwendete Verpackungen

( in Tonnen)
( in Tonnen) ( in % )

Glas

Kunststoff

Papier und Karton
(einschließlich
Verbundstoffe )

Metalle

Holz

Sonstige "Werkstoffe

Insgesamt
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TABELLE 3

In dem Mitgliedstaat verwertete und beseitigte Verpackungsabfälle

(in Tonnen)

Produzierte
Abfälle

- Ausgeführte
Abfälle

+ Eingeführte
Abfälle = Insgesamt

Abfälle aus Haushalten

Glas für
Verpackungszwecke

Kunststoff für
Verpackungszwecke

Papier und Karton für
Verpackungszwecke

Kartonverbundstoffe für
Verpackungszwecke

Metalle für
Verpackungszwecke

Holz für
Verpackungszwecke

Verpackungsabfälle aus
Haushalten insgesamt

Abfälle aus
anderen Bereichen

Glas für
Verpackungszwecke

Kunststoffe für
Yerpackungszwecke

Papier und Karton für
Verpackungszwecke

Kartonverbundstoffe für
Verpackungszwecke

Metalle für
Verpackungszwecke

Holz für
Verpackungszwecke

Verpackungsabfälle
aus anderen Bereichen
insgesamt
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TABELLE 4

Mengen der in dem Mitgliedstaat verwerteten — einschließlich stofflich verwerteter — Verpackungsabfälle

Verwertete

und beseitigte
Gesamtmengen

( in Tonnen)

Stofflich verwertete
Mengen

Verwertete

Mengen

( in Tonnen) ( in % ) ( in Tonnen ) ( in % )

Abfälle aus Haushalten

Glas für
Verpackungszwecke

Kunststoffe für
Verpackungszwecke

Papier und Karton für
Verpackungszwecke

Kartonverbundstoffe für
Verpackungszwecke

Metalle für
Verpackungszwecke

Holz für
Verpackungszwecke

Verpackungsabfälle aus
Haushalten insgesamt

Abfälle aus anderen
Bereichen

Glas für
Verpackungszwecke

Kunststoffe für
Verpackungszwecke

Papier und Karton für
Verpackungszwecke

Kartonverbundstoffe für
Verpackungszwecke

Metalle für
Verpackungszwecke

Holz für
Verpackungszwecke

Verpackungsabfälle
aus anderen Bereichen
insgesamt
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RICHTLINIE 94/63/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 20. Dezember 1994

zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen (VOC-Emissionen) bei der
Lagerung von Ottokraftstoff und seiner Verteilung von den Auslieferungslagern bis zu den

Tankstellen

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses (2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

In mehreren Umweltschutz-Aktionsprogrammen der
Europäischen Gemeinschaften ( 4) liegt der Schwerpunkt
auf der Vermeidung und Bekämpfung der Luftverschmut­
zung.

Ohne Begrenzungsmaßnahmen würden die Emissionen
flüchtiger organischer Verbindungen (VOC-Emissionen),
die von Ottokraftstoff und Lösemitteln herrühren, in der
Gemeinschaft rund 10 Millionen Tonnen jährlich betra­
gen. Diese Emissionen tragen zur Bildung photo-chemi­
scher Oxydantien wie Ozon bei, die in hoher Konzentra­
tion Gesundheits-, Vegetations- und Materialschäden her­
vorrufen können. Einige dieser vom Ottokraftstoff stam­
menden VOC-Emissionen werden als giftig, krebserre­
gend oder angeborene Mißbildungen hervorrufend einge­
stuft.

Die Gemeinschaft hat am 2. April 1992 das Protokoll des
Übereinkommens von 1979 über weiträumige grenzüber­
schreitende Luftverschmutzung unterzeichnet, durch das

die VOC-Emissionen oder ihre grenzüberschreitenden
Ströme wesentlich verringert werden sollen.

Ein wichtiger Schritt zur umfassenden Verringerung der
VOC-Emissionen in der Gemeinschaft war die Richtlinie
91/441/EWG des Rates vom 26. Juni 1991 zur Änderung
der Richtlinie 70/220/EWG zur Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über Maßnahmen gegen
die Verunreinigung der Luft durch Emissionen von Kraft­
fahrzeugen (5 ), mit der die auf Auspuffgase und Verdun­
stung bei Kraftfahrzeugen zurückzuführenden VOC­
Emissionen, die heute rund 40 % aller vom Menschen
verursachten VOC-Emissionen in die Luft ausmachen,
über einen Zeitraum von 10—15 Jahren um 80 bis 90 %
verringert werden sollen. Bei der Annahme jener Richtli­
nie war die Kommission aufgefordert worden, einen
Vorschlag für eine Richtlinie über Maßnahmen zur Ver­
ringerung der Verdunstungsverluste auf allen Stufen der
Kraftstofflagerung und -Verteilung vorzulegen.

Die aus der Lagerung und Verteilung von Ottokraftstoff
herrührenden VOC-Emissionen machen etwa 500 000
Tonnen pro Jahr oder rund 5 % aller vom Menschen
verursachten VOC-Emissionen in der Gemeinschaft aus .
Besonders in städtischen Gebieten tragen diese Emissio­
nen wesentlich zur Luftverschmutzung bei.

Die verfügbaren Techniken können zu einer wesentlichen
Verringerung der Verdunstungsverluste bei der Verteilung
von Ottokraftstoff — nicht zuletzt durch die Rückgewin­
nung verdrängter Dämpfe — beitragen.

Aüs Gründen der internationalen Normung und der
Sicherheit während der Befüllung von Schiffen müssen
auf der Ebene der International Maritime Organization
Normen für Dampfrückhalte und -rückgewinnungssy­
steme festgelegt werden, die sowohl für Fülleinrichtungen
als auch für Schiffe gelten. Die Gemeinschaft sollte daher
möglichst sicherstellen, daß die erforderlichen Bestim­
mungen während der gegenwärtig erfolgenden Überarbei­
tung des MARPOL-Übereinkommens, die voraussichtlich
1996 abgeschlossen sein soll, in dieses Übereinkommen
aufgenommen werden; für den Fall, daß das MARPOL­
Übereinkommen nicht in diesem Sinne überarbeitet wird,
sollte die Gemeinschaft nach Absprache mit ihren wich­
tigsten Handelspartnern geeignete Maßnahmen für
Schiffe und Hafenanlagen zur Betankung von Schiffen
vorschlagen.

(») ABl. Nr. C 227 vom 3 . 9. 1992, S. 3, und ABl. Nr. C 270
vom 6 . 10. 1993, S. 12 .

( 2 ) ABl. Nr. C 73 vom 15 . 3 . 1993 , S. 6.
( 3 ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 24. Juni

1993 (ABl. Nr. C 194 vom 19. 7. 1993, S. 325 ), Gemeinsa­
mer Standpunkt des Rates vom 4 . Oktober 1993 (noch nicht
im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluß des Europäischen
Parlaments vom 9 . März 1994 (ABl. Nr. C 91 vom 28 . 3 .
1994, S. 82 ). Bestätigt am 2 . Dezember 1993 (ABl . Nr. C
342 vom 20. 12. 1993, S. 15 ). Gemeinsamer Entwurf des
Vermittlungsausschusses vom 8 . November 1994 .

( 4 ) ABl . Nr. C 112 vom 20. 12 . 1973, S. 1 ; ABl. Nr. C 139 vom
13 . 6. 1977, S. 1 ; ABl. Nr. C 46 vom 17. 2 . 1983, S. 1 , und
ABl. Nr. C 328 vom 7. 12 . 1987, S. 1 . ( s ) ABl . Nr. L 242 vom 30. 8 . 1991 , S. 1 .
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HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:Zur Verminderung von Dampfemissionen beim Tanken
an Tankstellen, die gegenwärtig etwa 200 000 Tonnen
pro Jahr ausmachen, werden weitere Maßnahmen nötig
sein, damit alle Dampfemissionen bei der Verteilung von
Ottokraftstoff begrenzt werden können.

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrüngen und für
das Funktionieren des Binnenmarkts ist hinsichtlich der
Verteilung von Ottokraftstoff eine Reihe von Maßnah­
men auf einem hohen Umweltniveau zu harmonisieren.

Artikel 1

Geltungsbereich

Diese Richtlinie gilt für Verfahren, Einrichtungen, Fahr­
zeuge und Binnenschiffe, die für die Lagerung und Umfül­
lung von Ottokraftstoff und seine Beförderung von einem
Auslieferungslager zum anderen oder von einem Ausliefe­
rungslager zu einer Tankstelle benutzt werden.Vorteile und Belastungen, die daraus entstehen können,

daß Maßnahmen ergriffen werden oder nicht, sind den­
noch zu berücksichtigen. Daher sollten Ausnahmemög­
lichkeiten sowie in bestimmten Fällen ein Ausschluß vom
Anwendungsbereich der Richtlinie vorgesehen werden.
Ferner sind einigen Mitgliedstaaten längere Anpassungs­
fristen zu gewähren, damit entsprechenden wichtigen
Umweltschutzmaßnahmen unterschiedlicher Ausrichtung,
die diese Mitgliedstaaten bereits ergriffen haben oder
damit der besonderen Belastung, die sich aufgrund der
Struktur des in diesen Staaten bestehenden Netzes aus
den Maßnahmen dieser Richtlinie ergibt, Rechnung getra­
gen wird.

Die gemeinschaftlichen Maßnahmen haben den jeweiligen
Umweltfaktoren in den einzelnen Regionen der Gemein­
schaft Rechnung zu tragen. Es muß den Mitgliedstaaten
daher möglich sein, in ihrem gesamten Hoheitsgebiet oder
in bestimmten Gebieten, in denen derartige Maßnahmen
erwiesenermaßen aufgrund besonderer Umstände zum
Schutz der menschlichen Gesundheit oder der Umwelt
erforderlich sind, strengere Maßnahmen zur Verhütung
von Verdunstungsverlusten in festen Anlagen beizubehal­
ten oder vorzuschreiben.

Artikel 2

Begriffsbestimmung

im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

a) „ Ottokraftstoff" Erdölderivate mit oder ohne Zu­
sätze, deren Dampfdruck ( nach Reid) mindestens 27,6
Kilopascal beträgt und die zur Verwendung als Kraft­
stoff für Kraftfahrzeuge bestimmt sind, mit Ausnahme

, von verflüssigtem Erdölgas (LPG);

b ) „Dämpfe" gasförmige Verbindungen, die aus Otto­
kraftstoff verdunsten;

c ) „Lagertank" einen ortsfesten Tank für die Lagerung
von Ottokraftstoff in einem Auslieferungslager;

d ) „Auslieferungslager" eine Einrichtung für die Lage­
rung von Ottokraftstoff und seine Umfüllung in Stra­
ßentankfahrzeuge, Eisenbahnkesselwagen oder Bin­
nenschiffe, einschließlich aller Lagertanks am Ort der
Einrichtung;

e ) „ bewegliches Behältnis" auf der Straße, auf Schienen
oder auf Wasserstraßen transportierte Tanks zur
Beförderung von Ottokraftstoff von einem Ausliefe­
rungslager zu einem anderen oder von einem Ausliefe­
rungslager zu einer Tankstelle;

f) „Tankstelle" eine Einrichtung zur Abgabe von Otto­
kraftstoff aus ortsfesten Lagertanks an Kraftstofftanks
von Kraftfahrzeugen;

g) „ bestehende Ottokraftstofflager, Umfüllanlagen,
Tankstellen und bewegliche Behältnisse" Einrichtun­
gen, Tankstellen und bewegliche Behältnisse, die
bereits vor dem in Artikel 10 genannten Datum in
Betrieb waren oder für die eine nach nationalem
Recht erforderliche Bau- oder Betriebsgenehmigung
vor dem in Artikel 10 genannten Datum erteilt
wurde;

h) „neu" in bezug auf Ottokraftstofflager, Umfüllanla­
gen, Tankstellen und bewegliche Behältnisse Einrich­
tungen, Tankstellen und bewegliche Behältnisse, die
nicht unter Buchstabe g) fallen;

Die Bestimmungen des Absatzes 1 der Artikel 3 , 4 und 6
dieser Richtlinie gelten unbeschadet der Richtlinie 83/
189/EWG des Rates vom 28 . März 1983 über ein Infor­
mationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und tech­
nischen Vorschriften ( 1 ).

Um den freien Handel mit Ottokraftstoff und Geräten
innerhalb der Gemeinschaft sicherzustellen und um ein
hohes Sicherheitsniveau zu gewährleisten, sind harmoni­
sierte Spezifikationen für die Ausrüstung zur Befüllung
von Straßentankfahrzeugen von unten zu erlassen . Die
Normung dieser Spezifikationen sowie die Möglichkeit
ihrer Anpassung an den technischen Fortschritt sind vor­
zusehen.

Zum Zwecke der Anpassung der Anhänge dieser Richtli­
nie an den technischen Fortschritt ist ein Ausschuß einzu­
setzen, der die Kommission unterstützt —

( ) ABl . Nr. L 109 vom 26. 4 . 1983, S. 8 . Richtlinie zuletzt
geändert durch Entscheidung 92/400/EWG der Kommission
(ABl. Nr. L 221 vom 6 . 8 . 1992, S. 55).
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i) „Durchsatz" die größte jährliche Menge an Ottokraft­
stoff, welche während der letzten drei Jahre von
einem Lagertank in einem Auslieferungslager öder von
einer Tankstelle in bewegliche Behältnisse umgefüllt
wurde; ^

j ) „Dampfrückgewinnungsanlage" eine Anlage für die
Rückgewinnung von Ottokraftstoff aus Dämpfen ein­
schließlich etwaiger Puffertanksysteme in Ausliefe­
rungslagern;

k) „Binnenschiff" ein Schiff gemäß der Definition in
Kapitel 1 der Richtlinie 82/714/EWG des Rates vom
4. Oktober 1982 über die technischen Vorschriften
für Binnenschiffe ( ! );

1 ) „Bezugszielwert" den Leitwert, der zur allgemeinen
Bewertung der Übereinstimmung mit den in den
Anhängen vorgesehenen technischen Maßnahmen
festgesetzt wird; er ist nicht als Grenzwert gedacht, an
dem die Leistung einzelner Einrichtungen, Ausliefe­
rungslager und Tankstellen gemessen werden soll;

m) „Zwischenlagerung von Dämpfen" die Zwischenlage­
rung von Dämpfen in einem Festdachtank eines Aus­
lieferungslagers mit dem Ziel, später zwecks Rückge­
winnung in ein anderes Auslieferungslager verbracht
zu werden. Die Beförderung von Dämpfen zwischen
Lagertanks innerhalb eines Auslieferungslagers gilt
nicht als Zwischenlagerung von Dämpfen im Sinne
dieser Richtlinie;

n ) „Fülleinrichtung" eine Einrichtung in einem Ausliefe­
rungslager, mit der Ottokraftstoff in bewegliche
Behältnisse umgefüllt werden kann. Fülleinrichtungen
für Straßentankfahrzeuge . umfassen eine oder mehrere
„Füllstellen";

o ) „Füllstelle" eine Vorrichtung in einem Auslieferungs­
lager, mit der Ottokraftstoff jeweils in einem Zuge in
ein Straßentankfahrzeug umgefüllt werden kann.

Artikel 3

Lagertanks in Auslieferungslagern

( 1 ) Konstruktion und Betrieb der Lagertanks müssen
den technischen Anforderungen von Anhang I genügen.

Diese Anforderungen zielen darauf ab, den jährlichen
Gesamtverlust an Ottokraftstoff bei Befüllung und Lage­
rung in einem Lagertank in Auslieferungslagern unter den
Bezugszielwert von 0,01 Gewichtsprozent des Durchsat­
zes zu senken.

Die Mitgliedstaaten können in ihrem gesamten Hoheits­
gebiet oder in bestimmten Gebieten, in denen derartige
Maßnahmen erwiesenermaßen aufgrund besonderer Um­
stände zum Schutz der menschlichen Gesundheit oder der
Umwelt erforderlich sind, strengere Maßnahmen beibe­
halten oder vorschreiben.

Die Mitgliedstaaten können andere als die in Anhang I
beschriebenen technischen Maßnahmen zur Verringerung
des Ottokraftstoffverlusts vorschreiben, wenn solche
alternativen Maßnahmen nachgewiesenermaßen minde­
stens die gleiche Wirksamkeit besitzen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die übrigen Mitglied­
staaten und die Kommission unter Angabe der Gründe
über die getroffenen Maßnahmen bzw. die von ihnen
entsprechend diesem Absatz geplanten Sondermaßnah­
men.

(2 ) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten
a ) ab dem in Artikel 10 genannten Datum für neue

Anlagen;
b ) nach Ablauf von drei Jahren nach dem in Artikel 10

genannten Datum für bestehende Anlagen, wenn der
Durchsatz des Auslieferungslagers 50 000 Tonnen/Jahr
überschreitet;

c ) nach Ablauf von sechs Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für bestehende Anlagen, wenn der
Durchsatz des Auslieferungslagers 25 000 Tonnen/Jahr
überschreitet;

d ) nach Ablauf von neun Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für alle anderen bestehenden Lager­
tanks in Auslieferungslagern.

Artikel 4

Befüllung und Entleerung beweglicher Behältnisse in Aus­
lieferungslagern

( 1 ) Konstruktion und Betrieb der Befüllungs- und Ent­
leerungsanlagen müssen den technischen Anforderungen
von Anhang II genügen.

Diese Anforderungen zielen darauf ab, den jährlichen
Gesamtverlust an Ottokraftstoff bei Befüllung und Ent­
leerung beweglicher Behältnisse in Auslieferungslagern
unter den Bezugszielwert von 0,005 Gewichtsprozent des
Durchsatzes zu senken.

Die Mitgliedstaaten können in ihrem gesamten Hoheits­
gebiet oder in bestimmten Gebieten, in denen derartige
Maßnahmen erwiesenermaßen aufgrund besonderer Um­
stände zum Schutz der menschlichen Gesundheit oder der
Umwelt erforderlich sind, strengere Maßnahmen beibe­
halten oder vorschreiben.

Die Mitgliedstaaten können andere als die in Anhang II
beschriebenen technischen Maßnahmen zur Verringerung
des -Ottokraftstoffverlusts vorschreiben, wenn solche
alternativen Maßnahmen nachgewiesenermaßen minde­
stens die gleiche Wirksamkeit besitzen .

Die Mitgliedstaaten unterrichten die übrigen Mitglied­
staaten und die Kommission unter Angabe der Gründe
über die getroffenen Maßnahmen bzw. die von ihnen
entsprechend diesem Absatz geplanten Sondermaßnah­
men. Die Kommission überprüft die Vereinbarkeit dieser
Maßnahmen mit den Bestimmungen des Vertrags und
den Bestimmungen dieses Absatzes .

Auslieferungslager mit Anlagen zur Befüllung von Stra­
ßentankfahrzeugen müssen mit mindestens einer Füllstelle
ausgestattet sein, die den in Anhang IV für die Untenbe­
füllung festgelegten Spezifikationen genügt. Diese Spezifi­
kationen werden in regelmäßigen Abständen überprüft
und erforderlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 8
überarbeitet.(M ABl . Nr. L 301 vom 28. 10 . 1982, S. 1 ,
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(2 ) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten
a) ab dem in Artikel 10 genannten Datum für neue

Auslieferungslager zur Befüllung von Straßentankfahr­
zeugen, Eisenbahnkesselwagen und/oder Binnenschif­
fen;

b ) nach Ablauf von drei Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für bestehende Auslieferungslager
zur Befüllung von Straßentankfahrzeugen, Eisenbahn­
kesselwagen und/oder Binnenschiffen, wenn der
Durchsatz 150 000 Tonnen/Jahr überschreitet;

c ) nach Ablauf von sechs Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für bestehende Auslieferungslager
zur Befüllung von Straßentankfahrzeugen und Eisen­
bahnkesselwagen, wenn der Durchsatz 25 000 Ton­
nen/Jahr überschreitet;

d ) nach Ablauf von neun Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für alle anderen bestehenden Füll­
einrichtungen in Auslieferungslagern für Straßentank­
fahrzeuge und Eisenbahnkesselwagen.

( 3 ) Die Anforderungen für Untenbefülleinrichtungen
nach Anhang IV gelten neun Jahre nach dem in Artikel
10 genannten Datum für alle Füllstellen zur Befüllung
von Straßentankfahrzeugen in allen Auslieferungslagern,
soweit sie nicht nach Absatz 4 ausgenommen sind.
(4 ) Abweichend davon gelten die Absätze 1 und 3 nicht
für

a) bestehende Auslieferungslager mit einem Durchsatz
von unter 10 000 Tonnen/Jahr;

b ) neue Auslieferungslager mit einem Durchsatz von
unter 5 000 Tonnen/Jahr auf kleinen, abgelegenen
Inseln .

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission im Zuge der
Erstellung der in Artikel 9 genannten Berichte mit, für
welche Auslieferungslager diese Abweichung gilt.
( 5 ) Das Königreich Spanien kann eine Abweichung von
der in Absatz 2 Buchstabe b) festgelegten Frist um ein
Jahr zulassen.

Artikel 5

Bewegliche Behältnisse
( 1 ) Konstruktion und Betrieb beweglicher Behältnisse
müssen den folgenden Anforderungen genügen:
a ) Bewegliche Behältnisse sind so auszulegen und zu

betreiben, daß die Restdämpfe nach der Entleerung
von Ottokraftstoff im Behältnis zurückgehalten wer­
den.

b ) Bewegliche Behältnisse, in denen Ottokraftstoff an
Tankstellen und Auslieferungslager geliefert wird, sind
so auszulegen und zu betreiben, daß sie Dämpfe aus
den Lagertanks von Tankstellen oder Auslieferungsla­
gern aufnehmen und zurückhalten. Eisenbahnkessel­
wagen müssen diesen Anforderungen nur dann genü­
gen, wenn in ihnen Ottokraftstoff an Tankstellen oder
Auslieferungslager geliefert wird, in denen Dämpfe
zwischengelagert werden.

c ) Abgesehen vom Ablassen durch die Überdruckventile
müssen die unter den Buchstaben a ) und b ) genannten
Dämpfe im beweglichen Behältnis zurückgehalten
werden, bis dieser in einem Auslieferungslager wieder
befüllt wird.

Ist eine Dampfrückgewinnung oder eine Zwischenla­
gerung von Dämpfen nicht möglich, da das bewegli­
che Behältnis nach der Entleerung von Ottokraftstoff
anschließend für andere Erzeugnisse als Ottokraftstoff
benutzt wird, kann die Ventilierung in einem geogra­
phischen Gebiet erlaubt werden, in dem Emissionen
kaum in einem signifikanten Ausmaß zu Umwelt­
oder Gesundheitsproblemen beitragen dürften.

d ) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten müssen
sicherstellen, daß Straßentankfahrzeuge regelmäßig
einem Drucktest auf Dampfdichtigkeit unterzogen
werden und daß Unterdruck-/Überdruckventile an
beweglichen Behältnissen regelmäßig überprüft wer­
den.

(2 ) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten
a ) ab dem in Artikel 10 genannten Datum für neue

Straßentankfahrzeuge, Eisenbahnkesselwagen und
Binnenschiffe;

b ) nach Ablauf von drei Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für bestehende Eisenbahnkesselwa­
gen und Binnenschiffe, wenn sie in einem Ausliefe­
rungslager befüllt werden, für das die Anfofderungen
nach Artikel 4 Absatz 1 gelten;

c ) für bestehende Straßentankfahrzeuge, wenn sie gemäß
den in Anhang IV vorgesehenen Spezifikationen auf
Untenbefüllung umgerüstet wurden.

( 3 ) Abweichend davon gelten die Bestimmungen des
Absatzes 1 Buchstaben a), b ) und c) nicht für Dampfver­
luste aufgrund von Peilstabmessungen an
a ) bestehenden beweglichen Behältnissen und
b ) neuen beweglichen Behältnissen, die innerhalb von

vier Jahren nach dem in Artikel 10 genannten Datum
in Betrieb genommen werden.

Artikel 6

Befüllung von Tankstellen-Lagertanks

( 1 ) Konstruktion und Betrieb der Befüllungsanlagen und
Lagertanks müssen den technischen Anforderungen von
Anhang III genügen.

Diese Anforderungen zielen darauf ab, den jährlichen
Gesamtverlust an Ottokraftstoff bei Befüllung der Lager­
tanks von Tankstellen unter den Bezugszielwert von 0,01
Gewichtsprozent des Durchsatzes zu senken.

Die Mitgliedstaaten können in ihrem gesamten Hoheits­
gebiet oder in bestimmten Gebieten, in denen derartige
Maßnahmen erwiesenermaßen aufgrund besonderer Um­
stände zum Schutz der menschlichen Gesundheit oder der
Umwelt erforderlich sind, strengere Maßnahmen beibe­
halten oder vorschreiben.

Die Mitgliedstaaten können andere als die in Anhang III
beschriebenen technischen Maßnahmen zur Verringerung
des Ottokraftstoffverlusts vorschreiben, wenn solche
alternativen Maßnahmen nachgewiesenermaßen minde­
stens die gleiche Wirksamkeit besitzen .
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Artikel 7

Änderung der Anhänge

Änderungen, die zur Anpassung der Anhänge dieser
Richtlinie an den technischen Fortschritt notwendig sind,
werden nach dem Verfahren des Artikels 8 vorgenom­
men; hiervon ausgenommen sind die in Anhang II
Abschnitt 2 genannten Grenzwerte .

Artikel 8

Ausschuß

( 1 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß unter­
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam­
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt.

(2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehr­
heit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kom­
mission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist. Bei der
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Ver­
treter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Arti­
kel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung
nicht teil .

( 3 ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah­
men, wenn sie mit der Stellungnahme des Ausschusses
übereinstimmen.

Stimmen die geplanten Maßnahmen mit der Stellung­
nahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine
Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem
Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden
Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehr­
heit.

(4 ) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Mona­
ten nach seiner Befassung keinen Beschluß gefaßt, werden
die vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission
erlassen.

Die Mitgliedstaaten unterrichten die übrigen Mitglied­
staaten und die Kommission unter Angabe der Gründe
über die getroffenen Maßnahmen bzw. die von ihnen
entsprechend diesem Absatz geplanten Sondermaßnah­
men.

(2 ) Die Vorschriften des Absatzes 1 gelten
a) ab dem in Artikel 10 genannten Datum für neue

Tankstellen;
b) nach Ablauf von drei Jahren nach dem in Artikel 10

genannten Datum
— für bestehende Tankstellen mit einem Durchsatz

über 1 000 m3/Jahr;
— unabhängig vom Durchsatz für bestehende Tank­

stellen, die unter Wohnräumen oder Arbeitsberei­
chen liegen;

c ) nach Ablauf von sechs Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für bestehende Tankstellen mit
einem Durchsatz über 500 m3/Jahr;

d) nach Ablauf von neun Jahren nach dem in Artikel 10
genannten Datum für alle anderen bestehenden Tank­
stellen .

( 3 ) Abweichend davon gelten die Absätze 1 und 2 nicht
für Tankstellen mit einem Durchsatz unter 100 m3/Jahr.

(4 ) Bei Tankstellen mit einem Durchsatz unter 500 m3/
Jahr können die Mitgliedstaaten eine Abweichung von
den Vorschriften des Absatzes 1 zulassen, wenn die
Tankstelle in einem geographischen Gebiet oder an einem
Ort liegt, in dem bzw. an dem Dampfemissionen kaum in
einem signifikanten Ausmaß zu Umwelt- oder Gesund­
heitsproblemen beitragen dürften.

Im Wege des Mitteilungsverfahrens nach Artikel 9
machen die Mitgliedstaaten der Kommission detaillierte
Angaben über die Gebiete, in denen sie beabsichtigen,,
solche Abweichungen zuzulassen; danach unterrichten sie
die Kommission über alle Änderungen, die diese Gebiete
betreffen.

(5 ) Das Königreich der Niederlande kann eine Abwei­
chung von dem in Absatz 2 festgelegten Zeitplan unter
folgenden Voraussetzungen zulassen:
— die nach diesem Artikel erforderlichen Maßnahmen

werden im Rahmen eines umfassenderen, bereits
bestehenden nationalen Programms für Tankstellen
getroffen, mit dem verschiedene Umweltprobleme, wie
die Verschmutzung von Wasser, Luft und Boden
sowie durch Abfälle, gleichzeitig angegangen werden
und dessen Durchführung präzise geplant ist;

— die Abweichung vom Zeitplan darf höchstens zwei
Jahre betragen, wobei das Programm innerhalb der in
Absatz 2 Buchstabe d) genannten Frist vollständig
abgeschlossen werden muß;

— der Kommission wird der Beschluß, von dem in
Absatz 2 angegebenen Zeitplan abzuweichen, ein­
schließlich aller Angaben über Umfang und Dauer der
Abweichung mitgeteilt.

( 6 ) Das Königreich Spanien und die Portugiesische
Republik können eine Verlängerung der in Absatz 2
Buchstabe b) festgelegten Frist um ein Jahr zulassen.

Artikel 9

Überwachung und Berichterstattung

Die Berichte über die Durchführung dieser Richtlinie
werden nach dem Verfahren des Artikels 5 der Richtlinie
91/692/EWG des Rates vom 23 . Dezember 1991 zur
Vereinheitlichung und zweckmäßigen Gestaltung der
Berichte über die Durchführung bestimmter Umwelt­
schutzrichtlinien (*) erstellt. Die Kommission soll nach

(M ABl. Nr. L 377 vom 31 . 12 . 1991 , S. 48 .
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(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut ihrer Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem
unter dieser Richtlinie fallenden Gebiet erlassen .

Möglichkeit ihrem ersten Bericht Vorschläge für eine
Änderung dieser Richtlinie beifügen, und zwar insbeson­
dere für eine Ausdehnung des Anwendungsbereichs dahin
gehend, daß Dampfrückhalte und -rückgewinnungssy­
steme erfaßt werden.

Artikel 1 1

Schlußbestimmung

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Artikel 10

Umsetzung in einzelstaatliches Recht

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie bis spätestens 31 . Dezember 1995 nachzukommmen.
Sie unterrichten die Kommission hiervon unverzüglich. Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 1994.

Wenn die Mitgliedstaaten ,diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

Im Namen des Europäischen
Parlaments

Der Präsident

K. HÄNSCH

Im Namen des Rates

Der Präsident

K. KINKEL



Nr. L 365/30 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 31 . 12 . 94

ANHANG I

ANFORDERUNGEN AN LAGERTANKS IN AUSLIEFERUNGSLAGERN

1 . Die Außenwand und das Dach oberirdischer Tanks müssen in einer Farbe gestrichen sein, die
Strahlungswärme zu mindestens 70 % zurückwirft. Dies kann im Rahmen der normalen Wartungszyklen
des Tanks innerhalb eines Zeitraums von drei Jahren erfolgen. Die Mitgliedstaaten können eine Abweichung
von dieser Vorschrift zulassen, sofern der Landschaftsschutz in besonderen Gebieten, die von einer
staatlichen Stelle ausgewiesen wurden, dies erfordert .

Diese Vorschrift gilt nicht für Tanks, die an eine Dampfrückgewinnungsanlage angeschlossen sind, die die
Anforderungen von Anhang II Nummer 2 erfüllt.

2 . Tanks mit äußeren Schwimmdächern müssen mit einer Primärdichtung ausgestattet sein, die den
ringförmigen Raum zwischen der Tankwand und dem äußeren Umfang des Schwimmdächs ausfüllt, sowie
mit einer Sekundärdichtung, die über der Primärdichtung angebracht ist. Die Dichtungen müssen so
beschaffen sein, daß sie die Dämpfe im Vergleich zu vergleichbaren Festdachtanks ohne Dampfrückhalteein­
richtungen ( damit sind Festdachtanks gemeint, die nur über Unterdruck-/Überdruckventile verfügen ) zu
mindestens 95 % zurückhalten .

3 . Alle neuen Lagertanks in Auslieferungslagern, in denen der Dampf nach Artikel 4 der Richtlinie
zurückgewonnen werden muß ( vgl . Anhang II ), müssen

a ) entweder Festdachtanks sein, die an eine Dampfrückgewinnungsanlage nach den Anforderungen von
Anhang II angeschlossen sind,

b) oder mit einer inneren oder äußeren Schwimmdecke mit Primär- und Sekundärdichtung versehen sein,
um den unter Nummer 2 genannten Leistungsanforderungen zu entsprechen .

4 . Bestehende Festdachtanks müssen

a ) entweder an eine Dampfrückgewinnungsanlage nach den Anforderungen von Anhang II angeschlossen
sein

b ) oder eine innere Schwimmdecke mit Primärdichtung haben, die so beschaffen sein sollte^ daß sie die
Dämpfe im Vergleich zu einem Festdachtank ohne Dampfrückhalteeinrichtungen zu mindestens 90 %
zurückhält .

5 . Die Anforderungen an die unter den Nummern 3 und 4 genannten Dampfrückhalteeinrichtungen gelten
nicht für Festdachtanks in Auslieferungslagern, in denen gemäß Anhang II Nummer 1 die Zwischenlagerung
von Dämpfen zugelassen ist.
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ANHANG II

ANFORDERUNGEN AN BEFÜLLUNGS- UND ENTLEERUNGSANLAGEN IN AUSLIEFERUNGS­
LAGERN

1 . Dämpfe, die bei der Befüllung eines beweglichen Behältnisses verdrängt werden, müssen über eine
dampfdichte Verbindungsleitung zu einer Dampfrückgewinnungsanlage im Auslieferungslager zurückgeführt
werden.

Diese Bestimmung gilt nicht für Straßentankfahrzeuge, die von oben befüllt werden, solange diese
Befüllungsart zulässig ist .

In Auslieferungslagern zur Befüllung von Binnenschiffen mit Ottokraftstoff kann statt einer Rückgewin­
nungsanlage eine Dampfverbrennungsanlage eingesetzt werden, wenn die Dampfrückgewinnung unsicher
oder wegen der Menge des anfallenden Dampfes technisch unmöglich ist. Die Grenzwerte für Emissionen in
die Luft aus der Dampfrückgewinnungsanlage gelten auch für die Dampfverbrennungsanlage.

In Auslieferungslagern mit einem Durchsatz von weniger als 25 000 Tonnen/Jahr kann die unmittelbare
Dampfrückgewinnung im Auslieferungslager durch Zwischenlagerung der Dämpfe ersetzt werden.

2. Die mittlere Dampfkonzentration in den Abgasen der Dampfrückgewinnungsanlage darf — bereinigt um
die Verdünnung während der Behandlung — 35 g/Nm3 pro Stunde nicht überschreiten.

Bei Dampfrückgewinnungsanlagen, die vor dem 1 . Januar 1993 errichtet wurden, kann das Vereinigte
Königreich eine Abweichung von dem in diesem Anhang genannten Grenzwert von 35 g/Nm3 pro Stunde
unter folgenden Bedingungen zulassen:
— Bei der Anlage wird ein Grenzwert von 50 g/Nm3 pro Stunde, gemessen nach der in diesem Anhang

wiedergegebenen Spezifikation, eingehalten;

— die Ausnahmeregelung endet spätestens neun Jahre nach dem in Artikel 10 genannten Datum;
— der Kommission werden die von dieser Ausnahmeregelung betroffenen einzelnen Anlagen unter Angabe

von Einzelheiten über den Durchsatz an Ottokraftstoff und die Dampfemissionen der Anlage mitge­
teilt.

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten müssen sicherstellen, daß Meß- und Analysemethoden sowie
die Häufigkeit der Messungen festgelegt werden.

Die Messungen müssen während eines vollen (mindestens siebenstündigen ) Arbeitstages mit normalem
Durchsatz durchgeführt werden.

Die Messungen können kontinuierlich oder diskontinuierlich erfolgen. Bei diskontinuierlichen Messungen
müssen mindestens vier Messungen pro Stunde durchgeführt werden.

Der sich aus den Meßgeräten, dem Kalibriergas und dem Meßverfahren ergebende Gesamtmeßfehler darf
10 % des Meßwertes nicht überschreiten.

Die Meßgeräte müssen mindestens Konzentrationen bis hinunter zu 3 g/Nm3 messen können.

Die Reproduzierbarkeit muß mindestens 95 % des Meßwertes betragen .

3 . Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Verbindungsschläuche und -röhre
in regelmäßigen Abständen auf undichte Stellen überprüft werden.

4. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß bei Entweichen von Dämpfen die
Befüllung an der Füllstelle sofort abgebrochen wird. Die Füllstelle muß für einen solchen Abbruch
ausgerüstet sein.

5 . Falls das Befüllen beweglicher Behältnisse von oben zulässig ist, muß der Füllstutzen des Ladearms nahe
am Boden des beweglichen Behältnisses gehalten Werden, um ein Hochspritzen bei der Befüllung zu
verhindern.
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ANHANG III

ANFORDERUNGEN AN BEFÜLLUNGSANLAGEN UND LAGERTANKS IN TANKSTELLEN SOWIE
IN AUSLIEFERUNGSLAGERN, IN DENEN DÄMPFE ZWISCHENGELAGERT WERDEN

Dämpfe, die bei der Umfüllung von Ottokraftstoff in Tankstellen-Lagertanks und Festdachtanks für die
Zwischenlagerung von Dämpfen verdrängt werden, müssen durch eine dampfdichte Verbindungsleitung in
das bewegliche Behältnis, mit dem der Ottokraftstoff angeliefert wird, zurückgeführt werden. Eine Befüllung
darf nur vorgenommen werden, wenn diese Vorrichtungen angebracht sind und ordnungsgemäß funktionie­
ren.

ANHANG IV

SPEZIFIKATIONEN FÜR UNTENBEFÜLLÜNGSEINRICHTUNGEN MIT DAMPFPENDELUNG UND
ÜBERFÜLLSICHERUNG FÜR DIE BEFÜLLUNG EUROPÄISCHER STRASSENTANKFAHRZEUGE

1 . Anschlüsse

1.1 . Der für den Flüssigkeitsdurchsatz bestimmte Anschluß am Ladearm ist ein aufnehmendes Kupplungs­
teil, das zu einer 4-Zoll ( 101,6 mm ) -API-Kupplung am Fahrzeug paßt; siehe Festlegung in:
— API RECOMMENDED PRACTICE 1004

SEVENTH EDITION, NOVEMBER 1988

Bottom Loading and Vapour Recovery for MC-306 Tank Motor Vehicles ( Section 2.1.1.1 Type of
Adapter used for Bottom Loading).

1.2. Der für die Dampfrückführung bestimmte Anschluß am Dampfpendelschlauch der Füllstelle ist ein
aufnehmendes Kupplungsteil mit Nockenführung, das zu einer 4-Zoll ( 101,6 mm) -Kupplung mit
Nockenführung am Fahrzeug paßt; siehe Festlegung in:
— API RECOMMENDED PRACTICE 1004

SEVENTH EDITION, NOVEMBER 1988

Bottom Loading and Vapour Recovery for MC-306 Tank Motor Vehicles (Section 4.1.1.2, Vapour
Recovery Adapter).

2 . Vorschriften für die Befüllung

2.1 . Der normale Volumenstrom beträgt 2 300 Liter pro Minute (höchstens 2 500 1/min ) je Ladearm.

2.2 . Bei Spitzenentnahme aus dem Auslieferungslager darf im Dampfsammeisystem der Füllstelle,
einschließlich des Dampfrückführungssystems, am fahrzeugseitigen Anschluß der Dampfrückführung
ein Gegendruck von maximal 55 Millibar entstehen.

2.3 . Alle zugelassenen Fahrzeuge mit Untenbefüllung tragen ein Schild, das angibt, wie viele Ladearme im
Höchstfall gleichzeitig in Betrieb sein dürfen, damit sichergestellt ist, daß bei maximalem Anlagen­
druck, d. h . gemäß Abschnitt 2.2 55 Millibar, keine Dämpfe durch Über- und Unterdruckkammer­
ventile entweichen.

3 . Anschluß der Fahrzeugmasse/Überfüllsicherung
Die Füllstelle ist mit einer Überfüllsicherung ausgestattet, die bei Anschluß an das Fahrzeug ein
selbstüberwachtes Signal gibt und damit die Befüllung freigibt, sofern die Kammerüberfüllsicherun­
gen ( Sensoren) nicht aufgrund der Füllhöhe ansprechen.

3.1 . Das Fahrzeug wird über einen 10-poligen Normstecker an die Überwachungseinrichtung an der
Füllstelle angeschlossen. Der Stecker ist am Fahrzeug und die Steckbuchse an einem Kabel
angebracht, das mit der Überwachungseinrichtung an der Füllstelle verbunden, ist .
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3.2 . Zur Messung des Füllstands können am Fahrzeug Zweidraht-Thermistorsensoren, optische Zwei­
drahtsensoren, optische Fünfdrahtsensoren oder eine äquivalente, kompatible Vorrichtung ange­
bracht werden, sofern das System ausfallsicher ist . (NB : Thermistoren müssen einen negativen
Temeraturkoeffizienten haben.)

3.3 . Die Überwachungseinrichtung an der Füllstelle paßt sowohl für Zweidraht- als auch für Fünfdraht­
Fahrzeugsensoren.

3.4 . Das Fahrzeug wird mit der Füllstelle über den gemeinsamen Rückleitungsdraht der Überfüllsensoren
verbunden, der über das Fahrgestell an den Stift 10 des Steckers angeschlossen wird. Stift 10 der
Steckbuchse wird an das Gehäuse der Überwachungseinrichtung angeschlossen, das mit der Masse
der Füllstelle verbunden ist .

3.5 . Alle zugelassenen Fahrzeuge mit Untenbefüllung tragen ein Schild ( siehe 2.3 ), auf dem der Typ der
eingebauten Überfüllsicherungssensoren ( d. h. Zweidraht- oder Fünfdrahtsensoren ) angegeben ist.

4 . Anbringung der Anschlüsse

4.1 . Die Befüllungs- und Dampfsammelvorrichturigen an der Füllstelle sind für folgende Maße im
Fahrzeuganschlußbereich vorzusehen:

4.1.1 . Die Mittelachse der für den Flüssigkeitsdurchsatz bestimmten Anschlüsse ist höchstens 1,4 Meter
( unbeladen) und mindestens 0,5 Meter ( beladen), vorzugsweise 0,7 bis 1 Meter hoch.

4.1.2 . Der horizontale Abstand zwischen den Anschlüssen beträgt mindestens 0,25 Meter ( vorzugsweise 0,3
Meter).

4.1.3 . Alle für den Flüssigkeitsdurchsatz bestimmten Anschlüsse müssen in einem abgegrenzten Bereich
liegen, dessen Länge 2,5 Meter nicht übersteigt .

4.1.4 . Der für die Dampfrückführung bestimmte Anschluß sollte vorzugsweise rechts von den für den
Flüssigkeitsdurchsatz bestimmten Anschlüssen und nicht höher, als 1,5 Meter (unbeladen) und nicht
niedriger als 0,5 Meter ( beladen ) liegen.

4.2 . Der Anschluß für die Masse/Überfüllsicherung liegt rechts von den Anschlüssen für den Flüssigkeits­
durchsatz und die Dampfrückführung, jedoch nicht höher als 1,5 Meter ( unbeladen ) und nicht
niedriger als 0,5 Meter ( beladen).

4.3 . Die vorgenannten Anschlüsse liegen alle auf derselben Fahrzeugseite .

5 . Sicherheitsvorrichtungen

5.1 . Masse/Überfüllsicherung
Die Befüllung darf nur möglich sein, wenn die kombinierte Masse/Überfüll-Kontrolleinrichtung ein
Freigabesignal gibt.

Wird die Ladekapazität überschritten oder ist das Fahrzeug nicht mehr ausreichend geerdet, so
schließt die Überwachungseinrichtung an der Füllstelle das Produktventil der Füllstelle .

5.2 . Drucküberwachung des Dampfsammeisystems
Die Befüllung darf nur möglich sein, wenn der Dampfpendelschlauch an das Fahrzeug angeschlossen
ist und die verdrängten Dämpfe aus dem Fahrzeug frei in das Dampfsammeisystem der Anlage
strömen können .
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RICHTLINIE 94/67/EG DES RATES

vom 16. Dezember 1994

über die Verbrennung gefährlicher Abfälle

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION — Nach Artikel 130t des Vertrags hindert die Annahme
dieser Richtlinie die einzelnen Mitgliedstaaten nicht
daran, verstärkte Umweltschutzmaßnahmen, die mit dem
Vertrag vereinbar sind, beizubehalten oder zu ergreifen .

Gemäß Artikel 4 der Richtlinie 75/442/EWG des Rates
vom 15. Juli 1975 über Abfälle (5 ) haben die Mitglied­
staaten die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, damit
Abfälle verwertet oder beseitigt werden, ohne daß dabei
die menschliche Gesundheit gefährdet oder die Umwelt
geschädigt wird. Daher ist in Artikel 9 jener Richtlinie
festgelegt, daß alle Verbrennungsanlagen oder Unterneh­
men, die mit Abfällen umgehen, einer Genehmigung
durch die zuständige Behörde bedürfen, die unter ande­
rem die zu treffenden Vorsichtsmaßregeln betrifft .

Nach den Artikeln 3 und 4 der Richtlinie 84/360/EWG
des Rates vom 28. Juni 1984 zur Bekämpfung der
Luftverschmutzung durch Industrieanlagen ( 6 ) ist für den
Betrieb von Anlagen, die wie Abfallverbrennungsanlagen
zu den aufgeführten Kategorien gehören, eine vorherige
Genehmigung erforderlich.

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 130s Absatz 1 ,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189c des Ver­
trags ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Ziele und Grundsätze der Umweltpolitik der Gemein­
schaft gemäß Artikel 130r des Vertrags sind insbesondere
auf die Vermeidung von Verunreinigungen gerichtet,
wobei diese unter Anwendung des Verursacherprinzips
nach Möglichkeit an ihrem Ursprung bekämpft werden
sollen .

In der Entschließung des Rates vom 7. Mai 1990 über die
Abfallpolitik ( 4) wurde die Kommission aufgefordert, ihre
Vorschläge über Verbrennungsanlagen für industrielle
Abfälle umgehend zu ergänzen.

Die Verbrennung gefährlicher Abfälle führt zu Emissio­
nen, die Verunreinigungen verursachen und dadurch die
menschliche Gesundheit und die Umwelt schädigen kön­
nen, sofern nicht angemessene Kontrollmaßnahmen
ergriffen werden. Bisweilen kann es zu grenzüberschrei­
tenden Verunreinigungen kommen.

Zum Schutz der Umwelt vor gefährlichen Emissionen aus
der Verbrennung gefährlicher Abfälle sind deshalb vor­
beugende Maßnahmen erforderlich.

Die Unterschiede zwischen den in den einzelnen Mitglied­
staaten geltenden Vorschriften über die Verbrennung
gefährlicher Abfälle und in einigen Fällen das Fehlen
solcher Vorschriften rechtfertigen Maßnahmen auf
Gemeinschaftsebene.

Mit den nach dieser Richtlinie errichteten und betriebe­
nen Verbrennungsanlagen sollen die von gefährlichen
Abfällen ausgehenden verunreinigungsbedingten Gefahren
durch einen Oxidationsprozeß reduziert, Mengen und
Umfang der Abfälle verringert und Rückstände erzeugt
werden, die wiederverwendet oder sicher entsorgt werden
können.

Ein hohes Umweltschutzniveau erfordert die Schaffung
und Einhaltung angemessener Betriebsbedingungen und
Emissionsgrenzwerte für Anlagen zur Verbrennung
gefährlicher Abfälle in der Gemeinschaft. Besondere Vor­
schriften sind für Emissionen von Dioxinen und Furanen
erforderlich, die durch den Einsatz der fortschrittlichsten
Technik verringert werden müssen.

Um die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte und Emis­
sionsrichtwerte für die Schadstoffe sicherzustellen, sind
bei der Überwachung der Emissionen anspruchsvolle
Meßtechniken erforderlich.(') ABl . Nr. C 130 vom 21 . 5 . 1992, S. 1 .

( 2 ) ABl. Nr. C 332 vom 16 . 12 . 1992, S. 49 .
( ) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 10. März

1993 ( ABl. Nr. C 115 vom 26 . 4. 1993, S. 90), gemeinsamer
Standpunkt des Rates vom 11 . Juli 1994 ( ABl . Nr. C 232
vom 20. 8 . 1994, S. 35 ) und Beschluß des Europäischen
Parlaments vom 17. November 1994 (ABl. Nr. C 341 vom 5 .
12. 1994).

( 5 ) ABl. Nr. L 194 vom 25. 7 . 1975, S. 47. Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 91/692/EWG ( ABl . Nr. L 377
vom 31 . 12 . 1991 , S. 48 ).

( 6 ) ABl. Nr. L 188 vom 16. 7. 1984, S. 20 . Richtlinie geändert
durch die Richtlinie 91/692/EWG.( 4 ) ABl . Nr. C 122 vom 18 . 5 . 1990, S. 2 .
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Boden, Oberflächen- und Grundwasser, sowie der ent­
sprechenden Gefahren für die menschliche Gesundheit
durch die Verbrennung gefährlicher Abfälle einzuführen
und zu diesem Zweck geeignete Betriebsbedingungen und
Emissionsgrenzwerte für Verbrennungsanlagen für gefähr­
liche Abfälle in der Gemeinschaft festzulegen bzw. beizu­
behalten.

(2 ) Diese Richtlinie gilt unbeschadet anderer einschlägi­
ger Vorschriften der Gemeinschaft insbesondere über
Abfälle und den Schutz der Gesundheit und die Sicherheit
der Arbeitskräfte in Verbrennungsanlagen.

Die Umwelt muß umfassend vor den Emissionen aus der
Verbrennung gefährlicher Abfälle geschützt werden. Des­
halb dürfen wäßrige Abfälle aus der Abgasreinigung erst
nach einer gesonderten Behandlung abgeleitet werden, um
eine Verlagerung der Umweltbelastung von einem
Medium auf ein anderes zu beschränken. Für Schadstoffe
in solchen wäßrigen Abfällen sind binnen zweier Jahre
nach Inkrafttreten dieser Richtlinie spezifische Emissions­
grenzwerte festzusetzen.

Für den Fall einer Überschreitung der Emissionsgrenz­
werte sowie für technisch unvermeidbare Abschaltungen,
Störungen oder Ausfälle der Reinigungsvorrichtungen
sind entsprechende Maßnahmen vorzusehen.

Die Mitverbrennung gefährlicher Abfälle in Anlagen, die
nicht in erster Linie zur Verbrennung gefährlicher Abfälle
bestimmt sind, darf zu keinen höheren Emissionen von
Schadstoffen in dem durch diese Mitverbrennung verur­
sachten Abgasvolumen führen und unterliegt deshalb ent­
sprechenden Beschränkungen.

Zum besseren Schutz der menschlichen Gesundheit und
der Umwelt sind die bestehenden Verbrennungsanlagen
rasch an die in dieser Richtlinie festgelegten Emissions­
grenzwerte anzupassen, damit gefährliche Abfälle nicht in
erhöhtem Umfang in solche Anlagen verbracht werden.

Es ist ein Ausschuß einzusetzen, der die Kommission bei
der Durchführung dieser Richtlinie und ihrer Anpassung
an den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt
unterstützt.

Die Berichte über die Durchführung dieser Richtlinie sind
ein wichtiges Instrument zur Unterrichtung der Kommis­
sion und der Mitgliedstaaten über die bei den Techniken
zur Emissionsbegrenzung erzielten Fortschritte.

Dem Rat sind vor dem 31 . Dezember 2000 Vorschläge
für die Neufestsetzung der Emissionsgrenzwerte und die
Anpassung der entsprechenden Bestimmungen dieser
Richtlinie im Licht der zu erwartenden technischen Ent­
wicklung, der beim Betrieb der Verbrennungsanlagen
gesammelten Erfahrungen sowie der Umwelterfordernisse
zu unterbreiten —

Artikel 2

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1 . „gefährliche Abfälle" alle festen oder flüssigen Abfälle
gemäß Artikel 1 Absatz 4 der Richtlinie 91/689/EWG
des Rates vom 12. Dezember 1991 über gefährliche
Abfälle ( 1 ).

Folgende gefährliche Abfälle sind jedoch vom Gel­
tungsbereich dieser Richtlinie ausgenommen;

— brennbare flüssige Abfälle einschließlich Altöl
nach Artikel 1 der Richtlinie 75/439/EWG des
Rates vom 16. Juni 1975 über die Altölbeseiti­
gung ( 2), sofern sie die nachstehenden drei Krite­
rien erfüllen :

i ) Der Massengehalt an polychlorierten aromati­
schen Kohlenwasserstoffen, z. B. polychlorier­
ten Biphenylen (PCB) oder Pentachlorphenol
(PCP), erreicht keine höheren als die in den
einschlägigen Rechtsvorschriften festgelegten
Konzentrationen,

ii ) diese Abfälle sind nicht deshalb gefährlich,
weil sie andere Bestandteile nach Anhang II
der Richtlinie 91/689/EWG in Mengen oder
Konzentrationen enthalten, die mit den Zielen
gemäß Artikel 4 der Richtlinie 74/442/EWG
nicht vereinbar sind, und

iii ) der spezifische Heizwert beträgt mindestens 30
MJ pro Kilogramm;

— alle brennbaren flüssigen Abfälle, die in den
unmittelbar bei ihrer Verbrennung entstehenden
Abgasen keine anderen Emissionen oder höheren
Emissionskonzentrationen verursachen können, als
bei der Verbrennung von Gasöl nach der Defini­
tion des Artikels 1 Absatz 1 der Richtlinie 75/
716/EWG ( 3 ) entstehen;HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

f 1 ) ABl. Nr. L 377 vom 31 . 12 . 1991 , S. 20 .
Artikel 1

( 1 ) Diese Richtlinie bezweckt, Maßnahmen und Verfah­
ren zur Verhütung oder, sofern dies nicht durchführbar
ist, zur größtmöglichen Beschränkung von Belastungen
der Umwelt, insbesondere der Verschmutzung von Luft,

(2 ) ABl. Nr. L 194 vom 25 . 7. 1975, S. 23 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 91/692/EWG.

( 3 ) Richtlinie 75/71 6/EWG des Rates vom 24 . November 1975
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über den Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brennstoffe
(ABl . Nr. L 307 vom 27. 11 . 1975 , S. 22 ), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 91/692/EWG.
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— kommunale Verbrennungsanlagen, die auch infek­
tiöse, nicht mit anderen Abfällen vermischte klini­
sche Abfälle verbrennen, die aufgrund einer der
anderen Eigenschaften nach Anhang III der Richt­
linie 91/689/EWG gefährlich sein können;

3 . „neue Verbrennungsanlagen" Anlagen, für die die
Betriebsgenehmigung nach dem in Artikel 18 Absatz 1
genannten Zeitpunkt erteilt wurde;

4 . „bestehende Verbrennungsanlagen" Anlagen, für die
die ursprüngliche Betriebsgenehmigung vor dem in
Artikel 18 Absatz 1 genannten Zeitpunkt erteilt
wurde;

5 . „Emissionsgrenzwert" die Massenkonzentration an
Schadstoffen in den Emissionen von Anlagen, die
während bestimmter Zeiträume nicht überschritten
werden darf;

6 . „Betreiber" jede natürliche oder juristische Person, die
eine Verbrennungsanlage betreibt oder die wirtschaft­
liche Verfügungsgewalt über eine solche Anlage über­
tragen hat bzw. der diese wirtschaftliche Verfügungs­
gewalt übertragen wurde.

— gefährliche Abfälle, die beim Aufsuchen von
Erdöl- und Erdgasvorkommen und deren Förde­
rung auf Bohrinseln entstehen und dort verbrannt
werden;

— von den Richtlinien 89/369/EWG (*) und 89/429/
EWG ( 2 ) erfaßter Hausmüll ;

— Klärschlamm aus der Behandlung kommunaler
Abwässer, der nicht dadurch gefährlich ist, weil er
Bestandteile nach Anhang II der Richtlinie 91/
689/EWG in Mengen oder Konzentrationen ent­
hält, die — bis zur Erstellung des Verzeichnisses
gefährlicher Abfälle nach Artikel 1 Absatz 4 der
genannten Richtlinie — von den Mitgliedstaaten
festgelegt werden und mit den Zielen des Artikels
4 der Richtlinie 75/442/EWG nicht vereinbar sind.
Diese Ausnahme gilt unbeschadet der Bestimmun­
gen der Richtlinie 86/278/EWG ( 3 );

2 . „Verbrennungsanlage" jede technische Anlage, die zur
Verbrennung gefährlicher Abfälle durch Oxidation
mit oder ohne Rückgewinnung der entstehenden Ver­
brennungswärme eingesetzt wird, einschließlich Vor­
behandlung sowie Pyrolyse oder andere thermische
Behandlungsverfahren, z . B. Plasmaverfahren, sofern
die entstandenen Stoffe anschließend verbrannt wer­
den. Dies umfaßt auch Anlagen, in denen solche
Abfälle als üblicher oder zusätzlicher Brennstoff für
industrielle Prozesse verbrannt werden.

Diese Definition bezieht sich auf den Standort und die
gesamte Anlage einschließlich Annahme der Abfälle,
Lagerung und Vorbehandlungsanlagen, Verbren­
nungsöfen, deren Abfälle, Brennstoff- und Luftzufüh­
rungssysteme, Abgas- und Abwasserbehandlungsanla­
gen, Anlagen und Systeme zur Kontrolle der Verbren­
nungsvorgänge sowie zur ständigen Aufzeichnung und
Überwachung der Verbrennungsbedingungen.

Nicht von dieser Richtlinie erfaßt werden folgende
Anlagen:

— Verbrennungsanlagen für Tierkörper oder Teile
davon,

— Verbrennungsanlagen für infektiöse klinische Ab­
fälle, sofern diese Abfälle nicht aufgrund anderer
Bestandteile nach Anhang II der Richtlinie 91/
689/EWG gefährlich sind, und

Artikel 3

( 1 ) Die Genehmigung nach den Artikeln 9 und 10 der
Richtlinie 75/442/EWG und nach Artikel 1 1 der genann­
ten Richtlinie in der durch Artikel 3 der Richtlinie
91/689/EWG ergänzten Fassung sowie nach Artikel 3 der
Richtlinie 84/360/EWG wird nur erteilt, wenn aus dem
Antrag hervorgeht, daß die Verbrennungsanlage in der
Weise ausgelegt und ausgerüstet ist und so betrieben
wird, daß die geeigneten Vorsorgemaßnahmen gegen eine
Verunreinigung der Umwelt ergriffen und die Bestimmun­
gen nach den Artikeln 5 bis 12 der vorliegenden Richtli­
nie eingehalten werden.

(2 ) In der von den zuständigen Behörden erteilten
Genehmigung müssen Art und Menge derjenigen gefährli­
chen Abfälle, die in der Verbrennungsanlage behandelt
werden dürfen, sowie die Gesamtkapazität der Verbren­
nungsanlagen ausdrücklich aufgeführt werden.

( 3 ) Wird in einer Anlage, die nicht in erster Linie zur
Verbrennung gefährlicher Abfälle bestimmt ist, gefährli­
cher Abfall verbrannt (Mitverbrennung), wobei höchstens
40 v. H. der in jedem Betriebszeitpunkt abgegebenen
Gesamtwärmemenge auf die Verbrennung gefährlicher
Abfälle entfallen, gelten zumindest folgende Artikel:

— die Artikel 1 bis 5 ,

— Artikel 6 Absätze 1 und 5 ,

— Artikel 7, einschließlich der Meßvorschriften nach den
Artikeln 10 und 11 ,

— Artikel 9,

— die Artikel 12, 13 und 14.

(') Richtlinie 89/369/EWG des Rates vom 8 . Juni 1989 über die
Verhütung der Luftverunreinigung durch neue Verbrennungs­
anlagen für Siedlungsmüll ( ABl. Nr. L 163 vom 14 . 6 . 1989,
S. 32 ).

( 2 ) Richtlinie 89/429/EWG des Rates vom 21 . Juni „1989 über
die Verringerung der Luftverunreinigung durch bestehende
Verbrennungsanlagen für Siedlungsmüll (ABl . Nr. L 203 vom
15 . 7. 1989, S. 50).

( 3 ) Richtlinie 86/278/EWG des Rates vom 12 . Juni 1986 über
den Schutz der Umwelt und insbesondere der Böden bei der
Verwendung von Klärschlamm in der Landwirtschaft (ABl .
Nr. L 181 vom 4. 7. 1986, S. 6 ), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 91/692/EWG.
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— Gefahrenmerkmale der Abfälle, Stoffe, mit denen sie
nicht vermischt werden dürfen, und Vorsichtsmaß­
nahmen beim Umgang mit den Abfällen.

( 3 ) Der Betreiber muß vor Annahme der Abfälle in der
Verbrennungsanlage mindestens folgende Annahmever­
fahren einhalten:

— Die Masse der Abfälle muß bestimmt werden .

(4 ) Die Genehmigung für die Mitverbrennung nach
Absatz 3 wird nur erteilt, wenn aus dem Antrag hervor­
geht,

— daß die Brenner für gefährliche Abfälle so eingebaut
und die Abfälle so zugeführt werden, daß ein mög­
lichst vollständiger Verbrennungsgrad erreicht wird,
und

— daß nach den in Anhang II festgelegten Berechnungen
Artikel 7 eingehalten werden wird.

In der Genehmigung für die Mitverbrennung müssen
ausdrücklich die Art und Menge der gefährlichen Abfälle,
die in der Anlage mitverbrannt werden dürfen, aufgeführt
werden. Außerdem müssen die minimalen und maximalen
Massenströme der gefährlichen Abfälle, ihr geringster und
höchster Heizwert und ihr maximaler Gehalt an Schad­
stoffen, z. B. PCB, PCP, Chlor, Fluor, Schwefel und
Schwermetalle, angegeben werden.

Die unter den voraussichtlich ungünstigsten Betriebsbe­
dingungen binnen sechs Monaten nach Inbetriebnahme
erzielten Meßergebnisse müssen zeigen, daß Artikel 7
eingehalten worden ist. Für diesen Zeitraum kann die
zuständige Behörde Abweichungen von den in Absatz 3
genannten Prozentsätzen zulassen.

— Es sind die Papiere zu prüfen, die in der Richtlinie
91/689/EWG und gegebenenfalls in der Verordnung
( EWG) Nr. 259/93 des Rates vom 1 . Februar 1993
zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von
Abfällen in der, in die und aus der Europäischen
Gemeinschaft ( 2 ) und den Verordnungen über die Ver­
bringung gefährlicher Abfälle vorgeschrieben sind.

— Sofern dies nicht unangemessen ist, sind möglichst vor
dem Abladen repräsentative Proben zu nehmen, um
durch Kontrollen zu überprüfen, ob die Abfälle der
Beschreibung nach Absatz 2 entsprechen, damit die
zuständigen Behörden die Art der behandelten Abfälle
feststellen können. Diese Proben sind nach der Ver­
brennung des Abfalls mindestens einen Monat lang
aufzubewahren.

(4 ) Die zuständigen Behörden können für Industrieanla­
gen oder Unternehmen, die nur ihre eigenen Abfälle an
deren Entstehungsort verbrennen, Ausnahmen von den
Absätzen 2 und 3 zulassen, sofern dasselbe Schutzniveau
erreicht wird.

Artikel 4

Die Genehmigungsanträge und die entsprechenden Ent­
scheidungen der zuständigen Behörden sowie die Ergeb­
nisse der Überwachung nach Artikel 11 werden im Ein­
klang mit der Richtlinie 90/313/EWG des Rates vom 7.
Juni 1990 über den freien Zugang zu Informationen über
die Umwelt (*) der Öffentlichkeit zugänglich gemacht.

Artikel 6

( 1 ) Anlagen zur Verbrennung gefährlicher Abfälle sind
in der Weise zu betreiben, daß ein möglichst vollständiger
Verbrennungsgrad erreicht wird . Dies kann den Einsatz
geeigneter Techniken der Abfallvorbehandlung erfor­
dern.

(2 ) Alle Verbrennungsanlagen müssen so ausgelegt, aus­
gerüstet und betrieben werden, daß die bei der Verbren­
nung der gefährlichen Abfälle entstehende!! Gase nach
der letzten Zuführung von Verbrennungsluft in kontrol­
lierter und homogener Weise auch unter den voraussicht­
lich ungünstigsten Bedingungen an oder nahe an der
Innenwand des Feuerraums für mindestens zwei Sekun­
den bei mindestens 6 v. H. Sauerstoffgehalt auf eine
Temperatur von mindestens 850 °C gebracht werden;
wenn gefährliche Abfälle mit einem Gehalt von mehr als
1 Gewichtsprozent an halogenierten organischen Stoffen,
berechnet als Chloride, verbrannt werden, muß die Tem­
peratur auf mindestens 1 100 °C erhöht werden.

Wird der Ofen nur mit gefährlichen Flüssigabfällen oder
einer Mischung aus gasförmigen und staubförmigen Stof­

Artikel 5

( 1 ) Der Betreiber trifft hinsichtlich der Anlieferung und
Annahme der Abfälle alle erforderlichen Maßnahmen, um
die Belastungen der Umwelt, insbesondere die Verunreini­
gung der Luft, des Bodens, des Oberflächen- und Grund­
wassers, sowie die Gefahren für die menschliche Gesund­
heit zu vermeiden oder, sofern dies nicht möglich ist,
weitestgehend zu verringern. Diese Maßnahmen müssen
mindestens den Anforderungen der Absätze 2 und 3
entsprechen.

(2 ) Dem Betreiber muß vor Annahme der Abfälle in der
Verbrennungsanlage eine Beschreibung der Abfälle mit
folgenden Angaben vorliegen:

— physikalische und — soweit praktikabel — chemische
Zusammensetzung der Abfälle und alle erforderlichen
Angaben zur Beurteilung der Eignung für den vorgese­
henen Verbrennungsprozeß;

(M ABl. Nr. L 158 vom 23 . 6 . 1990, S. 56. ( 2 ) ABl . Nr. L 30 vom 6 . 2 . 1993 , S. 1 .
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b) 150 mg/m3 Verbrennungsgas von mindestens 95 v . H.
aller in einem beliebigen Zeitraum von 24 Stunden
gemessenen Zehnminuten-Durchschnittswerte oder
100 mg/m3 Verbrennungsgas sämtlicher im gleichen
Zeitraum gemessenen Halbstunden-Durchschnitts­
werte .

fen aus einer thermischen Vorbehandlung der gefährli­
chen Abfälle unter Sauerstoffmangel beschickt und
machen die gasförmigen Anteile mehr als 50 v. H. der
gesamten Feuerungswärmeleistung aus, muß der Sauer­
stoffgehalt nach der letzten Zufuhr von Verbrennungsluft
mindestens 3 v. H betragen.

( 6 ) Alle Verbrennungsanlagen sind so auszulegen, auszu­
rüsten und zu betreiben, daß Emissionen in die Luft
verhindert werden, die am Boden zu einer signifikanten
Luftverunreinigung führen; insbesondere sind die Abgase
über einen Schornstein kontrolliert abzuleiten.

Die Höhe des Schornsteins ist so auszulegen, daß es nicht
zu Belastungen für die menschliche Gesundheit und die
Umwelt kommt.

Artikel 7

( 1 ) Verbrennungsanlagen werden so ausgelegt, ausgerü­
stet und betrieben, daß mindestens folgende Emissions­
grenzwerte im Abgas nicht überschritten werden:

a ) Tagesdurchschnittswerte :
1 . Staubteile insgesamt
2 . gas- und dampfförmige organische

Stoffe, angegeben als organisch
gebundener Kohlenstoff insgesamt

3 . Chlorwasserstoff (HCl )
4. Fluorwasserstoff (HF )
5 . Schwefeldioxid ( S02 )

10 mg/m3

10 mg/m3
10 mg/m3

1 mg/m3
50 mg/m3

( 3 ) Alle Verbrennungsanlagen sind mit Brennern auszu­
statten, die automatisch in Gang gesetzt werden, wenn
die Temperatur der Verbrennungsgase nach der letzten
Zufuhr von Verbrennungsluft unter die in Absatz 2
genannte entsprechende Mindesttemperatur absinkt.
Diese Brenner werden auch in der Anlaufphase und beim
Abschalten der Anlage eingesetzt, damit sichergestellt ist,
daß die vorstehend genannte entsprechende Mindesttem­
peratur während der Verweilzeit der Abfälle in der Ver­
brennungskammer beibehalten wird.

Während der Anlauf- und Abschaltphase bzw. wenn die
Temperatur der Verbrennungsgase unter die in Absatz 2
festgelegten entsprechenden Mindesttemperaturen fällt,
dürfen die Brenner nicht mit Brennstoffen befeuert wer­
den, die höhere Emissionen verursachen können, als bei
der Verbrennung von Gasöl im Sinne des Artikels 1
Absatz 1 der Richtlinie 75/71 6/EWG, von Flüssiggas oder
von Erdgas auftreten.

Ein System zur Verhinderung der Beschickung mit gefähr­
lichen Abfällen sowie dessen Einsatz ist in folgenden
Fällen zwingend vorgeschrieben:

— in der Anlaufphase, bis die erforderliche Mindestver­
brennungstemperatur erreicht ist;

— wenn die erforderliche Mindestverbrennungstempera­
tur unterschritten wird;

— wenn die nach Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a )
geforderten kontinuierlichen Messungen ergeben, daß
ein Emissionsgrenzwert wegen einer Störung oder
eines Ausfalls der Reinigungseinrichtungen überschrit­
ten wird.

( 4 ) Von den in Absatz 2 festgelegten Anforderungen
abweichende und in der Genehmigung für bestimmte
gefährliche Abfälle genannte Anforderungen können von
den zuständigen Behörden genehmigt werden. Bedingung
für die Genehmigung ist, daß mindestens Artikel 7 ein­
gehalten wird und die Emissionen an Dioxinen und
Furanen geringer als die oder gleich den Emissionen sind,
die mit den in Absatz 2 des vorliegenden Artikels festge­
legten Anforderungen erreicht werden.

Alle in diesem Absatz festgelegten Betriebsbedingungen
und die Ergebnisse der durchgeführten Überprüfungen
sind der Kommission als eine der Informationen mitzutei­
len, die ihr nach Artikel 17 übermittelt werden.

( 5 ) Während des Betriebs der Verbrennungsanlage dür­
fen folgende Grenzwerte der Kohlenmonoxid (CO ) -Kon­
zentration im Verbrennungsgas nicht überschritten wer­
den:

a ) 50 mg/m3 Verbrennungsgas, gemessen als täglicher
Durchschnittswert,

b ) halbstündliche Durchschnittswerte :
A B

1 . Staubteile insgesamt
2 . gas- und dampfförmige

organische Stoffe, ange­
geben als organisch ge­
bundener Kohlenstoff
insgesamt

3 . Chlorwasserstoff (HCl )
4 . Fluorwasserstoff (HF)
5 . Schwefeldioxid ( S02 )

30 mg/m3

20 mg/m3
60 mg/m3

4 mg/m3
200 mg/m3

10 mg/m3

10 mg/m3
10 mg/m3
2 mg/m3

50 mg/m3

c ) alle Durchschnittswerte während der Probenahmezeit
von mindestens einer halben und höchstens acht Stun­
rlpn •

insgesamt
0,05 mg/m3 (*)
0,1 mg/m3 ( * * )

1 . Kadmium und seine
Verbindungen, angege-,
ben als Kadmium ( Cd)

2 . Thallium und seine
Verbindungen, angege­
ben als Thallium (TI)

3 . Quecksilber und seine
Verbindungen, angege­
ben als Quecksilber
(Hg)

0,05 mg/m3 (*)
0,1 mg/m3 (**)
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(4) Bei der Mitverbrennung gefährlicher Abfälle nach
Artikel 3 Absatz 3 finden Artikel 6 Absatz 5 und die
Absätze 1 , 2 und 3 des vorliegenden Artikels nach den
Kriterien des Anhangs II nur auf den Teil des Abgasvolu­
mens Anwendung, der bei der Verbrennung gefährlicher
Abfälle entsteht.

Für die entsprechenden Schadstoffe, die mit den Abgasen
der in Artikel 3 Absatz 3 genannten Anlagen emittiert
werden, sind geeignete Emissionsgrenzwerte und Emis­
sionsrichtwerte nach Anhang II festzulegen.

4. Antimon und seine
Verbindungen, angege­
ben als Antimon (Sb)

5 . Arsen und seine Ver­
bindungen, angegeben
als Arsen (As)

6 . Blei und seine Verbin­
dungen, angegeben als
Blei (Pb)

7. Chrom und seine Ver­
bindungen, angegeben
als Chrom ( Cr)

8 . Kobalt und seine Ver­
bindungen, angegeben
als Kobalt ( Co)

9 . Kupfer und seine Ver­
bindungen, angegeben
als Kupfer ( Cu)

10 . Mangan und seine Ver­
bindungen, angegeben
als Mangan (Mn)

11 . Nickel und seine Ver­
• bindungen, angegeben

als Nickel (Ni)
12 . Vanadium und seine

Verbindungen, angege­
ben als Vanadium (V)

13 . Zinn und seine Verbin­
dungen, angegeben als
Zinn (Sn)

insgesamt
0,5 mg/m3 (*)
1 mg/m3 (**)

Diese Durchschnittswerte schließen auch gas- und
dampfförmige Emissionen an Schwermetallen sowie
ihrer Verbindungen ein.

Artikel 8

( 1 ) Für jede Ableitung von Abwasser aus einer Verbren­
nungsanlage muß bei der zuständigen Behörde eine
Erlaubnis eingeholt werden.

(2 ) Die Ableitung von wäßrigen Abfällen aus der Abgas­
reinigung in die aquatische Umwelt ist soweit wie mög­
lich einzuschränken.

Mit einer Sonderbestimmung in der Genehmigung kön­
nen die wäßrigen Abfälle nach gesonderter Behandlung
abgeleitet werden, sofern

— die Anforderungen der einschlägigen gemeinschaftli­
chen, einzelstaatlichen und lokalen Vorschriftjen in
Form von Emissionsgrenzwerten eingehalten werden
und

— der in diesen wäßrigen Abfällen enthaltene Massenan­
teil von Schwermetallen, Dioxinen und Furanen insge­
samt im Verhältnis zu der behandelten Menge gefähr­
licher Abfälle so verringert wird, daß die Masse,
deren Ableitung ins Wasser genehmigt wurde, gerin­
ger ist als die Masse, deren Ableitung in die Luft
genehmigt wurde.

( 3 ) Unbeschadet des Absatzes 2 legt der Rat auf Vor­
schlag der Kommission innerhalb von zwei Jahren nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie spezifische Grenzwerte für
die Schadstoffe in den abzuleitenden Abwässern aus der
Abgasreinigung fest.

(4 ) Das Gelände von Verbrennungsanlagen einschließlich
der Lagerplätze für gefährliche Abfälle ist so auszulegen
und zu betreiben, daß ein Eindringen von Schadstoffen
entsprechend der Richtlinie 80/68/EWG des Rates vom
17. Dezember 1979 über den Schutz des Grundwassers
gegen Verschmutzung durch bestimmte gefährliche
Stoffe ( x ) in den Boden und das Grundwasser vermieden
wird. Außerdem muß für das auf dem Gelände der
Verbrennungsanlage anfallende Regenwasser und für ver­
unreinigtes Wasser, das bei Störungen oder der Brandbe­
kämpfung anfällt, Speicherkapazität vorgesehen werden.
Die Speicherkapazität muß so bemessen sein, daß das
anfallende Wasser geprüft und erforderlichenfalls vor der
Ableitung behandelt werden kann.

( ) Neue Anlagen.
(") Bestehende Anlagen.

(2 ) Die Emissionen von Dioxinen und Furanen müssen
mit Hilfe der fortschrittlichsten Techniken verringert wer­
den. Spätestens ab 1 . Januar 1997 dürfen alle Durch­
schnittswerte während der Probenahmezeit von minde­
stens sechs und höchstens acht Stunden einen Grenzwert
von 0,1 ng/m3 nicht überschreiten, es sei denn, die
Kommission hat nicht nach dem Verfahren des Artikels
16 Sorge dafür getragen, daß mindestens; sechs Monate
vor diesem Zeitpunkt harmonisierte Maßnahmen verfüg­
bar sind. Dieser Grenzwert ist definiert als die Summe der
Konzentrationen aller einzelnen Dioxine und Furane, die
im Einklang mit Anhang I ermittelt werden.

Bis zur Anwendung dieses Grenzwerts sohlten die Mit­
gliedstaaten ihn zumindestens als Richtwert betrachten.

( 3 ) Die Ergebnisse der zur Überprüfung der Übereinstim­
mung mit den Grenz- und Richtwerten der Artikel 6 und
7 durchgeführten Messungen sind auf die Bedingungen
des Artikels 11 Absatz 2 zu beziehen.

( ) ABl . Nr. L 20 vom 26 . 1 . 1980, S. 43 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 91/692/EWG.
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Artikel 11

( 1 ) Folgende Messungen in der Verbrennungsanlage sind
in Übereinstimmung mit Anhang III durchzuführen:

a ) ständige Messungen der in Artikel 6 Absatz 5 und
Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben a) und b) genannten
Stoffe;

b ) ständige Messung folgender Betriebskenngrößen:
— Temperatur gemäß Artikel 6 Absätze 2 und 4,
— Sauerstoffgehalt, Druck, Temperatur und Wasser­

dampfgehalt des Abgases;

c ) mindestens zweimal jährlich Messungen der in Artikel
7 Absatz 1 Buchstabe c) und Artikel 7 Absatz 2
genannten Stoffe, im Verlauf der ersten zwölf
Betriebsmonate allerdings zweimonatliche Messun­
gen;

d) Verweilzeit, entsprechende Mindesttemperatur und
Sauerstoffgehalt der Abgase nach Artikel 6 Absätze 2
und 4 sind mindestens einmal bei der Inbetriebnahme
einer Verbrennungsanlage unter den für ihren Betrieb
voraussichtlich ungünstigsten Bedingungen in geeigne­
ter Weise zu überprüfen.

Die ständige Messung von HF kann entfallen, wenn
Behandlungsstufen für HCl angewandt werden, die
gewährleisten, daß der Emissionsgrenzwert nach Artikel 7
Absatz 1 Buchstabe a ) Nummer 3 und Buchstabe b)
Nummer 3 nicht überschritten wird. In diesem Fall
unterliegen die HF-Emissionen regelmäßigen Messungen.

Die ständige Messung des Wasserdampfgehalts ist nicht
notwendig, wenn die Abgasprobe vor der Emissions­
analyse getrocknet wird.

Messungen der Schadstoffe nach Artikel 7 Absatz 1 sind
nicht notwendig, wenn die Genehmigung nur die Ver­
brennung solcher gefährlicher Abfälle zuläßt, die zu
Durchschnittswerten bei diesen Schadstoffen von nicht
mehr als 10 v. H. der Emissionsgrenzwerte nach Artikel 7
Absatz 1 führen können.

Sobald geeignete Maßnahmen in der Gemeinschaft zur
Verfügung stehen, entscheidet die Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 16, von welchem Zeitpunkt an
ständige Messungen der in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe
c) und Artikel 7 Absatz 2 genannten Stoffe gemäß
Anhang III durchzuführen sind.

( 2 ) Die Ergebnisse der zur Überprüfung der Übereinstim­
mung mit den Grenz- und Richtwerten gemäß den Arti­
keln 6 und 7 durchgeführten Messungen beziehen sich
auf folgende Bedingungen:

Artikel 9

( 1 ) Rückstände aus dem Betrieb der Verbrennungsanlage
sind nach Maßgabe der Richtlinien 75/442/EWG und
91/689/EWG zu verwerten oder zu beseitigen. Dies kann
eine Vorbehandlung der Rückstände erfordern. Bis zur
Verwertung oder Beseitigung sollten die Rückstände von­
einander getrennt gehalten werden; zur weiteren Erleich­
terung der Verwertung oder Beseitigung sollten geeignete
Technologien eingesetzt werden.

(2 ) Die Beförderung und Zwischenlagerung von Trok­
kenrückständen in Form von Staub, z. B. Kesselstaub,
und von Trockenrückständen aus der Abgasbehandlung
hat in geschlossenen Behältern zu erfolgen.

( 3 ) Die bei den Verbrennungsprozessen entstehende
Wärme sollte soweit wie möglich genutzt werden.

(4) Vor Festlegung der Verfahren für die Verwertung
oder Beseitigung der Verbrennungsrückstände werden die
physikalischen und chemischen Eigenschaften und das
Verschmutzungspotential der verschiedenen Verbren­
nungsrückstände durch geeignete Analysen ermittelt. Die
Analysen betreffen insbesondere den löslichen Teil und
die Schwermetalle.

Artikel 10

( 1 ) Die Anforderungen für die Messungen zur Überwa­
chung der Parameter, Bedingungen und Massenkonzen­
trationen der für den Verbrennungsprozeß erheblichen
Schadstoffe in Übereinstimmung mit Artikel 11 werden in
der von der zuständigen Behörde erteilten Genehmigung
oder in den damit verbundenen Auflagen oder in den
entsprechenden allgemeinen bindenden Vorschriften über
die Anforderungen für die Messungen festgelegt.

(2 ) Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn
sich aus dem Antrag ergibt, daß die vorgeschlagenen
Meßtechniken mit Anhang III übereinstimmen. Die Werte
des Vertrauensbereichs ( 95 v. H. ) für die Emissions­
grenzwerte in Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a) und
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a) Nummern 1 , 2 , 3 und 5
dürfen die Werte gemäß Anhang III Nummer 4 nicht
überschreiten.

Der ordnungsgemäße Einbau und Betrieb der automati­
schen Überwachungsausrüstung wird kontrolliert und
einer jährlichen Überprüfung unterzogen.

( 3 ) Probenahme- und Meßverfahren zur Erfüllung der
Anforderungen bei regelmäßigen Messungen eines jeden
Luftschadstoffs sowie die Anordnung der Probenahme­
und Meßpunkte werden in der von der zuständigen
Behörde erteilten Genehmigung oder in den damit ver­
bundenen Auflagen oder in den entsprechenden allgemei­
nen bindenden Vorschriften über die Anforderungen für
die Messungen festgelegt.

Die Anforderungen für regelmäßige Messungen werden
von der zuständigen Behörde entsprechend Anhang III
festgelegt.

— Temperatur 273 K, Druck 101,3 kPa, 11 v. H. Sauer­
stoff, wasserfrei,

— Temperatur 273 K, Druck 101,3 kPa, 3 v. H. Sauer­
stoff, wasserfrei, im Fall der ausschließlichen Verbren­
nung von Altöl im Sinne der Richtlinie 75/439/
EWG.
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tung der Emissionsgrenzwerte so lange nicht mit gefährli­
chen Abfällen beschickt werden, bis die zuständige
Behörde die Wiederaufnahme der Beschickung mit diesen
Abfällen genehmigt.

(2 ) Die zuständigen Behörden legen für technisch unver­
meidbare Abschaltungen, Störungen oder Ausfälle der
Reinigungs- oder der Meßvorrichtungen den höchstzuläs­
sigen Zeitraum fest, in dem die Konzentrationen der
unter diese Richtlinie fallenden Stoffe in den Emissionen
in die Luft die vorgeschriebenen Emissionsgrenzwerte
überschreiten dürfen. Unter keinen Umständen darf die
Verbrennung gefährlicher Abfälle in der Anlage länger als
vier Stunden ohne Unterbrechung fortgesetzt werden;
darüber hinaus muß die Gesamtzeit des Betriebs unter
diesen Bedingungen, auf ein ganzes Jahr bezogen, unter
60 Stunden liegen.

Bei einem Ausfall hat der Betreiber den Betrieb so schnell
wie möglich bis zur Wiederherstellung normaler Betriebs­
bedingungen zu verringern oder einzustellen. Bei Anlagen
nach Artikel 3 Absatz 3 muß die Beschickung mit gefähr­
lichen Abfällen eingestellt werden.

Der Gehalt an Staub insgesamt in den Emissionen darf
den halbstündlichen Durchschnittswert von 150 mg/m3
unter keinen Umständen überschreiten; außerdem darf
der in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a ) Nummer 2 und
Absatz 1 Buchstabe b) Nummer 2 festgelegte Emissions­
grenzwert nicht überschritten werden. Alle anderen in
Artikel 6 genannten Bedingungen sind einzuhalten.

Werden die gefährlichen Abfälle in angereicherter Sauer­
stoffatmosphäre verbrannt, so können sich die Messun­
gen auf einen Sauerstoffgehalt beziehen, der von der
zuständigen Behörde festgelegt wird und die besonderen
Umstände des Einzelfalls widerspiegelt . Im Fall von Arti­
kel 3 Absatz 3 beziehen sich die Meßergebnisse auf einen
nach Anhang II errechneten Gesamtsauerstoffgehalt.

Werden die Schadstoffemissionen durch Abgasbehand­
lung verringert, ist die Umrechnung auf die in Unterab­
satz 1 festgelegten Sauerstoffgehalte nur zulässig, wenn
der gemessene Sauerstoffgehalt im selben für den betref­
fenden Schadstoff maßgeblichen Zeitraum den zutreffen­
den Bezugssauerstoffgehalt überschreitet.

( 3 ) Die Emissionsgrenzwerte sind in folgenden Fällen
eingehalten:
— wenn alle täglichen Durchschnittswerte die Emissions­

grenzwerte nach Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a) und
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a ) nicht überschreiten
und

entweder

alle halbstündlichen Durchschnittswerte im Zeitraum
eines Jahres die Emissionsgrenzwerte der Spalte A in
Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b) nicht überschreiten
oder

97 % der halbstündlichen Durchschnittswerte im
Zeitraum eines Jahres die Emissionsgrenzwerte der
Spalte B in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b) nicht
überschreiten;

— wenn alle Durchschnittswerte in dem Probenahmezeit­
raum gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) die
Emissionsgrenzwerte nach jenen Buchstaben nicht
überschreiten;

— wenn Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe b) eingehalten
wird.

Die Durchschnittswerte, die in den in Artikel 12 Absatz 2
genannten Zeiträumen ermittelt wurden, werden dabei
nicht berücksichtigt.

Die halbstündlichen Durchschnittswerte und die Zehnmi­
nuten-Durchschnittswerte werden innerhalb der tatsächli­
chen Betriebszeit (einschließlich der Anfahr- und
Abschaltphasen bei der Verbrennung gefährlicher Abfälle )
aus den gemessenen Werten nach Abzug der in Anhang
III Nummer 4 angegebenen Vertrauensbereichswerte
ermittelt. Die Tagesdurchschnittswerte werden anhand
dieser validierten Durchschnittswerte bestimmt.

Die Durchschnittswerte im Probenahmezeitraum und, bei
regelmäßigen Messungen von HF, die Durchschnittswerte
für HF werden gemäß den Anforderungen nach Artikel
10 Absatz 3 ermittelt.

Artikel 12

( 1 ) Ergibt sich aus den Messungen, daß die in dieser
Richtlinie festgelegten Emissionsgrenzwerte überschritten
werden, wird die zuständige Behörde unverzüglich davon
unterrichtet. Die betreffende Anlage darf bei Nichteinhal­

Artikel 13

( 1 ) Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für alle
bestehenden Verbrennungsanlagen spätestens drei Jahre
und sechs Monate nach dem in Artikel 18 Absatz 1
genannten Zeitpunkt.

(2 ) Der Betreiber kann jedoch der zuständigen Behprde
innerhalb von sechs Monaten nach dem in Artikel 18
Absatz 1 genannten Zeitpunkt mitteilen, daß die beste­
hende Verbrennungsanlage innerhalb eines Zeitraums von
höchstens fünf Jahren ab dem Zeitpunkt der Mitteilung
für nicht mehr als 20 000 Stunden in Betrieb sein wird,
bevor sie endgültig stillgelegt wird. In diesem Fall findet
Absatz 1 keine Anwendung.

Artikel 14

Die Kommission unterbreitet dem Rat vor dem 31 .
Dezember 2000 insbesondere unter Berücksichtigung der
zu erwartenden technischen Entwicklungen, der Erfah­
rungen beim Betrieb der Anlagen und der Umwelterfor­
dernisse sowie unter Zugrundelegung der Erfahrungen bei
der Anwendung dieser Richtlinie und der bei den Techni­
ken der Emissionskontrolle erzielten Fortschritte einen
Bericht in Verbindung mit Vorschlägen für die Überprü­
fung der Emissiorisgrenzwerte und der damit zusammen­
hängenden Bestimmungen dieser Richtlinie .
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denn, der Rat hat sich mit einfacher Mehrheit
gegen die genannten Maßnahmen ausgesprochen.

Artikel 17

Die Berichte über die Durchführung dieser Richtlinie
werden nach dem Verfahren des Artikels 5 der Richtlinie
91/692/EWG ausgearbeitet. Der erste Bericht erstreckt
sich auf den ersten vollständigen Dreijahreszeitraum nach
Inkrafttreten dieser Richtlinie.

Artikel 18

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie spätestens bis zum 31 . Dezember 1996 nachzukom­
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen. >

Artikel 19

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Artikel 20

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 16. Dezember 1994.

Die infolge dieser Überprüfung festgelegten Emissions­
grenzwerte finden auf bestehende Verbrennungsanlagen
nicht vor dem 31 . Dezember 2006 Anwendung.

Artikel IS

Die Kommission erläßt nach dem Verfahren des Artikels
16 die notwendigen Änderungen, um die Artikel 10 bis
12 sowie die Anhänge I bis III an den technischen
Fortschritt anzupassen.

Artikel 16

( 1 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß unter­
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam­
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt.

(2 ) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus­
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der
Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der Mehr­
heit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der Kom­
mission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist.

Bei der Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen
der Vertreter der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenann­
ten Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil .

( 3 ) a ) Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maß­
nahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des
Ausschusses übereinstimmen.

b) Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vor­
schlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat
beschließt mit qualifizierter Mehrheit .
Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei
Monaten von der Befassung des Rates an keinen
Beschluß gefaßt, so werden die vorgeschlagenen
Maßnahmen von der Kommission erlassen, es sei

Im Namen des Rates

Der Präsident

A. MERKEL
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ANHANG 1

ÄQUIVALENZFAKTOREN FÜR DIOXINE UND DIBENZOFURANE

Zur Bestimmung der kumulierten Werte gemäß Artikel 7 Absatz 2 sind die Massenkonzentrationen
folgender Dioxine und Dibenzofurane mit folgenden Äquivalenzfaktoren zu multiplizieren, bevor sie
zusammengezählt werden ( unter Verwendung des Konzepts der toxischen Äquivalente ):

Toxischer
Äquivalenz­

faktor

2,3,7,8 — Tetrachlordibenzodioxin (TCDD ) 1
1,2,3,7,8 — Pentachlordibenzodioxin (PeCDD ) 0,5
1.2.3.4.7.8 ' — Hexachlordibenzodioxin ( HxCDD) 0,1
1,2,3,7,8,9 — Hexachlordibenzodioxin ( HxCDD ) 0,1
1,2,3,6,7,8 — Hexachlordibenzodioxin (HxCDD) 0,1
1,2,3,4,6,7,8 — Heptachlordibenzodioxin (HpCDD ) 0,01

— Octachlordibenzodioxin (OCDD ) • 0,001
2,3,7,8 — Tetrachlordibenzofuran (TCDF) 0,1
2,3,4,7,8 — Pentachlordibenzofuran (PeCDF) 0,5
1,2,3,7,8 — Pentachlordibenzofuran ( PeCDF) 0,05
1,2,3,4,7,8 — Hexachlordibenzofuran (HxCDF) 0,1
1.2.3.7.8.9 — Hexachlordibenzofuran (HxCDF) 0,1
1,2,3,6,7,8 — Hexachlordibenzofuran (HxCDF) 0,1
2,3,4,6,7,8 — Hexachlordibenzofuran (HxCDF) 0,1
1.2.3.4.6.7.8 — Heptachlordibenzofuran (HpCDF) 0,01
1.2.3.4.7.8.9 — Heptachlordibenzofuran ( HpCDF) 0,01

— Octachlordibenzofuran ( OCDF) 0,001
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ANHANG II

BESTIMMUNG DER EMISSIONSGRENZWERTE UND EMISSIONSRICHTWERTE FÜR DIE
MITVERBRENNUNG GEFÄHRLICHER ABFÄLLE

Der Grenz- oder Richtwert für jeden erfaßten Schadstoff und für Kohlenmonoxid im Abgas, das von der
Mitverbrennung gefährlicher Abfälle herrührt, muß wie folgt berechnet werden:

VAbfall X CAbfall f ^Verfahren X ^Verfahren
= c

^Abfall + ^Verfahren

^Abfall " Abgasvolumen ausschließlich aus der Verbrennung gefährlicher Abfälle, bestimmt anhand des
Abfalls mit dem geringsten in der Genehmigung genannten Heizwert und bezogen auf die
Bedingungen des Artikels 11 Absatz 2 .

Beträgt die Wärmemenge aus der Verbrennung gefährlicher Abfälle weniger als 10 v. H. der in
der Anlage abgegebenen Gesamtwärmemenge, so ist der Wert VAbfa || anhand einer ( angenomme­
nen ) Menge von Abfall zu berechnen, die unter Zugrundelegung einer unveränderlichen Gesamt­
wärmemenge bei der Verbrennung 10 v. H. dieser Gesamtwärmemenge entsprechen würde;

^Abfall ' Emissionsgrenzwerte für Anlagen, die ausschließlich zur Verbrennung gefährlicher Abfälle
bestimmt sind ( mindestens die Emissionsgrenz- und -richtwerte für Schadstoffe und Kohlenmono­
xid nach Artikel 7 Absätze 1 und 2 und Artikel 8 Absatz 5 );

Vverfahren " Abgasvolumen aus dem in der Anlage angewandten Verfahren einschließlich der Verbrennung der
zugelassenen und in der Anlage üblicherweise eingesetzten Brennstoffe (gefährliche Abfälle
ausgeschlossen), ermittelt auf der Grundlage der Bezugssauerstoffgehalte nach Gemeinschaftsrecht
oder nationalem Recht. Soweit für diese Anlagen keine Regelungen bestehen, ist der tatsächliche
Sauerstoffgehalt im Abgas ohne Verdünnung durch Zufuhr von Luft, die für das Verfahren nicht
notwendig ist, zugrunde zu legen. Der Bezug auf die übrigen Bedingungen ist in Artikel 1 1 Absatz
2 festgelegt;

CVerfahren " Emissionsgrenzwerte der betreffenden Schadstoffe und von Kohlenmonoxid im Abgas der
Anlagen, die die einzelstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften für solche Anlagen bei der
Verbrennung der üblicherweise zugelassenen Brennstoffe ( gefährliche Abfälle ausgeschlossen )
einhalten/ Bestehen solche Vorschriften nicht, so werden die in der Genehmigung festgelegten
Emissionsgrenzwerte verwendet. Gibt es solche Genehmigungswerte nicht, so werden die tatsäch­
lichen Massenkonzentrationen verwendet;

C: Gesamtemissionsgrenz- oder -richtwerte für CO und die entsprechenden Schadstoffe der die
Emissionsgrenzwerte und den Richtwert nach Artikel 6 Absatz 5 und Artikel 7 Absätze 1 und 2
ersetzt . Der Gesamtsauerstoffgehalt, der den Sauerstoffgehalt für die Nominierung gemäß den
Artikeln 6 und 7 ersetzt, wird unter Berücksichtigung der Teilvolumina auf der Grundlage des
oben genannten Gehalts berechnet.

Schadstoffe und CO, die nicht unmittelbar aus der Verbrennung gefährlicher Abfälle oder der Verbrennung
von Brennstoffen entstehen (z . B. aus Materialien, die für die Produktion erforderlich sind oder aus
Produkten), sowie CO, das unmittelbar bei dieser Verbrennung entsteht, sind nicht zu berücksichtigen,
wenn

— die höheren CO-Konzentrationen im Verbrennungsgas für den Produktionsprozeß erforderlich sind
und

— der Wert CAbfan ( gemäß der vorstehenden Definition ) für Dioxine und Furane eingehalten wird.

In jedem Fall muß bei der Mitverbrennung der zugelassenen gefährlichen Abfälle der Gesamtemissions­
grenzwert ( C ) so berechnet werden, daß die Emissionen in die Umwelt möglichst gering gehalten werden.
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ANHANG III

MESSTECHNIKEN

1 . Die Messungen zur Ermittlung der Konzentrationen von Luftschadstoffen in Abgasleitungen sind in
repräsentativer Weise durchzuführen.

2 . Die Probenahme und Analyse aller Schadstoffe, einschließlich Dioxine und Furane, sowie die Referenz­
meßverfahren zur Kalibrierung automatischer Meßsysteme sind nach CEN-Normen durchzuführen, die
aufgrund von Aufträgen der Kommission erarbeitet werden. Bis entsprechende CEN-Normen zur
Verfügung stehen, sind nationale Normen anzuwenden.

3. Das Verfahren zur Überwachung von Dioxinen und Furanen kann nur zugelassen werden, wenn die
Nachweisungen für die Probenahme und Analyse der einzelnen Dioxine und Furane so niedrig ist, daß
ein hinsichtlich der toxischen Äquivalente aussagefähiges Ergebnis ermittelt werden kann.

4. Die Werte der 95-v. H.-Vertrauensbereiche, die für die Emissionsgrenzwerte bestimmt werden, dürfen
die folgenden Prozentsätze der Emissionsgrenzwerte nicht überschreiten:

Kohlenmonoxid (Artikel 6 Absatz 5 Buchstabe a)):

Schwefeldioxid (Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a ) Nummer 5 ):

Staubteile insgesamt (Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a) Nummer 1 ):

Organisch gebundener Kohlenstoff insgesamt (Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a ) Nummer 2):

Chlorwasserstoff (Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a ) Nummer 3 ):

10 v. H.

20 v. H.

30 v. H.

30 v. H.

40 v. H.
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RICHTLINIE 94/74/EG DES RATES

vom 22. Dezember 1994

zur Änderung der Richtlinie 92/12/EWG über das allgemeine System, den Besitz, die Beförde­
rung und die Kontrolle verbrauchsteuerpflichtiger Waren, der Richtlinie 92/81/EWG zur
Harmonisierung der Struktur der Verbrauchsteuern auf Mineralöle und der Richtlinie 92/

82/EWG zur Annäherung der Verbrauchsteuersätze für Mineralöle

oder Eigentümer der Waren zu leistende Sicherheit vorzu­
sehen.

Bei der Beförderung von Mineralöl auf dem Seeweg oder
durch feste Rohrleitungen ist gegebenenfalls eine Befrei­
ung von der bei innergemeinschaftlichen Beförderungen
zu leistenden Sicherheit vorzusehen.

Ein neuer Empfänger oder ein neuer Ort der Lieferung
sollte durch eine Änderung des begleitenden Verwaltungs­
dokuments angezeigt werden können.

Es ist festzulegen, welche Bedingungen der Versender von
Mineralölen erfüllen muß, damit auf die Ausfüllung des
den Empfänger betreffenden Feldes des Begleitdokuments
verzichtet werden kann, wenn dieser bei Beginn des
Versandvorgangs nicht bekannt ist.

Zur Förderung der Zusammenarbeit der Verwaltungen
der Mitgliedsstaaten ist die Möglichkeit vorzusehen,
ergänzende Maßnahmen im Bereich der Stichprobenkon­
trollen zu treffen.

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 99,

auf Vorschlag der Kommission (*),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses (3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Um im Rahmen der Regelung für die Beförderung ver­
brauchsteuerpflichtiger Waren die mit der Beförderung
vom Versandort der Waren bis zur Ausgangszollstelle der
Gemeinschaft verbundenen Risiken abdecken zu können,
sollte das Ausfuhrzollverfahren aus dem Verfahren der
Verbrauchsteueraussetzung herausgenommen werden.

Wenn der Versand verbrauchsteuerpflichtiger Waren mit
einer Anmeldung zur Überführung in ein internes Ver­
sandverfahren oder in das Verfahren des TIR oder ATA­
Übereinkommens verbunden ist, ist festzulegen, daß diese
Anmeldung als Begleitdokument für Verbrauchsteuer­
zwecke gilt.

Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren, die sich im
steuerrechtlich freien Verkehr eines Mitgliedstaats befin­
den, durch das Gebiet eines anderen Mitgliedstaats zu
einem Bestimmungsort im erstgenannten Mitgliedsstaat
befördert, so ist das in der Verordnung (EWG) Nr.
3649/92 der Kommission (4) beschriebene vereinfachte
Begleitdokument zu verwenden.

Damit das Begleitdokument korrekt erledigt werden
kann, sind auf diesem alle bei der innergemeinschaftli­
chen Beförderung aufgetretenen Verluste zu vermerken,
wobei die Verluste zu spezifizieren sind und der Verlust­
hergang darzulegen ist.

Um die mit der innergemeinschaftlichen Beförderung ver­
bundenen Risiken zu begrenzen, ist anstelle der derzeit
bestehenden Sicherheiten wahlweise eine vom Beförderer

Gegebenenfalls ist vorzusehen, die Angaben, die in den
für die zuständigen Behörden des Abgangs- und des
Bestimmungsmitgliedstaats bestimmten Ausfertigungen
des Begleitdokuments enthalten sind, auf elektronischem
Wege zu übermitteln.

Um einen raschen Abschluß des Vorgangs sicherzustellen,
sollte der Rückschein dem Versender per Fernkopierer
übermittelt werden.

Für verbrauchsteuerpflichtige Waren, die regelmäßig zwi­
schen Steuerlagern in zwei Mitgliedstaaten befördert wer­
den, sollte das Verfahren für die Erledigung des Begleit­
dokuments vereinfacht werden.

Es ist darauf hinzuweisen, daß die Verwendung von
Steuerzeichen oder nationalen Erkennungszeichen unbe­
schadet der Vorschriften zu erfolgen hat, welche die
Mitgliedstaaten zur ordnungsgemäßen Anwendung der
Steuervorschriften und zur Vorbeugung von Steuerhinter­
ziehung, Steuervermeidung und -mißbrauch erlassen
haben.(') ABl. Nr. Ç 215 vom 5 . 8 . 1994, S. 19.

( 2 ) Stellungnahme von 16 Dezember 1994 (noch nicht im Amts­
blatt veröffentlicht).

( 3 ) Stellungnahme vom 20 Oktober 1994 (noch nicht im Amts­
blatt veröffentlicht).

Es sind die Bedingungen festzulegen, die die Streitkräfte
und andere Einrichtungen erfüllen müssen, um von der
Verbrauchsteuer befreit zu werden.O ABl. Nr. L 369 vom 18. 12 . 1992, S. 17.
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:Für das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes ist
festzulegen, welche Erzeugnisse unter die Kategorie „Mi­
neralöle" fallen.

Es ist festzulegen, welche Erzeugnisse der Kategorie „Mi­
neralöle" unter die allgemeine Verbrauchsteuerregelung
fallen.

Artikel 1

Die Richtlinie 92/12/EWG wird wie folgt geändert:

1 . Artikel 5 wird wie folgt geändert:

a ) Absatz 2 erster Gedankenstrich erhält folgende
Fassung:
„— wenn ihr Herkunfts- oder Bestimmungsort

in einem Drittland oder in den in Artikel 2
Absätze 1 , 2 und 3 genannten Gebieten oder
auf den Kanalinseln liegt und sie sich in
einem der in Artikel 84 Absatz 1 Buchstabe
a) der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92(*)
genannten Nichterhebungsverfahren oder in
einer Freizone oder in einem Freilager befin­
den;

Für verunreinigte oder versehentlich vermischte Mineral­
öle, die zur Aufarbeitung an ein Steuerlager zurückgege­
ben werden, sollte die bereits gezahlte Verbrauchsteuer
erstattet werden können.

Für zum Zweck der chemischen Reduktion in Hochöfen
eingeblasene Mineralöle sind verbindliche Steuerbefreiun­
gen auf Gemeinschaftsebene zu gewähren, um Wettbe­
werbsverzerrungen aufgrund unterschiedlicher Besteu­
erungspraktiken in den Mitgliedstaaten zu verhindern. ( ) ABl . Nr. L 302 vom 19. 10 . 1992, S. 1 ."

Es ist ausdrücklich vorzusehen, daß in einem Mitglied­
staat in den steuerrechtlich freien Verkehr übergeführte,
in den Kraftstoffbehältern von Fahrzeugen enthaltene
Mineralöle, die als Kraftstoff für diese Fahrzeuge
bestimmt sind, in einem anderen Mitgliedstaat von der
Verbrauchssteuer befreit sind, um den freien Verkehr von
Personen und Waren nicht zu beeinträchtigen und Dop­
pelbesteuerungen zu vermeiden.

Die KN-Codes für verbleites und unverbleites Benzin sind
entsprechend der letzten Fassung des Gemeinsamen Zoll­
tarifs der Europäischen Gemeinschaften (*) zu aktualisie­
ren.

b ) Absatz 2 zweiter Gedankenstrich erhält folgende
Fassung:
„— wenn sie im internen gemeinschaftlichen

Versandverfahren zwischen Mitgliedstaaten
über das Gebiet von EFTA-Ländern oder
zwischen einem Mitgliedstaat und einem
EFTA-Land oder mit einem Carnet TIR
oder einem Carnet ATA über die Gebiete
eines oder mehrerer Drittländer, die keine
EFTA-Länder sind, befördert werden."

c) Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Halbsatz erhält
folgende Fassung:
„In Fällen, in denen das Einheitspapier verwen­
det wird:"

d) Es wird folgender Absatz angefügt:
„(3 ) Die gegebenenfalls erforderlichen ergänzen­
den Angaben auf den als Versandpapiere gelten­
den Beförderungs- oder Handelsdokumenten so­
wie die Änderungen zur Anpassung des Erledi­
gungsverfahrens, wenn verbrauchsteüerpflichtige
Waren in einem vereinfachten internen gemein­
schaftlichen Versandverfahren befördert werden,
werden nach dem Verfahren des Artikels 24
festgelegt."

2 . Dem Artikel 7 werden folgende Absätze angefügt:

„( 7 ) Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren, die
sich bereits im steuerrechtlich freien Verkehr eines
Mitgliedstaats befinden, auf einem geeigneten Trans­
portweg durch das Gebiet eines anderen Mitglied­
staats zu einem Bestimmungsort im erstgenannten
Mitgliedstaat befördert, so ist das Begleitdokument
nach Absatz 4 mitzuführen.

( 8 ) In den Fällen des Absatzes 7:

a ) muß der Versender vor dem Versand der Waren
eine Erklärung bei den für die Kontrolle ver­

Da schließlich die Änderungen, die diese Richtlinie an den
Verbrauchsteuerrejgelungen vornimmt, um das reibungs­
lose Funktionieren des Binnenmarktes zu gewährleisten,
auf einzelstaatlicher Ebene nicht zufriedenstellend umge­
setzt werden können, muß auf Gemeinschaftsebene eine
Angleichung der gesetzlichen Verbrauchsteuervorschriften
der Mitgliedstaaten beschlossen werden.

Folglich sind die Richtlinien 92/12/EWG ( 2), 92/81/
EWG ( 3 ) und 92/82/EWG (4 ) zu ändern—

H ABl. Nr. C 143 A vom 24. 5 . 1993 , S. 560.
( 2 ) ABl. Nr. L 76 vom 23. 3 . 1992, S. 1 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 92/108/EWG (ABl . Nr. L 390
vom 31 . 12 . 1992, S. 124).

( 3 ) ABl. Nr. L 316 vom 31 . 10. 1992, S. 12 . Richtlinie zuletzt
geändert durch Richtlinie 92/108/EWG (ABl. Nr. L 390 vom
31 . 12. 1992, S. 124).

( 4 ) ABl. Nr. L 316 vom 31 . 10. 1992, S. 19 .
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brauchsteuerpflichtiger Waren zuständigen
Steuerbehörden des Abgangsortes abgeben;

b) muß der Empfänger den Empfang der Waren
nach den Vorschriften der für die Kontrolle
verbrauchsteuerpflichtiger Waren zuständigen
Steuerbehörden des Bestimmungsortes bestäti­
gen;

c) müssen Versender und Empfänger jegliche Kon­
tolle dulden, die es ihren eigenen Steuerbehörden
ermöglicht, sich vom tatsächlichen Eingang der
Waren zu überzeugen.

(9 ) Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren häufig
und regelmäßig unter den in Absatz 7 genannten
Voraussetzungen befördert, können die Mitgliedstaa­
ten im Wege bilateraler Vereinbarungen ein von den
Absätzen 7 und 8 abweichendes vereinfachtes Ver­
fahren zulassen."

3 . Artikel 13 Buchstabe a) erhält folgende Fassung:

„a) vorbehaltlich des Artikels 15 Absatz 3 eine
Sicherheit in bezug auf die Beförderung sowie
gegebenenfalls eine Sicherheit in Bezug auf die
Herstellung, die Verarbeitung und die Lagerung
leisten, wobei die Voraussetzungen von den
zuständigen Steuerbehörden des Mitgliedstaats,
in dem das Steuerlager zugelassen ist, festgelegt
werden;"

4. Dem Artikel 14 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Die Fehlmengen nach Absatz 3 und die Verlu­
ste, die nicht nach Absatz 1 von der Steuer befreit
sind, müssen in jedem Fall auf der Rückseite des für
den Versender bestimmten Rückscheins des in Arti­
kel 18 Absatz 1 genannten Begleitdokuments ver­
merkt werden.

Dabei ist wie folgt zu verfahren:

— Sind die Verluste oder Fehlmengen während der
innergemeinschaftlichen Beförderung der ver­
brauchsteuerpflichtigen Waren im Verfahren der
Steueraussetzung eingetreten, so versehen die
zuständigen Behörden des Mitgliedstaates, die
diese Verluste oder Fehlmengen feststellen, den
Rückschein des Begleitdokuments mit einem ent­
sprechenden Vermerk.

— Bei der Ankunft der Waren im Bestimmungsmit­
gliedstaat vermerken die zuständigen Behörden
dieses Staates, ob sie eine teilweise Steuerbefrei­
ung oder keine Steuerbefreiung für die festgestell­
ten Verluste oder Fehlmengen gewähren.

In diesen Fällen legen sie die Berechnungsgrundlage
für die geschuldeten Verbrauchsteuern nach Absatz
3 fest. Die zuständigen Behörden des Bestimmungs­
mitgliedstaats sind gehalten, den zuständigen Behör­
den des Mitgliedstaats, in dem die Verluste festge­
stellt worden sind, den Rückschein des Begleitdoku­
ments in Kopie zuzusenden."

5 . Artikel 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„( 1 ) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 2, des
Artikels 16, des Artikels 19 Absatz . 4 und des
Artikels 23 Absatz la muß die Beförderung ver­
brauchsteuerpflichtiger Waren im Verfahren der
Steueraussetzung zwischen Steuerlagern erfolgen.
Unterabsatz 1 gilt auch für die innergemein­
schaftliche Beförderung verbrauchsteuerpflichti­
ger Waren, die dem Nullsatz unterliegen und
nicht in den steuerrechtlich freien Verkehr über­
führt worden sind."

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„(3 ) Die mit der inngemeinschaftlichen Waren­
beförderung verbundenen Risiken werden von
der Sicherheit gemäß Artikel 13, die der Versen­
der in seiner Eigenschaft als zugelassener Lage­
rinhaber geleistet hat, und gegebenenfalls durch
eine gesamtschuldnerische Sicherheitsleistung des
Versenders und des Beförderers gedeckt. Die
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten kön­
nen dem Beförderer oder dem Eigentümer der
Waren gestatten, anstelle des zugelassenen Lager­
inhabers als Versender eine Sicherheit zu leisten .
Die Mitgliedstaaten können gegebenenfalls vom
Empfänger eine Sicherheitsleistung verlangen.
Werden verbrauchsteuerpflichtige Mineralöle in­
nerhalb der Gemeinschaft auf dem Seeweg oder
durch feste Rohrleitungen befördert, können die
Mitgliedstaaten die zugelassenen Lagerinhaber
als Versender von der Verpflichtung zur Sicher­
heitsleistung nach dem ersten Unterabsatz entbin­
den.

Die Einzelheiten der Sicherheitsleistung werden
von den Mitgliedstaaten geregelt. Die Sicherheits­
leistung muß für die gesamte Gemeinschaft gültig
sein."

c) Absatz 5 erhält folgende Fassung:
„(5 ) Ein zugelassener Lagerinhaber als Versen­
der oder sein Beauftragter können den Inhalt der
Felder 4, 7, 7a, 13, 14 und/oder 17 des begleiten­
den Verwaltungsdokuments ändern, um einen
neuen Empfänger, der zugelassener Lagerinhaber
oder registrierter Beteiligter sein muß, oder einen
neuen Ort der Lieferung anzuzeigen. Die für den
Versender zuständige Behörde ist unverzüglich zu
benachrichtigen und der neue Empfänger oder
der neue Ort der Lieferung ist unverzüglich auf
der Rückseite des begleitenden Verwaltungsdo­
kuments anzugeben."

d) Es wird folgender Absatz eingefügt:

„(6 ) Bei der innergemeinschaftlichen Beförde­
rung von Mineralölen im Seeverkehr oder auf
Binnenwasserstraßen steht es dem zugelassenen
Lagerinhaber als Versender frei, die Felder 4, 7,
7a, 13 und 17 des Begleitdokuments nicht auszu­
füllen, wenn der Empfänger bei Beginn des Ver­
sandvorgangs nicht bekannt ist, sofern
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— die zuständigen Behörden des Abgangsmit­
gliedstaats dem Versender im voraus gestattet
haben, diese Felder nicht auszufüllen;

— diesen Behörden Name und Adresse des Emp­
fängers sowie seine Verbrauchsteuernummer
und das Bestimmungsland mitgeteilt werden,
sobald sie bekannt sind oder spätestens,
wenn die Waren ihren Endbestimmungsort
erreicht haben."

6 . Es wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 15b

( 1 ) Im Zusammenhang mit den Stichprobenkontrol­
len nach Artikel 19 Absatz 6 können die zuständigen
Behörden eines Mitgliedstaats die zuständigen
Behörden eines anderen Mitgliedstaats um die Ertei­
lung weitergehender als in der in Artikel 15a aufgeli­
steten Angaben ersuchen. Auf diesen Informations­
austausch finden die Datenschutzbestimmungen der
Richtlinie 77/799/EWG (*) Anwendung.

(2 ) Werden Informationen gemäß Absatz 1 ausge­
tauscht und sehen die innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften in einem Mitgliedstaat die Anhörung der
von dem Informationsaustausch betroffenen Perso­
nen vor, so können diese Vorschriften weiter ange­
wendet werden.

(3 ) Der für die Durchführung von Stichprobenkon­
trollen nach Absatz 1 erforderliche Informationsaus­
tausch erfolgt auf einem einheitlichen Kontrolldoku­
ment. Form und Inhalt dieses Dokuments werden
nach dem Verfahren des Artikels 24 festgelegt.

Freigabe der Sicherheit zu ermöglichen. Die Ver­
pflichtung zur Rücksendung des Originals nach
Satz 1 bleibt davon unberührt.

Werden verbrauchsteuerpflichtige Waren häufig
und regelmäßig unter Steueraussetzung zwischen
zwei Mitgliedstaaten befördert, so können die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten im
gegenseitigen Einvernehmen gestatten, das Ver- >
fahren zur Erledigung des Begleitdokuments
durch eine zusammengefaßte oder automatisierte
Bescheinigung zu vereinfachen."

c ) Absatz 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Verbrauchsteuerpflichtige Waren, die von
einem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen
zugelassenen Lagerinhaber über einen oder meh­
rere Mitgliedstaaten exportiert werden, können
im Verfahren der Steueraussetzung nach Artikel
4 Buchstabe c) befördert werden. Dieses Verfah­
ren ist erledigt, wenn die Ausgangszollstelle
bescheinigt, daß die Waren die Gemeinschaft
verlassen haben. Diese Zollstelle muß dem Ver­
sender die für ihn bestimmte bestätigte Ausferti­
gung des Begleitdokuments zurückschicken."

9 . Artikel 21 Absatz 2 Unterabsatz 2 erhält folgende
Fassung:

„Die Mitgliedstaaten tragen unbeschadet der Vor­
schriften, die sie zur ordnungsgemäßen Anwendung
dieses Artikels und zur Vorbeugung von Steuerhin­
terziehung, Steuervermeidung oder -mißbrauch erlas­
sen, dafür Sorge, daß diese Zeichen keine Hemm­
nisse für den freien Verkehr von verbrauchsteuer­
pflichtigen Waren schaffen."

10. In Artikel 23 wird folgender Absatz eingefügt:

„( la ) Die Streitkräfte und Einrichtungen nach
Absatz 1 sind ermächtigt, aus anderen Mitgliedstaa­
ten Waren zu beziehen, die im Verfahren der Ver­
brauchsteueraussetzung mit einem Begleitdokument
nach Artikel 18 befördert werden, sofern neben dem
Begleitdokument eine Freistellungsbescheinigung mit­
geführt wird. Form und Inhalt der Freistellungsbe­
scheinigung werden nach dem Verfahren des Artikels
24 festgelegt."

11 . Artikel 24 wird wie folgt geändert:

a ) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
„(2 ) Die zur Anwendung der Artikel 5, 7, 15b,
18 , 19 und 23 erforderlichen Maßnahmen wer­
den nach dem Verfahren der Absätze 3 und 4
getroffen.";

b ) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„(5 ) Über die Maßnahmen nach Absatz 2 hin­
aus prüft der Ausschuß die von seinem Vorsit­
zenden von sich aus oder auf Ersuchen des
Vertreters eines Mitgliedstaats aufgeworfenen
Fragen, die die Anwendung der Gemeinschaftsbe­
stimmungen für den Verbrauchsteuerbereich be­
treffen."

O ABl. Nr. L 336 vom 27. 12. 1977, S. 15 ."

7. Dem Artikel 18 wird folgender Absatz angefügt:

„(6 ) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten auch
für verbrauchsteuerpflichtige Waren, die im Verfah­
ren der Steueraussetzung zwischen zwei Steuerlagern
in ein und demselben Mitgliedstaat durch das Gebiet
eines anderen Mitgliedstaats befördert werden."

8 . Artikel 19 wird wie folgt geändert:

a ) In Absatz 1 wird nach Unterabsatz 2 folgender
ynterabsatz eingefügt:
„Die zuständigen Behörden des Abgangs- und
Bestimmungsmitgliedstaats können vorsehen, daß
die Angaben, die in den für sie bestimmten
Ausfertigungen des Begleitdokuments enthalten
sind, auf elektronischem Wege übermittelt wer­
den;"

b) In Absatz 2 werden nach Unterabsatz 1 folgende
zwei Unterabsätze eingefügt:
„Unbeschadet dieser Bestimmung können Ab­
gangsmitgliedstaaten vorsehen, daß eine Kopie
des Rückscheins dem Versender unverzüglich per
Fernkopierer übermittelt wird, um eine rasche
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Artikel 2

Die Richtlinie 92/81/EWG wird wie folgt geändert:

1 . Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a ) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„( 1 ) Für die Anwendung dieser Richtlinie gelten
als Mineralöle:

a ) die Erzeugnisse des KN-Codes 2706;

b) die Erzeugnisse der KN-Codes 2707 10, 2707
20, 2707 30, (2707 50, 2707 91 00, 2707 99
11 und 2707 99 19;

c) die Erzeugnisse des KN-Codes 2709;

d) die Erzeugnisse des KN-Codes 2710;

e ) die Erzeugnisse des KN-Codes 2711 , ein­
schließlich chemisch reines Methan und Pro­
pan, jedoch mit Ausnahme von Erdgas;

f) die Erzeugnisse der KN-Codes 2712 10, 2712
20 00, 2712 90 31 , 2712 90 33 , 2712 90 39
und 2712 90 90;

g) die Erzeugnisse des KN-Codes 2715;

h) die Erzeugnisse des KN-Codes 2901 ;

i) die Erzeugnisse der KN-Codes 2902 11 00,
2902 19 90, 2902 20, 2902 30, 2902 41 00,
2902 42 00, 2902 43 00 und 2902 44;

j ) die Erzeugnisse der KN-Codes 3403 11 00
und 3403 19;

k) die Erzeugnisse des KN-Codes 3811 ;

1 ) die Erzeugnisse des KN-Codes 3817."

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die in dieser Richtlinie enthaltenen Codes
der Kombinierten Nomenklatur beziehen sich auf
die am 1 . Oktober 1994 geltende Fassung der
Kombinierten Nomenklatur."

2 . Es wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 2a:

( 1 ) Nur die folgenden Mineralöle unterliegen der
Kontrolle und dem Beförderungsverfahren nach den
Bestimmungen der Richtlinie 92/12/EWG:

a) die Erzeugnisse der KN-Codes 2707 10, 2707 20,
2707 30 und 2707 50;

b) die Erzeugnisse der KN-Codes 2710 00 11 bis
2710 00 78; die Erzeugnisse der KN-Codes 2710
00 21 , 2710 00 25 und 2710 00 59 jedoch nur,
soweit sie als lose Ware befördert werden;

c ) die Erzeugnisse des KN-Codes 2711 (mit Aus­
nahme der Erzeugnisse der KN-Codes 2711 11 00
und 2711 21 00);

d) die Erzeugnisse des KN-Codes 2901 10;
e ) die Erzeugnisse der KN-Codes 2902 20, 2902 30,

2902 41 00, 2902 42 00, 2902 43 00 und 2902
44.

(2 ) Wenn ein Mitgliedstaat feststellt, daß andere als
die in Absatz 1 genannten Mineralöle als Heizöl oder
Kraftstoff verwendet werden, zu einer Verwendung
als solche bestimmt sind oder zum Verkauf angeboten
werden oder sonstwie mit einer Steuerhinterziehung,
Steuervermeidung oder einem Steuermißbrauch zu­
sammenhängen, teilt er dies der Kommission unver­
züglich mit. Die Kommission unterrichtet die anderen
Mitgliedstaaten innerhalb eines Monats nach Erhalt
der Mitteilung. Eine Entscheidung, ob die fraglichen
Erzeugnisse der Kontrolle und dem Beförderungsver­
fahren nach der Richtlinie 92/12/EWG unterworfen
werden sollen, ergeht nach dem Verfahren des Arti­
kels 24 der Richtlinie 92/12/EWG."

(3 ) Die Mitgliedstaaten können einige oder alle der
obengenannten Erzeugnisse, soweit sie nicht durch
Artikel 2 der Richtlinie 92/82/EWG erfaßt sind, im
Wege der bilateralen Vereinbarung ganz oder teilweise
von den Kontrollmaßnahmen der Richtlinie 92/12/
EWG befreien. Diese Vereinbarung betreffen nicht
diejenigen Mitgliedstaaten, die keine Vertragsparteien
sind. Alle bilateralen Vereinbarungen sind der Kom­
mission mitzuteilen, die ihrerseits die anderen Mit­
gliedstaaten davon unterrichtet."

3 . Es wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 7a:

Für verunreinigte oder versehentlich vermischte Mine­
ralöle, die zur Aufarbeitung an ein Steuerlager zurück­
gegeben werden, können die Mitgliedstaaten die
bereits gezahlte Verbrauchsteuer erstatten."

4. Artikel 8 wird wie folgt geändert:
a ) Dem Absatz 1 wird folgender Buchstabe ange­

fügt:
,,d ) im Rahmen von chemischen Reduktionsver­

fahren in Hochöfen eingeblasene Mineralöle,
die als Zusatz zu dem als Hauptbrennstoff
verwendeten Koks eingesetzt werden."

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:
„Unbeschadet anderer Gemeinschaftsvor­
schriften können die Mitgliedstaaten uneinge­
schränkte oder eingeschränkte Steuerbefreiun­
gen oder Steuersatzermäßigungen für Mine­
ralöle oder andere wie diese eingesetzte
Erzeugnisse gewähren, welche unter Steuer­
aufsicht verwendet werden."

5 . Es wird folgender Artikel eingefügt:

„Artikel 8a

( 1 ) In den steuerrechtlich freien Verkehr eines Mit­
gliedstaats übergeführte Mineralöle, die in den Haupt­
behältern von Nutzfahrzeugen enthalten und als
Kraftstoff für diese Fahrzeuge bestimmt sind sowie in
Containern zum Zwecke einer spezifischen Verwen­
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— Gasöl des KN-Codes 2710 00 69;

— schweres Heizöl der KN-Codes 2710 00 74 bis
2710 00 78;

— Flüssiggas der KN-Codes 271112 11 bis
2711 19 00;

— Methan des KN-Codes 2711 29 00;

— Kerosin der KN-Codes 27100051 und
2710 00 55 .

dung enthalten und für diese Container bestimmt sind
und deren Funktionieren während der Beförderung
dienen, sind in den anderen Mitgliedstaaten von der
Verbrauchsteuer befreit."

(2 ) Für die Anwendung des Artikels gelten als :

„Hauptbehälter" :

— die vom Hersteller für alle Kraftfahrzeuge dessel­
ben Typs fest eingebauten Behälter, die die unmit­
telbare Verwendung des Treibstoffs für den
Antrieb der Kraftfahrzeuge und gegebenenfalls für
das Funktionieren der Kühlanlage oder sonstigen
Anlagen während des Transports ermöglichen.

Als Hauptbehälter gelten auch Gasbehälter in
Kraftfahrzeugen, die unmittelbar mit Gas betrie­
ben werden können, sowie die Behälter für son­
stige Einrichtungen, mit denen die Fahrzeuge gege­
benenfalls ausgerüstet sind;

— die vom Hersteller in alle Container desselben
Typs fest eingebauten Behälter, die die unmittel­
bare Verwendung des Treibstoffs für das Funktio­
nieren der Kühlanlage oder sonstiger Anlagen von
Spezialcontainern während des Transports ermög­
lichen.

„Spezialcontainer": alle Behälter mit Vorrichtun­
gen, die speziell für Systeme der Kühlung, Sauer­
stoffzufuhr oder Wärmeisolierung oder für andere
Systeme geeignet sind."

(2 ) Die in Absatz 1 enthaltenen Codes der Kombinier­
ten Nomenklatur beziehen sich auf die am 1 . Oktober
1994 geltende Fassung der Kombinierten Nomenkla­
tur."

Artikel 4

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie spätestens am 1 . Juli 1995 nachzukommen. Sie setzen
die Kommission unverzüglich davon in Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst und durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnähme.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 5

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 22 Dezember 1994.

Artikel 3

Artikel 2 der Richtlinie 92/82/EWG erhält folgende Fas­
sung:

„Artikel 2

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für folgende Mineralöle:

— verbleites Benzin der KN-Codes 2710 00 26,
2710 00 34 und 2710 ,00 36;

— unverbleites Benzin der KN-Codes 2710 00 27,
2710 00 29 und 2710 00 32;

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. SEEHOFER
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RICHTLINIE 94/75/EG DES RATES

vom 22. Dezember 1994

zur Änderung der Richtlinie 94/4/EG und über eine befristete Ausnahmeregelung für Österreich
und für Deutschland

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION „(2 ) In Abweichung von Absatz 1 werden die Bundes­
republik Deutschland und die Republik Österreich
ermächtigt, die erforderlichen Rechtsvorschriften zu
erlassen, um dieser Richtlinie spätestens zum 1 . Januar
1998 nachzukommen hinsichtlich solcher Waren, die
von Reisenden eingeführt werden, welche in das deut­
sche beziehungsweise das österreichische Hoheitsgebiet
über eine Landesgrenze zu anderen Staaten als den
Mitgliedstaaten und den EFTA-Staaten oder mittels der
Küstenschiffahrt aus diesen Staaten einreisen.

Die genannten Mitgliedstaaten gewähren jedoch mit
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags von 1994 für
Einfuhren durch Reisende aus den in Unterabsatz 1
genannten Ländern einen Freibetrag von mindestens
75 ECU."

gestützt auf den Beitrittsvertrag von 1994, insbesondere
auf Artikel 2 Absatz 3, sowie auf die Beitrittsakte von
1994, insbesondere Artikel 151 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:"

Am 5. September 1994 beantragte die Republik Öster­
reich eine Ausnahmeregelung nach dem Muster der Rege­
lung, die für die Bundesrepublik Deutschland seit dem 1 .
April 1994 nach Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 94/
4/EG des Rates vom 14. Februar 1994 zur Änderung der
Richtlinien 69/169/EWG und 77/388/EWG sowie zur
Erhöhung der Freibeträge für Reisende aus Drittländern
und der Höchstgrenzen für steuerfreie Käufe im innerge­
meinschaftlichen Reiseverkehr (*) gilt.

Beantragt wird im einzelnen, daß die in Österreich derzeit
geltenden Freibeträge für die Einfuhr von Waren nach
Österreich bei der Einreise über Landesgrenzen zu ande­
ren . Staaten als den Mitgliedstaaten und den EFTA­
Staaten bis zum 1 . Januar 1998 beibehalten werden
dürfen.

Artikel 2

( 1 ) Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags
von 1994 erlassen die Mitgliedstaaten die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens nachzukom­
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen.

Zu berücksichtigen sind die wirtschaftlichen Schwierig­
keiten, die in Österreich durch die Freibeträge in dem
betreffenden Reiseverkehr entstehen können.

Wettbewerbsverzerrungen, die sich aus der Anwendung
unterschiedlicher Freibeträge auf Einfuhren aus anderen
Nachbarländern der Gemeinschaft als den EFTA-Staaten
ergeben könnten, sind jedoch zu vermeiden. Die Bundes­
republik Deutschland und die Republik Österreich müs­
sen daher für die Wareneinfuhr durch Reisende aus
diesen Ländern einen einheitlichen Freibetrag fest­
setzen —

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt am selben Tag wie die Beitrittsakte
von 1994 in Kraft.

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 22. Dezember 1994.

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. SEEHOFER

Artikel 1

Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie 94/4/EG erhält folgende
Fassung:

(M ABl. Nr. L 60 vom 3 . 3 . 1994, S. 14.
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RICHTLINIE 94/76/EG DES RATES

vom 22. Dezember 1994

zur Änderung der Richtlinie 77/388/EWG durch Übergangsmaßnahmen auf dem Gebiet der
Mehrwertsteuer im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen Union zum 1 . Januar

1995

vollständiger Befreiung von Eingangsabgaben oder einer
entsprechenden Regelung in den neuen Mitgliedstaaten
gestellt worden ist.

Außerdem sind Bestimmungen für die Fälle festzulegen, in
denen vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags für eine
Lieferung, die ein Steuerpflichtiger als solcher vor diesem
Zeitpunkt im Handelsverkehr zwischen der Gemeinschaft
in ihrer derzeitigen Zusammensetzung und den neuen
Mitgliedstaaten bzw. zwischen diesen bewirkt hat, beson­
dere Verfahren (Ausfuhrregelungen oder Versandverfah­
ren) begonnen wurden und erst nach diesem Datum
abgeschlossen werden—

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Beitrittsvertrag von 1994, insbesondere
auf die Artikel 2 und 3 und die Beitrittsakte von 1994,
insbesondere auf Artikel 169,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Vorbehaltlich der in Anhang XV Kapitel IX der Beitritts­
akte festgelegten Sonderbestimmungen gilt das gemein­
same Mehrwertsteüersystem in den neuen Mitgliedstaaten
ab Inkrafttreten des Beitrittsvertrags.

Da zu diesem Zeitpunkt die Besteuerung bei der Einfuhr
und die Steuerbefreiung bei der Ausfuhr im Handelsver­
kehr zwischen der Gemeinschaft in ihrer derzeitigen
Zusammensetzung und den neuen Mitgliedstaaten sowie
zwischen den neuen Mitgliedstaaten selbst wegfallen, sind
Übergangsmaßnahmen erforderlich, um die Neutralität
des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems zu gewährlei­
sten und Situationen der Doppelbesteuerung oder Nicht­
besteuerung zu vermeiden.

Beim Erlaß dieser Übergangsmaßnahmen ist den gleichen
Überlegungen Rechnung zu tragen, wie sie den im
Zusammenhang mit der Verwirklichung des Binnen­
markts zum 1 . Januar 1993 festgelegten Bestimmungen
zugrunde liegen, und insbesondere Artikel 28n der Richt­
linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwert­
steuersystem: einheitliche, steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage (*).

Zollrechtlich gilt ein Gegenstand als in der erweiterten
Gemeinschaft im freien Verkehr befindlich, wenn nachge­
wiesen wird, daß er sich zum Zeitpunkt des Beitritts
entweder in der Gemeinschaft in ihrer derzeitigen Zusam­
mensetzung oder in einem der neuen Mitgliedstaaten im
freien Verkehr befand. Hieraus sind insbesondere im
Hinblick auf Artikel 7 Absätze 1 und 3 und Artikel 10
Absatz 3 der Richtlinie 77/388/EWG entsprechende Fol­
gerungen zu ziehen.

Konkret sind die Umstände zu erfassen, in denen ein
Gegenstand vor dem Beitritt unter eine der in Artikel 16
Absatz 1 Teil B Buchstaben a) bis d) genannten Regelun­
gen, ein Verfahren der vorübergehenden Verwendung bei

Artikel 1

In die Richtlinie 77/388/EWG werden folgender
Abschnitt und folgender Artikel eingefügt:

„ABSCHNITT XVIc

Übergangsbestimmungen im Zusammenhang mit dem
Beitritt Finnlands, Österreichs und Schwedens zur
Europäischen Union

Artikel 28p

( 1 ) Im Sinne dieses Artikels ist zu verstehen unter

— „ Gemeinschaft" das Gebiet der Gemeinschaft im
Sinne von Artikel 3 vor dem Beitritt;

— „neue Mitgliedstaaten" das Hoheitsgebiet der Mit­
gliedstaaten, die der Europäischen Union durch den
am 24. Juni 1994 unterzeichneten Vertrag beigetre­
ten sind, wie es in Artikel 3 dieser Richtlinie für
jeden einzelnen dieser Mitgliedstaaten definiert ist;

— „erweiterte Gemeinschaft" das Gebiet der Gemein­
schaft im Sinne von Artikel 3 nach dem Beitritt.

(2 ) Für Gegenstände, die

— vor dem Beitrittsdatum in die Gemeinschaft oder in
einen der neuen Mitgliedstaaten verbracht wurden
und

— beim Verbringen in die Gemeinschaft oder in einen
der neuen Mitgliedstaaten unter ein Verfahren der

(') ABl. Nr. L 145 vom 13 . 6 . 1977, S. 1 . Richdinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 94/5/EG ( ABl. Nr. L 60 vom 3 .
3 . 1994, S. 16).
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vorübergehenden Verwendung bei vollständiger
Befreiung von Eingangsabgaben oder eine der in
Artikel 16 Absatz 1 Teil B Buchstaben a) bis d )
genannten Regelungen oder eine diesen Regelungen
entsprechenden Regelung in einem der neuen Mit­
gliedstaaten gestellt wurden und

— diese Regelung nicht vor dem Beitrittsdatum verlas­
sen haben,

finden die Vorschriften, die bei der Unterstellung der
Gegenstände unter das Verfahren oder die Regelung
galten, nach dem Beitrittsdatum bis zum Verlassen
dieses Verfahrens oder dieser Regelung weiterhin
Anwendung.

( 3 ) Für Gegenstände, die

— vor dem Beitrittsdatum unter das gemeinsame Ver­
sandverfahren oder ein anderes zollrechtliches Ver­
sandverfahren gestellt wurden und

— dieses Verfahren nicht vor dem Beitrittsdatum ver­
lassen haben,

finden die Vorschriften, die bei der Unterstellung der
Gegenstände unter das Verfahren galten, nach dem
Beitrittsdatum bis zum Verlassen dieses Verfahrens
weiterhin Anwendung.

Im Sinne des ersten Gedankenstrichs ist unter „gemein­
sames Versandverfahren" die Regelung zu verstehen,
die im Übereinkommen über ein gemeinsames Versand­
verfahren vom 20 . Mai 1987 (*) für die Warenbeförde­
rung zwischen der Gemeinschaft und den Ländern der
Europäischen Freihandelszone (EFTA) sowie zwischen
den einzelnen EFTA-Ländern festgelegt ist.

Entgelt bewirkten Lieferung von Gegenständen
durch einen Steuerpflichtigen als solchen begonnen
wurde;

d) jede Unregelmäßigkeit oder jeder Verstoß anläßlich
oder im Verlauf eines der im Absatz 3 genannten
Verfahren, das gemäß Buchstabe c) begonnen
wurde.

( 5 ) Einer Einfuhr im Sinne von Artikel 7 Absatz 1
ebenfalls gleichgestellt wird die in einem Mitgliedstaat
durch einen Steuerpflichtigen oder Nichtsteuerpflichti­
gen nach dem Beitrittsdatum erfolgende Verwendung
von Gegenständen, die ihm vor dem Beitrittsdatum in
der Gemeinschaft oder in einem der neuen Mitglied­
staaten geliefert wurden, sofern folgende Voraussetzun­
gen gegeben sind:

— Die Lieferung dieser Gegenstände war entweder
nach Artikel 15 Nummern 1 und 2 oder nach einer
entsprechenden Bestimmung in den neuen Mitglied­
staaten befreit oder befreiungsfähig;

— die Gegenstände wurden nicht vor dem Beitrittsda­
tum in einen der neuen Mitgliedstaaten oder in die
Gemeinschaft verbracht.

( 6 ) Für die in Absatz 4 genannten Fälle gilt die
Einfuhr im Sinne von Artikel 7 Absatz 3 als in dem
Mitgliedstaat erfolgt, in dem die Gegenstände die Rege­
lung verlassen, unter die sie vor dem Beitrittsdatum
gestellt worden sind.

( 7) Abweichend von Artikel 10 Absatz 3 stellt die
Einfuhr von Gegenständen im Sinne der Absätze 4 und
5 dieses Artikels keinen Steuertatbestand dar,

a) wenn der eingeführte Gegenstand nach außerhalb
der erweiterten Gemeinschaft versendet oder beför­
dert wird oder

b) wenn der im Sinne von Absatz 4 Buchstabe a )
eingeführte Gegenstand — mit Ausnahme von
Fahrzeugen — in den Mitgliedstaat, aus dem er
ausgeführt wurde und an denjenigen, der ihn ausge­
führt hat, zurückversendet oder -befördert wird
oder

c ) wenn der im Sinne von Absatz 4 Buchstabe a)
eingeführte Gegenstand ein Fahrzeug ist, welches
unter den für den Binnenmarkt eines der neuen
Mitgliedstaaten oder eines der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaft geltenden allgemeinen Steuerbedin­
gungen vor dem Beitritt erworben oder eingeführt
wurde und/oder für welches bei der Ausfuhr keine
Befreiung oder Steuervergütung gewährt worden
ist .

Diese Bedingung gilt als erfüllt, wenn das Fahrzeug vor
dem 1 . Januar 1987 in Betrieb genommen wurde oder
wenn der Betrag der bei der Einfuhr fälligen Steuer
geringfügig ist.

(4 ) Die nachstehenden Vorgänge werden der Einfuhr
eines Gegenstands im Sinne von Artikel 7 Absatz 1
gleichgestellt, sofern nachgewiesen wird, daß sich der
Gegenstand in einem der neuen Mitgliedstaaten oder in
der Gemeinschaft im freien Verkehr befand:

a ) das Verlassen, einschließlich des unrechtmäßigen
Verlassens, eines Verfahrens der vorübergehenden
Verwendung, unter die der betreffende Gegenstand
vor dem Beitrittsdatum gemäß Absatz 2 gestellt
worden ist;

b) das Verlassen, einschließlich des unrechtmäßigen
Verlassens, einer der in Artikel 16 Absatz 1 Teil B
Buchstaben a) bis d) genannten Regelungen oder
einer diesen Regelungen entsprechenden Regelung,
unter die der betreffende Gegenstand vor dem
Beitrittsdatum gemäß Absatz 2 gestellt worden ist;

c ) die Beendigung eines der in Absatz 3 genannten
Verfahren, das vor dem. Beitrittsdatum in einem der
neuen Mitgliedstaaten für die Zwecke einer vor
dem Beitrittsdatum in diesem Mitgliedstaat gegen (M ABl . Nr. L 226 vom 13 . 8 . 1987, S. 2."
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Artikel 2

( 1 ) Vorbehaltlich des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags
von 1994 erlassen die Mitgliedstaaten die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie zum Datum des Inkrafttretens nachzukommen.
Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in Kennt­
nis.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterabsatz
1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Vorschriften mit, die sie auf
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.

Artikel 3

Diese Richtlinie tritt zum gleichen Zeitpunkt wie der
Beitrittsvertrag von 1994 in Kraft.

Artikel 4

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 22. Dezember 1994.

Im Namen des Rates

Der Präsident

H. SEEHOFER
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